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2 Koellreutter 


I. Das Wefen des Führerſtaates 


1. Das Volk als politijche Größe 

Der deutſche Führerſtaat iſt ein völkiſcher Staat und damit ein Volksſtaat. Sein 
politiſches Weſen kann deshalb nur verſtanden werden, wenn man ſich klarmacht, daß 
das Volk der politiſche Grundwert dieſes Führerſtaates iſt. Damit tft eine Stellung ; 
nahme zum Volksbegriff für das Verſtändnis des Führerſtaates unentbehrlich. 


Nach der liberalen Auffaſſung bedeutet Volk die Summe „freier“ Staatsbürger, die 
„politiſch“ zu einer Einheit verbunden ſind. Die liberale Demokratie kennt deshalb 
das Volk nicht als „eigenſtändiges“ Weſen und damit als eigene politiſche Größe, 
ſondern für ſie beſteht Volk im politiſchen Sinne nur in dem ſtaatlichen, d. h. politiſchen 
Zuſammenſchluß „gleicher“ und „freier“ Individuen. Der Liberalismus dachte alfo- 
avölkiſch. Deshalb glaubte auch der Liberalismus in der „geſellſchaftlichen“ Sphäre 
„unpolitiſch“ ſein zu können. Politik bedeutete für ihn nur Machtausübung durch 
Handhabung des ſtaatlichen Machtapparats. Dieſer Machtapparat hatte nach der 
liberalen Auffaſſung die Perſönlichkeits⸗ und Rechtsſphäre des einzelnen Indivi- 
duums unbedingt zu reſpektieren. Einſchränkungen und Eingriffe in dieſe „Freiheits- 
ſphäre“ des Individuums waren deshalb auch nur auf Grund von „Geſetzen“ möglich, 
die wieder von der „Mehrheit“ der Staatsbürger beſchloſſen wurden. Inſofern war 
der liberale Staat „Geſetzesſtaat“, als in ihm die Norm „herrſchte“, d. h. die einzig 
verbindliche Grenze für das Eigenleben des Individuums bildete. 


Auch die Rechtſprechung im liberalen Staate bezog das „Politiſche“ allein auf den 
Staat. Politiſche Angelegenheiten waren danach die Verfaſſung, die Verwaltung, die 
Geſetzgebung, die ſtaatsbürgerlichen Rechte und die internationalen Beziehungen. Da 
der Liberalismus das Volk als eigenſtändige Weſenheit nicht ſah und damit die Her- 
ſtellung einer überindividuellen Gemeinſchaft für ihn kein politiſches Problem bildete, 
konnte in ihm das Volk auch keine eigene politiſche Größe ſein. 

Damit verbaute ſich aber der Liberalismus auch die Erkenntnis in das Weſen der 
Führung. Denn, wie noch zu zeigen ſein wird, iſt echte Führung nur denkbar beim 
Vorhandenſein einer Gefolgſchaft, aus der fie organiſch heraus wächſt. 

Für den Führerſtaat bildet deshalb die Schaffung einer völkiſchen Gemeinſchaſt 
und die organiſche Gliederung des Volkskörpers in ihr das innerpolitiſche Haupt- 
problem. Das damit notwendig verbundene außenpolitiſche Hauptproblem liegt dann 
darin, dem Volk als politiſche Größe eine gleichberechtigte und als ſolche anerkannte 
politiſche Stellung im Kreiſe der anderen Völker zu verſchaffen und ſicherzuſtellen. 
Innen. und Außenpolitik bauen nach dieſer Auffaſſung gleicherweiſe auf den Völkern 
auf und verfolgen völlig gleiche Ziele. Das politiſche Leben eines Volkes erſchöpft 
ſich nicht in der innenpolitiſchen Gemeinſchaftsregelung, weil kein Volk heute iſoliert 
lebt und leben kann. Deshalb hängt der Beſtand einer innenpolitiſchen Gemeinſchafts⸗ 
regelung entſcheidend von ihrer außenpolitiſchen Anerkennung und Sicherung ab. 
Somit erſchließt ſich nach der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung das Weſen des 
Politiſchen nur in der Orientierung an eine konkrete Gemeinſchaft. Die Bindung des 
Volksgenoſſen an ſie iſt das entſcheidende politiſche Problem. Damit wird nicht der 
„Feind“, ſondern der „Freund“, d. h. der als „Kamerad“ in den völkiſchen Bindungen 
ſtehende Volksgenoſſe zum eigentlichen politiſchen Typus. 

Dieſer eigentliche politiſche Typus erwuchs aus dem Gemeinſchaftserlebnis des 
Frontſoldaten heraus. Gerade der Frontſoldat kannte deshalb auch nicht den „Feind“ 
im liberalen Sinne, ſondern er kannte nur den „Gegner“, wie das auch immer einer 
ſoldatiſchen Auffaſſung entſprach. Den Gegner bekämpfte man, weil er in einer 
anderen politiſchen Gemeinſchaft ſtand, die im Kriege den Beſtand der eigenen Volks- 
gemeinſchaft bedrohte. Die in dieſem Kampfe angewandten kriegeriſchen Mittel waren 
deshalb Mittel zur Erhaltung des höchſten politiſchen Wertes, nämlich der eigenen 
Volksgemeinſchaft. Deshalb iſt der Krieg für dieſe politiſche Auffaſſung nicht das. 
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ſoziale Ideal, ſondern nur ein Außerftes Mittel zur Erhaltung der eigenen Gemein ; 
ſchaft und ihrer politiſchen Grundwerte, vor allem ihrer Ehre. 


Daraus ergibt ſich auch, daß die politiſchen Ideen des Liberalismus einen anderen 
politiſchen Typus herausbilden mußten als die völkiſche Auffaſſung vom Weſen des 
Politiſchen. Oswald Spengler hat in folgerichtiger Herausarbeitung ſeiner Epoche 
des „Cäſarismus“ in dem „politiſchen Raubtier“ den politiſchen Typus unſerer Zeit 
geſehen. Für ihn tauchen die Zeiten des bindungsloſen politiſchen Menſchen, des 
Condottiere, wieder auf, der Macht um der Macht und des Genuſſes willen erſtrebt. 
Seine Macht wird getragen von Gruppen, die als ſolche keine völkiſchen Bindungen 
haben und anerkennen, ſondern ſich mit ihrem Führer und durch ihn in den Beſitz und 
Genuß der Macht ſetzen. Damit entſteht der Typus eines politiſchen Menſchen, der 
ohne eigene Bindung an überindividuelle Gemeinſchaftswerte das eigentliche politiſche 
Phänomen nur in dem Feind ſieht, der feine politifhe Herrſchaft bedroht. Dieſer 
politiſche Typus iſt dann auch wechſelnden politiſchen Situationen deshalb gewachſen, 
weil er ohne politiſche Subſtanz iſt. 

Die völkiſche Auffaſſung vom Weſen des Politiſchen ſetzt natürlich auch eine andere 
Auffaſſung vom Weſen des Volkes voraus. Der Liberalismus hatte die Erkenntnis 
und Pflege der Naturgemeinſamkeiten des Volkes völlig vernachläſſigt. Soweit er 
nicht ganz in eine individualiſtiſche Betrachtungsweiſe verfiel und im Volke nur eine 
Summe von Individuen ſah, war für ihn das Volk höchſtens eine politiſche Einheit, 
die durch ein gemeinſames politiſches Erleben und gemeinſame Kulturſchöpfung 
getragen wurde und ihren äußeren Ausdruck in einer gemeinſamen Sprache fand. In 
eine ſolche Auffaſſung vom Volke konnte auch der Bluts⸗ und Heimatsfremde ohne 
weiteres eingereiht werden. And dies war um ſo mehr der Fall, als die herrſchenden 
Ideen der liberalen Demokratie das Prinzip der bindungsloſen liberalen Freiheit mit 
dem der politiſchen Gleichheit zu verbinden ſuchten. Alles, was Menſchenantlitz trägt, 
war alſo nach dieſer Auffaſſung gleicherweiſe politiſch „frei“ und politiſch „gleich“. 
Der demokratiſche Staat war dann nach dieſer Auffaſſung ein Staat, „deſſen Staats- 
rechtsnormen dem ganzen „Volke politiſche „Freiheit und politiſche „Gleichheit' ver- 
leihen“ (Thoma). 

Demgegenüber ſieht der Nationalſozialismus das Weſen des Volkes als geſchichtlich⸗ 
kulturelle Einheit durch die „Naturgemeinſamkeiten“ von „Blut und Boden” beſtimmt. 
Seine Auffaſſung vom Weſen des Volkes iſt damit eine organiſche im Gegenſatz zur 
mechaniſchen des individualiſtiſchen Liberalismus. Die entſcheidende politiſche Erkennt⸗ 
nis liegt dabei in der Tatſache, daß gleiches Blut und gleiche Heimat als die politiſchen 
Grundwerte anerkannt werden, und daß nur aus ihnen eine wirkliche politiſche Schick. 
ſalsgemeinſchaft und Kulturgemeinſchaft herauswachſen kann. Der Nationalſozialismus 
erkennt auch die politiſchen Bindungswerte, wie ſie in dem gemeinſamen geſchichtlichen 
und kulturellen Erlebnis liegen, durchaus an. Aber er hält eine völkiſche Gemeinſchaft 
nur dann für gegeben und für geſichert, wenn ſie auf den Naturgegebenheiten gemein. 
ſamen Blutes aufbaut. 


Dabei kann hier die Frage des Zuſammenhangs, aber auch des Anterſchieds 
von Rafle und Volkstum unerörtert bleiben. Daß Volk als politiſche Größe 
und Raffe als blutmäßig beſtimmter menſchlicher Typus ſich in der politiſchen 
Wirklichkeit nicht decken, daß die heutigen Völker ſämtlich mehr oder weniger raffe- 
gemiſcht ſind, wird vom Nationalſozialismus als gegebene Tatſache anerkannt. Aber 
er hält es für abſolut notwendig, im Nahmen der heute vorhandenen Möglichkeiten 
die Arteinheit eines Volkes möglichſt zu wahren und dieſes Volk wieder in eine 
organiſche Verbindung mit dem Naum, in dem es lebt, zu bringen. Deshalb ſieht der 
Nationalſozialismus in der Aberfremdung eines Volkes durch artfremde Elemente eine 
politiſche Gefahr, der es entgegenzutreten gilt. Nur ein ſolches, ſich feiner natürlichen 
Eigenarten bewußtes Volk kann dann auch die Gefolgſchaft für eine völkiſche Führung 
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Für den Liberalismus ergab fi) die Gefahr, daß das individualiſtiſch gedachte Volk 
zur bloßen, bindungsloſen Maſſe wurde. So bildete für dieſe Auffaſſung der Bauer, 
d. h. der an die Scholle gebundene Menſch, der ſich unbewußt und felbitver- 
ſtändlich auch ſeine Artgleichheit bewahrt hatte, einen rückſtändigen Typus gegenüber 
dem bindungsloſen Intellektuellen, für den dieſe Naturgemeinſamkeiten von Blut und 
Voden etwas Aberlebtes bedeuteten. Dieſer intellektuelle Typus war das Produkt 
der modernen Großſtadt, die mit ihren „Genüſſen“ die eigentliche „Heimat“ dieſes 
Typus bildete. 


Aus dieſem Typus erwuchs dann auch das Ideal des „führerloſen“ Staates. Die 
Mehrheit der zu einer äußerlichen politiſchen Einheit zuſammengeſchloſſenen Indivi⸗ 
duen beherrſchte ſich ſelbſt. Die eigentliche politiſche Macht übten anonym und im 
Hintergrund diejenigen aus, die es vermochten, für beſtimmte politiſche Ziele eine 
ſolche Mehrheit hinter ſich zu bringen. Solange dieſe Mehrheit als „Maſſe“ politiſch 
lenkbar war, war die Herrſchaft dieſes politiſchen Typus nicht bedroht. Eine volks⸗ 
verbundene politiſche Führung wurde auch nicht erſtrebt. Denn der Staat war ja nur 
ein Apparat, um die in Klaſſen zerriſſene „Geſellſchaft“ einigermaßen in Form zu 
halten. Obwohl der Liberalismus — wie ſchon oben angeführt — alles Politiſche nur 
am Staat orientierte, ſo bedeutete ihm das Politiſche doch nur ein böſes Prinzip, 
und der Staat ein notwendiges Abel, ein Abergangszuſtand, der möglichſt verſchwin⸗ 
den müfle, um der „klaſſenloſen Geſellſchaft“ — wie ſich der Marxismus —, oder einer 
„Freibürgerſchaft“ — wie ſich der bürgerliche Liberalismus ausdrüdte — Platz 
zu machen. 

Aus dieſer Geiſteshaltung heraus ſpielten bei dieſem politiſchen Typus die raſſiſchen 
Werte keine Rolle. Man ſah in der RNaſſe nur einen zoologiſchen Begriff. 
Nach Spengler „hatte“ man nur Raffe, die aber dann nur den Ausdruck einer 
beſtimmten Geiſtigkeit und geſellſchaftlichen Haltung bedeutete. Für dieſe avölkiſche 
Auffaſſung von Naſſe bedeutete es deshalb kein politiſches Problem, daß die politiſche 
Führung in der heutigen Völker- und Staatenwelt im ſtärkſten Maße überfremdet war 
und vor allem das wurzelloſe intellektuelle Judentum in ihm einen Einfluß ausübte, 
der in keinem Verhältnis zu der zahlenmäßigen Bedeutung des Judentums ſtand. 


Damit ſchied aber das eigentliche Problem der Führung aus. Nach dem November. 
umſturz von 1918 hatten deshalb die neuen Machthaber auch nicht die geringſten 
Bedenken, für das wurzelloſe Oſtjudentum die Grenzen weit zu öffnen und demfelben 
alle Möglichkeiten wirtſchaftlichen und politiſchen Einfluſſes zu geben. Die dadurch 
herbeigeführte Aberfremdung hat das ganze deutſche politiſche Leben zerſetzt und den 
Antergang des Weimarer Parteienſtaates mit herbeigeführt. Sie iſt daran ſchuld, 
daß die durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung herbeigeführte notwendige Reini- 
gung des völkiſchen Lebens eine durchgreifende ſein mußte. 


Der Nationalſozialismus mußte das völkiſche Prinzip gerade auch in der politiſchen 
Führung auf das ſtrengſte durchführen; nur der völkiſche Menſch, der blutbedingt 
in den Bindungen des eigenen völkiſchen Lebens drinſteht, kann nach ſeiner Auffaſſung 
an der politiſchen Führung beteiligt ſein, weil jede echte Führung auf diefen völkiſchen 
Vorausſetzungen aufbaut. 


2. Der Staat als politiſche Lebensform 

Für die liberale Auffaſſung war — wie ſchon gezeigt — alles Politifhe am Staate 
orientiert. Eine folgerichtige Durchführung dieſes avölkiſchen Prinzips mußte ent ⸗ 
weder zu einer „Verneinung des Staates“ oder zu ſeiner „Vergottung“ führen. 

Zur Verneinung des Staates führt die marxiſtiſche Staatsauffaſſung. Deshalb trägt 
auch in der bolſchewiſtiſchen Ideologie der Staat nur proviſoriſche Züge. „Die 
Diktatur des Proletariats“ dient nur der Durchführung der kommuniſtiſchen Gleich. 
heitsideen, nach deren Verwirklichung es „weder eine Klaſſenherrſchaft noch eine 


— I . | Beitrag 18 


Der Aufbau des deutſchen Führerſtaates 5 


Staatsautorität mehr geben wird“ (Art. I des ſowjetruſſiſchen Grundgeſetzes vom 
10. Juli 1918 in der Faſſung vom 18. Mai 1929) 

Zur „Staatsvergottung“ führt das Hegelſche ar das der ftaatsphilofo- 
phiſche Ausdruck der Staatsauffaſſung des 19. Jahrhunderts in Deutſchland geweſen 
iſt. Der Staat als „Wirklichkeit der ſittlichen Idee“ iſt der politiſche Eigenwert, dem⸗ 
gegenuber Hegel im Volk nur „denjenigen Teil des Staates ſah, der nicht weiß, was 
er will”. Von dieſen Gedankengängen Hegels iſt auch das faſchiſtiſche Staatsdenken 
als Ausdruck eines romaniſchen avölkiſchen Denkens ſtark beeinflußt. Nach der Auf. 
faſſung des Faſchismus „wird die Nation vom Staate geſchaffen, der dem Volke, 
welches fi feiner eigenen fittlichen Einheit bewußt iſt, einen Willen und daher fein 
tatſächliches Daſein verleiht“ (Muſſolini). Für dieſe Auffaſſung liegt alſo im Staate 
das eigentliche ſchöpferiſche Inſtrument. Dieſe Auffaſſung macht aus dem einzelnen 
eine Konſtruktion im ſtaatlichen Sinne. 

Für die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung bedeutet der Staat aber keinen Eigenwert. 
Er erhält feinen politiſchen Wert nur als Lebensform des Volkes und iſt allein als 
ſolcher in ſeiner Geſtaltung beſtimmt. Deshalb lehnt der Nationalſozialismus auch 
die Auffaſſung vom „totalen“ Staat als avölkiſch ab. Denn dieſe Auffaſſung betont 
die Allmacht des ſtaatlichen Machtapparats. Er bedeutet in einem völkiſchen Führer. 
ſtaat nur ein ſelbſtverſtändliches Mittel (vgl. unten: die Mittel der Führung), aber 
nicht das eigentliche politiſche Ziel. Dieſes Ziel liegt im völkiſchen Staate in der 
Totalität der völkiſchen Idee. Denn nur fie, d. h. die Durchdringung jedes Volks- 
genoſſen mit ihr, iſt imſtande, den völkiſchen Staat zur politiſchen Wirklichkeit zu 
machen. Totalität in dieſem Sinne iſt aber keine Eigentümlichkeit des national 
ſozialiſtiſchen Staates oder des Staates des 20. Jahrhunderts überhaupt. Auch der 
lebenskräftige politiſche Liberalismus nahm dieſe Totalität für ſich in Anſpruch. 


Das eigentliche Weſen des nationalſozialiſtiſchen Staates liegt deshalb nicht in den 
politiſchen Mitteln, wie ſie im Staatsapparat gegeben ſind, ſondern liegt im Weſen 
der ihn tragenden Autorität. Der deutſche Führerſtaat iſt autoritärer Führerſtaat. 
And nur aus dem Weſen der Autorität wird auch der Anterſchied zwiſchen bloßer 
diktatoriſcher Machtausübung und echter Führung verſtändlich. 


3. Das Weſen der Autorität 

Die Ausübung der politiſchen Macht muß ſich an einem tieferen Sinn rechtfertigen 
und dadurch legitimieren. Im völkiſchen Staate kann ſtaatliche Machtausübung und 
ihre Organiſation niemals Selbſtzweck ſein. Sie dient allein dem Schutze und der 
politiſchen Entwicklung des Volkes. 


Das Problem der Autorität liegt alſo in der Rechtfertigung der Ausübung der 
Staatsmacht durch Verwirklichung einer Staatsidee. 


In einem völkiſchen Staate bildet die Gemeinſchaft die politiſche Grundlage 
jeder ſtaatlichen Formung. Dieſe notwendige ſeeliſche Verbindung des Volkes mit 
der politiſchen Führung und ihrer ſtaatlichen Geſtaltung bildet das Weſen der 
Autorität. Die Autorität des völkiſchen Staates wurzelt in einer Gemeinſchafts⸗ 
ethik, d. h. in der vom Volke gewollten und bewußten Einheit von Volk und Staat. 
Nur die politiſche Führung, die von dieſer Autorität getragen wird, erfüllt die Vor. 
ausſetzungen einer echten Führung. Das Volk bewertet ſowohl das Verhalten 
einzelner Volksgenoſſen wie das ſeiner Führung daran, ob ſie zur Verwirklichung der 
politiſchen Gemeinſchaft beitragen oder nicht. Völkiſche Lebens funktionen wie Macht 
und Recht finden deshalb ihre ethiſche Rechtfertigung erſt in der Autorität ihrer 
Träger. „Denn auf die Dauer werden Regierungsſyſteme nicht gehalten durch den 
Druck der Gewalt, ſondern durch den Glauben an ihre Güte und an die Wahrhaftigkeit 
in der Vertretung und Förderung der Intereſſen eines Volkes.“ (Adolf Hitler.) 


Wurzelt ſo die Staatsautorität in der Bindung an die völkiſche Gemeinſchaft, ſo iſt 
ihr eigentümlich das Gefühl für den Wert und für die Ehre des Geſamtvolkes, wie 
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für die des einzelnen Volksgenoſſen. Die Achtung vor den Lebensgeſetzen der Gemein. 
ſchaft, ihre Verteidigung gegen innere und äußere Gefährdung, wie die Achtung vor 
der Ehre der einzelnen Perſönlichkeit, find politiſche Grundwerte des autoritären 
Staates. Es iſt nur folgerichtig, daß der nationalſozialiſtiſche Staat die Ehre als 
Grundlage der nationalen Exiſtenz beſonders hervorhebt. 


Autorität und richtig verſtandene Freiheit ſind keine Gegenſätze. Denn Autorität 
erwächſt nur aus der verantwortlichen Gebundenheit der einzelnen Perſönlichkeit 
an die völkiſchen Lebensgeſetze. Politiſche Rechte bedeuten im autoritären Staat 
nicht die Möglichkeit für den einzelnen, ſich bedingungslos ihrer zu bedienen, 
ſondern ſie bedeuten die Pflicht, alle Möglichkeiten der ſchöpferiſchen Perſönlichkeit 
dem völkiſchen Leben dienſtbar zu machen. 

Die Staatsautorität gehört deshalb zum Weſen unferer völkiſchen Wirklichkeit, weil 
ihre Träger die Gemeinſchaft repräſentieren. 


Autorität kann man auch weder ſchaffen, noch kommandieren. Sie wurzelt im völkifchen 
Sein und iſt mit der Perſönlichkeit ihrer Träger verknüpft. 


Die größte Gefahr für jeden Führerſtaat bildet deshalb das Entſtehen einer „Pſeudo⸗ 
führung“. Jedes geſunde Volk unterſcheidet inſtinktiv und untrüglich den echten 
Führer, der nicht für ſich, ſondern nur für das Volk und deſſen Zukunft lebt, von dem 
„Pſeudoführer“, dem bloßen Inhaber einer Machtpoſition, der nur ſich und ſeine 
politiſche Machtpoſition behaupten will. Die Pſeudoführung zerſtört den Gedanken 
der völkiſchen und damit politiſchen Perſönlichkeit und diskreditiert den Gedanken 
der Führung. And ſie iſt um ſo gefährlicher, weil ſie auch in den unterſtellten 
Stellen nicht den Gedanken der echten Führung, ſondern das Gegenteil wach- 
ruft. Das hat aber wieder notwendig eine Erfchütterung der Staatsautorität zur 
Folge. Der Führerſtaat ſteht und fällt deshalb mit der Notwendigkeit, daß der 
Gedanke der echten Führung ſich überall durchſetzt und durch ſtrengſte Auswahl der an 
der Führung beteiligten Perſönlichkeiten die Grundlagen des Führerſtaates ſicher⸗ 
geſtellt werden. 


4. Das Weſen der Führung 

Hitler hat als Grundſatz des Aufbaus eines Staatsweſens bezeichnet „Autorität jedes 
Führers nach unten und Verantwortlichkeit nach. oben“. Jeder echte Führer muß 
deshalb Autoritätsträger fein, und wie man Autorität nicht künſtlich [halfen kann, 
ſo kann man auch keine Führer künſtlich ins Leben rufen. Die Autorität wurzelt im 
völkiſchen Sein, und der echte Führer als Autoritätsträger muß deshalb aus dem 
Volke herauswachſen. 


Das Problem der Führung wird in revolutionären Zeiten von beſonderer Wichtig⸗ 
keit. Denn echte Revolutionen find politiſche Geburtsakte, in denen ſich neue politiſche 
Ideen durchſetzen. Deshalb entſtehen echte Revolutionen auch immer im Schoße des 
Volkes und müſſen ſich im Kampfe gegen den beſtehenden Staatsapparat durchſetzen. 
Dieſes Durchſetzen gelingt aber nur, wenn dem Volke ein Führer erſteht, der ſeiner 
politiſchen Sehnſucht Geſtalt und Form zu geben vermag. 

Damit verkörpert der echte Führer in ſeiner Perſönlichkeit den Volkswillen. Als 
Träger der Staatsautorität erkennt jedes geſunde Volk nur eine Perſönlichkeit an, 
die ſeinem Weſen und ſeiner Art entſpricht. Zu allen Zeiten ſpielte bei der Auswahl 
politiſcher Führer die körperliche und geiſtige Haltung derſelben eine entſcheidende 
Rolle für die Erhaltung ihrer Autorität. Sie mußten den dem Volke vertrauten 
politiſchen Typus verkörpern. Während als Träger bloßer Staatsfunktionen gelegent- 
lich auch Fremdraſſige möglich waren und ertragen wurden (fo z. B. der jüdijche Erſt⸗ 
miniſter Disraeli in England), kann ſich in einem geſunden Volke eine Aberfremdung 
der Autoritätsträger nicht auf die Dauer behaupten. 

Gerade im autoritären Staat erweiſt ſich deshalb die Schaffung eines politiſchen 
Typus als unabweisbare Notwendigkeit und dieſer politiſche Typus muß, um 
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Autorität zu beſitzen, wieder dem völkiſchen Weſen entſprechen. Aus dieſem Grunde 
legen nicht nur die Partei und ihre Antergliederungen auf Artgleichheit und Raſſe⸗ 
reinheit in ihren Reihen höchſten Wert, ſondern auch die Mittel der ſtaatlichen 
Führung, das Berufsbeamtentum und die Wehrmacht, mußten mit dieſen Grund. 
ſätzen des autoritären Führerſtaates in Einklang gebracht werden. Nur ſo kann die 
Volksverbundenheit der echten Führung wirklich garantiert werden. Aus Fremd. 
herrſchaft kann deshalb niemals echte Führung entſtehen. 

Wenn weiter „Verantwortlichkeit nach oben“ als Element der Fübrung heraus- 
gehoben wird, fo ergibt ſich daraus ebenfalls, daß die Perſönlichkeit des Autoritäts- 
trägers einen entſcheidenden Faktor des Führerſtaates bildet. Denn Autorität kann 
immer nur von Perſönlichkeiten getragen werden. Deshalb hat der Führer als einen 
Grundgedanken der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung herausgehoben, daß ſie 
nicht auf dem Gedanken der Mehrheit, ſondern auf dem der Perſönlichkeit aufbaut. 
Aber dieſe Perſönlichkeit muß in dem Sinne politiſche Perſönlichkeit ſein, daß ſie im 
völkiſchen Boden wurzelt. Entwurzeln ſich an der Führung beteiligte Perſönlichkeiten 
aus ihrer völkiſchen Grundlage, ſo geben ſie damit auch den Anſpruch auf politiſche 
Führung aus der Hand. 

Es entſpricht deshalb dem Weſen der völkiſchen Führung, daß fie die völkiſche Per. 
ſönlichkeit zur Mitarbeit bewußt heranzieht. Denn jeder echte Führer wird bemüht 
ſein, als Mitarbeiter Perſönlichkeiten zu haben, die ſeinem Weſen entſprechen. 


In Deutſchland iſt das auf politiſchem Gebiet weithin nicht der Fall geweſen. Die 
großen politiſchen Führer ſind in Deutſchland ſaſt immer iſoliert geweſen und gerade 
von ihren Standesgenoſſen nicht verſtanden worden. Das gilt von den beiden großen 
politiſchen Vorgängern Hitlers, dem Freiherrn vom Stein ebenſo wie von Bismarck. 
Der letztere hat ſich bitter über den Mangel an Zivilcourage im deutſchen Volke 
beklagt. Dieſe Klage war letzten Endes nur der Ausdruck der politiſchen Tatſache, 
daß eine in ſich gefeſtigte politiſche Führerſchicht zu Bismarcks Zeiten in Deutſchland 
nicht vorhanden war. Aber auch Bismarck war in der damaligen Situation nicht im⸗ 
ſtande, eine folche Führerſchicht ins Leben zu rufen. Der Adel entfaltete ſeine 
Energien entweder im Militärdienſt oder im Hofdienſt. Es iſt deshalb kein Zufall, 
daß man nicht nur im Inlande, ſondern auch im Auslande im „Militarismus“ die 
eigentliche politiſche Tradition in Deutſchland erblickte. Soweit der Adel im Hof- 
dienſte tätig war, entzog er ſich durch feine dadurch bedingte föderaliſtiſche, ja oft 
partikulariſtiſche Haltung den geſamtdeutſchen Problemen. 


5. Die politiſche Elite im Führerftaat 

Hitler erkannte, daß es nicht genüge, nur eine Volksbewegung ins Leben zu rufen, 
ſondern daß die von dieſer Bewegung ins Volk getragenen, politiſchen Ideen durch 
die Schaffung eines politiſchen Typus unterbaut werden müßten. Träger eines 
ſolchen politiſchen Typus werden aber immer die politiſch aktivſten Menſchen innerhalb 
eines Volkes ſein. Sie bilden eine politiſche Elite, die als politiſches Mittel der 
Führung die Volksverbundenheit der letzteren garantiert. Auch dieſe politiſche Elite 
ſteht und fällt aber mit der Tatſache ihrer Volksverbundenheit. 


Jeder weltanſchaulich eingeſtellte Staat, der ſich der politiſchen Grundideen 
bewußt iſt und ſie in ſeiner politiſchen Lebensform zum Ausdruck bringen 
will, bedarf der Herausbildung eines ſolchen einheitlichen politiſchen Typus, der dieſe 
Aufgabe erfüllen kann. Damit ſtellt ſich aber die politiſche Führung eines Volkes 
gegen den ſkeptiſchen Relativismus auf dem Gebiete der Politik, der das Kenn⸗ 
zeichen des entarteten Liberalismus geweſen iſt. Ein politiſcher Typus läßt ſich 
immer nur bilden, wenn feine Träger von der Richtigkeit der von ihnen verfochtenen 
politiſchen Grundideen abſolut überzeugt find. Eine relativiſtiſch⸗ſkeptiſche Geiſtes⸗ 
haltung iſt weder imſtande noch gewillt, einen geſchloſſenen politiſchen Typus 
herauszubilden. Das erwies ſich auch nach dieſer Auffaſſung gar nicht als nötig. Es 
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genügte die Errichtung politiſcher Parteien, deren Ziel es war, eine möglichſt große 
Anzahl von Anhängern zur Gewinnung der Mehrheit in ihrer Organiſation zu ver- 
einigen. Irgendwelche Erforderniſſe an politiſche Haltung wurden ſeitens dieſer 
Parteien nicht geſtellt. | 


Es war klar und wird im folgenden Abſchnitt noch zu zeigen fein, daß der Führerſtaat, 
um den neuen politiſchen Ideen abſolute Geltung verſchaffen zu können, dieſe politi- 
ſchen Parteien und den auf ihnen beruhenden Parteienſtaat reſtlos beſeitigen mußte. 


Man hat die nach der Beſeitigung der politiſchen Parteien entſtandene neue politiſche 
Organiſation als „Einparteiſtaat“ bezeichnet. Dieſe Bezeichnung ift inſoweit zu⸗ 
treffend, als fie zum Ausdruck bringt, daß dieſe neue politiſche Lebensform der Aber 
winder des Parteienſtaates gewefen iſt. And dieſe Bezeichnung bringt ferner zum 
Ausdruck, daß eine politiſche Gruppe dieſen politiſchen Wandel durchgeführt hat. 


Es iſt aber irreführend, dieſe Trägerin des politiſchen Ambruchs als Partei im alten 
überlebten Sinne zu bezeichnen. Denn ihrer Zuſammenſetzung wie ihrer Zielſetzung 
nach iſt die Bewegung der Gegenpol zu den Parteien des politiſchen Liberalismus. 
Sie bildet ihn durch die Geſchloſſenheit ihrer einheitlichen geiſtig⸗politiſchen Grund- 
haltung. Aktiv politiſche Menſchen, die auf das Erleben des Weltkrieges in gleicher 
Weiſe reagiert haben und die den Typus der „Frontkämpfer“ verkörpern, bilden den 
Grundſtock der Bewegung. Sie erhält ihre feſte Form durch die Perſönlichkeit des 
Führers, der aus ihr herauswächſt und in ihr von Anfang an das politiſche Mittel 
ſeiner Führung ſchuf. Führer und Bewegung ſind deshalb eins und voneinander 
nicht zu trennen. Die Bewegung wird zum Hüter der neuen politiſchen Werte. Ihre 
Aufgabe iſt es, dieſelben durch unabläſſige politiſche Arbeit zum Geſamtgut des 
Volkes zu machen. 


Dazu bedurfte es zunächſt einer unabläſſigen Propaganda, deren grundlegende Be⸗ 
deutung der Führer von Anfang an erkannt hat. Erhalten wird die politiſche Stoß- 
kraft einer ſolchen Bewegung aber nur durch ſtrengfſte Auswahl der in ihr tätigen 
und damit zum Anteil an der Führung berufenen Perſönlichkeiten. Eine politiſche 
Elite muß in jeder Beziehung auch Elite bleiben, wenn ſie der großen Aufgabe, 
Trägerin und Geſtalterin des neuen politiſchen Ideenguts unter dem Führer zu ſein, 
auch wirklich gerecht werden will. 


Weder die Prinzipien der Mehrheit noch die der Maſſe dürfen deshalb für die ge- 
ſtaltenden Aufgaben der „Partei“ im Führerſtaat irgendwie beſtimmend fein. Auf⸗ 
gabe der Bewegung iſt es nicht, ſelbſt zur Maſſe zu werden, ſondern ihre Hauptauf⸗ 
gabe liegt darin, aus der geſtaltloſen politiſchen Maſſe der entarteten liberalen 
Demokratie wieder ein Volk als politiſche Größe zu machen. 


Dieſe Grundideen beherrſchen auch das im folgenden noch näher zu betrachtende Ver. 
hältnis von Partei und Staat. Es iſt eine rein konſtruktive Betrachtungsweiſe, wenn 
man Staat, Bewegung und Volk als Ordnungsreihen nebeneinander ſtellt. Denn 
es handelt ſich hier um ganz verſchiedene und deshalb ihrem Weſen nach unvergleich. 
bare politiſche Größen. Ohne Volk ſind weder Bewegung noch Staat denkbar, es 
ſei denn, daß man beide zum bloßen Apparat eines Diktators erniedrigen will. Die 
Bewegung iſt der aktiv politiſche Teil des Volkes als politiſcher Größe und deshalb 
mit dem Volke unlöslich verbunden. Daraus erhält ſie auch allein ihren Sinn als 
politiſche Elite. Denn nur aus dem Volke zieht ſie die politiſchen Energien, die ſie 
zur Erfüllung ihrer Aufgabe braucht. Erſtarrt eine ſolche Bewegung zum Apparat, 
ſo gefährdet ſie die politiſche Dynamik und die Fruchtbarkeit der politiſchen Führung, 
die ebenfalls all ihre Kraft aus dem Volke zieht. 

Die Aufgaben des Staates als politiſcher Lebensform liegen wieder auf anderem 
Gebiet. Es iſt die Aufgabe der Partei, den Staat als politiſche Lebensform des 
Volkes mit den Grundideen der politiſchen Weltanſchauung zu erfüllen. And das 
gilt ganz beſonders von den Menſchen, die den Staatsapparat bilden und die als 
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Mittel der Führung von deren politiſchem Geiſt durchdrungen und ihm verbunden ſein 
müſſen. Aber in dieſem Rahmen haben der Staat und das mit ihm im Rechtsſtaate 
verbundene Recht eine formende und regulierende Aufgabe. 

In einem aus einer echten Revolution, d. h. alſo aus einer Volksbewegung, ent- 
ſtandenen und deshalb weltanſchaulich orientierten Staatsweſen iſt es eine weſentliche 
und ſchwierige Aufgabe der Staatsführung, einerſeits die Kraft der politiſchen Be⸗ 
wegung im Gang zu halten, auf der anderen Seite aber auch dem Volke die Garantie 
einer geſicherten politiſchen Lebensführung zu geben. Bewegung und Staat 
find deshalb beide notwendig. Denn auch eine Nation als politiſche Willensgemein⸗ 
ſchaft muß in der Innen. und Außenpolitik „in Form“ fein, um ihre politiſchen Auf ⸗ 
gaben erfüllen zu können. Dieſe grundſätzlichen Erwägungen find beſtimmend für das 
Verhältnis des Staates zu der ihn ſormenden nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 


II. Die Entftehung des deulſchen Führerftaates 


1. Politiſche Einheit und Führung 

Bis in unfere Tage herein iſt die politiſche Serfplitterung deutſches Schickſal ge- 
weſen. Eine Nation als geſchloſſene politiſche Willensgemeinſchaft, die in den weſt⸗ 
lichen Staaten ſchon ſeit Jahrhunderten ins Leben getreten war, kannte das deutſche 
Volk bis in die neuefte Zeit nicht. Das alte römiſch⸗deutſche Reich war keine politiſche 
Einheit, ſondern wie ein politiſcher Publiziſt der damaligen Zeit, Samuel Pufendorf 
(De statu nostri imperii romanogermanici 1667) ſich ausdrüdte: „Ahnlich einem 
Monſtrum“, d. h. ein politiſch geſtaltloſes Gebilde. 


Soweit eine politiſche Einheitsbildung überhaupt ſtatthatte, ging ſie von den deutſchen 
Territorialgewalten aus, die ſeit dem Weſtſäliſchen Frieden auch förmlich die Träger 
einer eigenen und unabhängigen politiſchen Gewalt geworden waren. Dieſe Zerri- 
torialgewalten, aus denen die deutſchen Dynaſtien herauswuchſen, bildeten in der ver ⸗ 
faſſungsgeſchichtlichen Entwicklung aber kein verbindendes, ſondern ein trennendes 
Element für die Geſtaltung der geſamtdeutſchen politiſchen Einheit. 


Die politiſchen Führer, die wir als Wegbereiter des heutigen deutſchen Führerſtaates 
bezeichnen können, erwuchſen aus dem Aufbau der größten und geſchloſſenſten dieſer 
deutſchen Territorialgewalten, nämlich des preußiſchen Staates. Preußen iſt die 
Wiege einer deutſchen politiſchen Führung geweſen. Es wurde damit auch zum 
politiſchen Vollzieher der deutſchen politiſchen Einheit und zum politiſchen Schickſal 
des Reichs. 

Die Schaffung des preußiſchen Großſtaates durch Friedrich den Großen wurde ſchon 
damals inſtinktiv als nationalpolitiſche Tat empfunden. Soweit ein National- 
bewußtſein in Deutſchland vorhanden war, ſah es nicht im Kaiſer, ſondern in 
Friedrich dem Großen den Träger politiſcher Einheitsbeſtrebungen. Daraus erklärt 
es ſich, daß die nationalſozialiſtiſche Bewegung in Friedrich dem Großen als dem 
Schöpfer des preußiſchen Staates den erſten Wegbereiter des Dritten Reiches erblickt. 
Dasſelbe iſt der Fall bei dem Freiherrn vom Stein, der den politiſch und militäriſch 
zuſammengebrochenen preußiſchen Staat durch Schaffung der Selbſtverwaltung wieder 
mit neuem politiſchen Ideengut zu erfüllen ſuchte. 

Als dritter großer politiſcher Führer iſt dann Bismarck zu nennen, der in der Form 
des dynaſtiſchen Bundesſtaates der deutſchen politiſchen Einheit ihre erſte Geſtalt 
gegeben hat. 

Sein Werk wie das feiner Vorgänger iſt ſtarken Rückſchlägen ausgeſetzt geweſen. Das 
erklärt ſich weithin daraus, daß die damalige politiſche Lage in Deutſchland die Anter⸗ 
bauung einer politiſchen Führung nicht geſtattete. Friedrich der Große erzog einen 
preußiſchen Offiziersſtand, aber er zog keine politiſchen Führer heran. Denn die 
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politiſche Führung lag ja ſelbſtverſtändlich in der Dynaſtie und war damit in ihrer 
Qualität den Zufälligkeiten der Erbmonarchie ausgeſetzt. Stein wie Bismarck find 
deshalb auch als politiſche Führer iſolierte Erſcheinungen geweſen. 


In England bildete ſich demgegenüber im Rahmen der parlamentariſchen Herrſchaft 
die politiſche Führung eines volksverbundenen Adels heraus. In Frankreich hat die 
Franzöſiſche Revolution und die auf ſie folgende Herrſchaft Napoleons die moderne 
franzöſiſche Nation geſchaffen. 


In Deutſchland bildeten aber die zahlreichen Dynaſtien ein Hemmnis für die Ent- 
wicklung einer einheitlich politiſchen Führung. Nationale Bewegungen wie die aus 
den Freiheitskriegen hervorgewachſene Bewegung der deutſchen Burſchenſchaft und 
die Bewegung des Jahres 1848 waren zu ſchwach, um ſich dieſen Kräften gegenüber 
durchzuſetzen. 


And ſo war auch die Schaffung der deutſchen politiſchen Einheit durch Bismarck nur 
mit Hilfe der Dynaſtien durchführbar. Denn ſie bildeten infolge der geſchichtlichen 
Entwicklung das einzige gleichförmige politiſche Element, auf dem die Errichtung des 
Reiches aufbauen konnte. Das deutſche Bürgertum begnügte ſich demgegenüber, 
ſoweit feine Söhne nicht in den Hof- und Staatsdienſt gingen, mit der Auswertung 
der wirtſchaſtlichen Möglichkeiten, die die neue politiſche Einheit bot. Die deutſche 
Arbeiterſchaft, die keinen ihr gemäßen politiſchen Typus als Vorbild hatte, trat aber 
in politiſche Oppoſition zum Staate. 


Die Tatſache, daß es Bismarck nicht vergönnt war, ſein Werk durch Schaffung einer 
politiſchen Führerſchaft zu unterbauen, zeitigte verhängnisvolle Folgen unter feinen 
Nachſolgern. Ganz bewußt wollte Wilhelm II. nach dem Rücktritt des großen 
Kanzlers die politiſche Führung in ſeiner Hand konzentrieren. Dieſer Verſuch 
ſcheiterte nicht nur an der politiſchen Anzulänglichkeit des Kaiſers ſelbſt, fondern vor 
allem auch an der Tatſache, daß ihm keine politiſche Führerſchicht zur Verfügung ſtand, 
die den Kurs einer ſtabilen deutſchen Politik hätte garantieren können. And ſo ging 
das Reich 1914 zwar mit einem zur ſtarken Wirkungsmöglichkeit ausgeſtalteten 
militäriſchen Apparat, aber in einem Zuſtand politiſcher Führerloſigkeit in den Welt- 
krieg. Der durch den Verluſt des Weltkriegs in Deutſchland ausgelöſte politiſche 
Amſturz mußte deshalb die Beſeitigung der Dynaſtien nach ſich ziehen, bei denen die 
bisherige politiſche Führung gelegen hatte. 


Der Weltkrieg hat aber auf der anderen Seite doch die Grundlagen für das Werden 
des deutſchen Führerſtaates gelegt. Denn in ihm entſtand zum erften Male ein ge- 
ſamtdeutſcher politiſcher Typus, der des Frontſoldaten. Dieſer Typus hat den 
Führer und in weitem Amfang die Anterführer der deutſchen Bewegung geſtellt. 
Die Träger dieſes Typus beſannen ſich gerade infolge des Verluſtes des Welt- 
krieges und des auf ihn folgenden politiſchen Zuſammenbruchs zum erſten Male 
auf die völkiſchen und nationalen Werte, aus denen heraus allein eine Wiedergeburt 
Deutſchlands möglich erſchien. Damit mußten ſie aber in Gegenfatz zu dem Weimarer 
Staate treten, der die vorhandene politiſche Führerloſigkeit in Deutſchland direkt 
zum politiſchen Syſtem erhoben hatte. 


2. Der Weimarer Parteienftaat 

Der Ausdruck der politiſchen Einheit unter der Regierung Wilhelms II. war nicht 
der einer völkiſchen, politiſchen Führung geweſen. Zwar waren im Bismarckſchen 
Reich die Dynaſtien die einheitliche politiſche Baſis, auf der das Reich aufbauen 
konnte. Aber als Träger eines letzten Endes doch antivölkiſchen Föderalismus waren 
die einzelſtaatlichen deutſchen Dynaſtien auf die Dauer nicht imſtande, die Grundlage 
einer einheitlichen politiſchen Führung in Deutſchland zu ſein. Deshalb hielten ſie 
auch der großen Probe des verlorenen Weltkrieges nicht ſtand. 
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Wäre der Novemberumſturz nicht ein bloß kampfloſes Abtreten der alten politiſchen 
Machtträger, ſondern eine wirkliche politiſche Revolution geweſen, ſo hätte ſchon 
damals ein Führer heraustreten müſſen, der es verſtanden hätte, dem deutſchen Volke, 
das vier Jahre lang im Weltkrieg einer Welt getrotzt hatte, eine neue politiſche Idee 
und neue politiſche Formen zu geben. Das Gegenteil war aber der Fall. Die ſehr 
kleinen und größtenteils artfremden Revolutionäre, wie z. B. Kurt Eisner und ſeine 
Anhänger in Bayern, waren ſogar direkt partikulariſtiſch eingeſtellt. Auch fie be⸗ 
ſchworen [don damals das Gefpenft der „Mainlinie“ herauf, das dann in der Zeit des 
Weimarer Zwiſchenreichs von allen einer einheitlichen politiſchen Führung feindlichen 
Kräften immer wieder hervorgeholt worden iſt. 


So ſtand das Weimarer Zwiſchenreich von Anfang an unter dem Zeichen der 
politiſchen Führerloſigkeit. Politiſche Denker und Geſtalter wie Brockdorſſ⸗ Rantzau, 
die erkannten, daß das deutſche Volk mit der Idee eines nationalen Sozialismus 
erfüllt werden müßte, um ſich geiſtig⸗politiſch den durch die ſiegreiche Entente ver. 
tretenen Ideen der liberalen Demokratie gegenüber behaupten zu können, wurden 
beiſeite geſchoben. Die neuen politiſchen Machthaber wußten nichts anderes zu tun, 
als in geiſtloſer Weife in einer demokratiſchen Phraſeologie „Weimar“ gegen 
„Potsdam“ auszuſpielen. Demgegenüber war es klar, daß es ohne das Preußen 
Friedrichs des Großen überhaupt keine deutſche politiſche Einheit, weder in der Form 
des Bismarckſchen Reiches, noch in der des Weimarer Zwiſchenreiches gegeben hätte. 
Die politiſche Formung des Weimarer Parteienftaates war letzten Endes überhaupt 
nur dadurch möglich, daß die völkiſchen politiſchen Kräfte, wie fie in den Reiten des 
Heeres, in den Freikorps der deutſchen Jugend und in großen Teilen des deutſchen 
Beamtentums vorhanden waren, um Schlimmeres zu verhüten, das Verfaſſungswerk 
der Weimarer Nationalverfammlung ermöglichten. 


Durch die Weimarer Verfaſſung wurde die liberale Demokratie zu einer Zeit die 
politiſche Lebensform des deutſchen Volkes, als die Vorausſetzungen für ſie durch den 
Weltkrieg bereits weggefallen waren. Denn die politiſche Form der liberalen 
Demokratie war der Parteienſtaat. Er fette zu feinem Veſtand mindeſtens zwei 
politiſche Parteien notwendig voraus. Dieſe Parteien mußten aber in den Grund- 
fragen des nationalpolitiſchen Lebens einiggehen. Nur in dieſem Rahmen konnte 
ſich der Kampf um die politiſche Macht zwiſchen ſolchen Parteien ohne Gefährdung 
der politiſchen Einheit abſpielen. 


Auf dieſer Tatſache beruhte das Funktionieren des engliſchen Zweiparteienſyſtems. 
Die beiden großen klaſſiſchen Parteien in England, wie ſie ſich zunächſt in den Whigs 
und Tories, ſpäter in den Liberalen und Konſervativen gegenüberſtanden, bildeten 
eine einheitliche geſellſchaftliche und politiſche Schicht. Sie prägten den politiſchen 
Typus des „gentleman“, deſſen gefellſchaftliche und politiſche Haltung das Vorbild 
des ganzen Volkes wurde. And ſolange die Parteien dieſe typenbildende politiſche 
Kraft beſaßen, war auch die politiſche Einheit durch ſie garantiert. 


Solange beſtand auch in England kein Zweifel über die Geſtaltung der politiſchen 

Führung. Der Führer der in der Mehrheit befindlichen Partei wurde auch von der 
Oppoſition für die Zeit feiner Herrſchaft als Führer der Nation anerkannt. Infolge⸗ 
deſſen ſtand auch die Oppofition nicht außerhalb, ſondern bildete einen Teil des 
politifhen Syſtems ſelbſt. Daraus erklärt es ſich auch, daß ein Wechfel der Führer 
von einer Partei zur anderen nicht irgendwie als politiſch ehrenrührig empfunden 
wurde. Die Parteien in England waren zwar, wie ſchon der Name Partei (pars = 
Teil) zum Ausdruck bringt, Teile des Volksganzen, die nach politifcher Macht. 
ausübung ſtrebten. Aber ſie waren ſich bewußt, daß ſie dieſes Ziel nur im Rahmen 
der abſoluten nationalen Einheit verfolgen und erreichen konnten. Infolgedeſſen trat 
auch der „plebiſzitäre“ Charakter der engliſchen Demokratie immer deutlicher heraus. 
Der engliſche Erſtminiſter wuchs über die Stellung des Parteiführers heraus zum 
Führer der Nation. Das bedeutete, daß weniger die Partei und Parteiintrigen, 
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ſondern letzten Endes das Volk über ſein politiſches Schickſal entſchied. Nicht das 
Mißtrauensvotum des Parlaments, ſondern die Neuwahlen find in England die 
politiſchen Entſcheidungsſtunden einer Regierung. Die Parteien waren aber der 
aktiv politiſche Teil des Volkes, der dem Syſtem des engliſchen Führerſtaates Geſtalt 
und Form gab. Der engliſche Parteienſtaat iſt ſo bis heute die traditionelle Form 
des engliſchen Staates, da jedes Volk die ihm angemeſſene politiſche Lebensform des 
Staates aus feinen eigenen völkiſchen Bedingtheiten heraus entwickeln muß. 


Dieſe Ausführungen waren notwendig, um dem deutſchen Leſer zu zeigen, daß die 
engliſche Demokratie als politiſche Lebensform ſich als lebensſähig erwies, da ſie es 
verſtand, wirklich das Volk als politiſche Einheit zu umfaſſen. Der Weimarer 
Parteienſtaat hat das aber nicht vermocht. Er war von Anfang an politiſch nur in 
der Form des „Koalitionsſtaates“ gedacht. Das bedeutete aber, daß er politiſche 
Gruppen, deren politiſche Weltanſchauungen ſtark auseinandergingen, zu einer bloßen 
Machtgruppierung zuſammenzufaſſen ſuchte. In der „Weimarer Koalition“ fanden 
ſich die Sozialdemokratie, die bürgerliche Demokratie und der politiſche Katholizismus 
im Zentrum zuſammen. Dabei bildete das äußerlich ſtabilſte politiſche Element dieſer 
Koalition das Zentrum. Es iſt bis zur nationalſozialiſtiſchen Revolution an fämt- 
lichen Reichsregierungen führend beteiligt geweſen. And ebenſo hat der politiſche 
Katholizismus in Preußen und vor allem in Bayern unter der Herrſchaft der 
Bayeriſchen Volkspartei die entſcheidende politiſche Rolle geſpielt. Dieſe Tatſache 
erklärt ſich daraus, daß der politiſche Katholizismus, ſoweit er die Intereſſen einer 
avölkiſchen kirchlichen Macht vertrat, keine eigene nationalpolitiſche Grundpoſition 
haben konnte. Er ſtellte ſich „auf den Boden der Tatſachen“. Dadurch aber war 
ſeine Führung in der Lage, bald mit der Sozialdemokratie, die ihre marxiſtiſchen 
Grundziele nur dürftig verhüllte, bald mit den „bürgerlichen“ Parteien die Re- 
gierungsmacht auszuüben, ſoweit ſich dieſe Parteien nur ebenfalls „auf den Boden 
der Tatſachen“ ſtellten, d. h. dem politiſchen Ideengute des herrſchenden Syſtems 
durch die Verfechtung neuer politiſcher Ideen nicht gefährlich wurden. 


Die politiſche Organiſation dieſes Koalitionsſyſtems war die „Maſſenpartei“. Das 
Beſtreben der politiſchen Parteien war es, möglichſt viele Mitglieder zu gewinnen, 
deren Bindung an die Partei aber von vornherein eine recht loſe war. Trotzdem die 
Zugehörigkeit zu dieſen Parteien an keinerlei politiſche Bewährung geknüpft war, 
gelang es aber doch nur, einen kleinen Bruchteil des Volkes in ihnen politiſch zu 
organiſieren. Nur etwa ½9 der Wahl. und Stimmberechtigten waren „ein- 
geſchriebene“ Mitglieder der Parteien. Die weitere Anhängerſchaft dieſer Parteien 
war keine zuverläſſige, ſondern bildete einen unberechenbaren politiſchen Faktor, der 
dann letzten Endes auch den Zuſammenbruch des Parteienſtaates entſchieden hat. Die 
ganze Schwäche der politiſchen Grundlagen, auf denen der Weimarer Parteienſtaat 
aufbaute, zeigte ſich darin, daß die bürgerliche Demokratie, die den Verhandlungen der 
Weimarer Nationalverſammlung den Stempel aufdrückte, ſehr bald der politiſchen 
Zerſetzung anheimfiel. Aber auch die übrigen „bürgerlichen“ Parteien zogen daraus 
keinen Gewinn. Auch ihre Grundlagen im Volk wurden immer ſchwächer. Die innen⸗ 
und außenpolitiſche Situation, die nur von den Machtinſtinkten des liberalen Macht. 
ſtaates beherrſcht wurde, zog den Verfechtern des bisherigen politiſchen Syſtems den 
Boden unter den Füßen weg. Damit zerfiel das „bürgerliche“ Parlament. 


Auf der einen Seite entſtand als die Frucht des Liberalismus der Kommunismus, 
deſſen Vertreter in⸗ und außerhalb des Parlaments den Amſturz der bisherigen 
bürgerlichen Ordnung verfochten. Nach ihrer Auffaſſung erübrigte ſich überhaupt jede 
ſtaatliche Ordnung, wenn die Gleichheit auf allen Gebieten durchgeführt und der 
Typus des bindungsloſen Maſſemenſchen durchgedrungen ſei. Die Ideen des Kom- 
munismus waren in ihrer politiſchen Auswirkung deshalb antiliberal, weil ſie den 
bindungsloſen Liberalismus zu Ende dachten und damit aufhoben. 


— een 
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Auf der anderen Seite entſtand die nationalſozialiſtiſche Bewegung, die die politiſchen 
Bindungswerte des Volkstums und der Heimat in den Vordergrund ſtellte und 
ſchon dadurch eine antiliberale Haltung bekundete. 

Politiſch prägte ſich dieſe Entwicklung in der ſteigenden Führerloſigkeit des Weimarer 
Parteienſtaates aus. Die parlamentariſche Baſis der Regierung wurde immer 
ſchmäler. Außerlich ſuchte man zwar die bisherigen politiſchen Formen aufrecht⸗ 
zuerhalten; tatſächlich beſtand aber eine Mehrheit für das bisherige Syſtem nicht 
mehr. Denn in dieſer Abergangszeit war ſich die Mehrheit des Parlaments nur in 
dem Einen einig, daß ſie die neuen politiſchen Kräfte nicht an die Macht kommen laſſen 
wollte. So verſuchte die durch keinerlei politiſche Ideen mehr zuſammengehaltene 
Koalition durch reine Machtmaßnahmen gleicherweiſe die Gegner von links wie von 
rechts zu unterdrücken. Kommuniſten wie Nationalſozialiſten wurden als „Staats- 
feinde“ auf dieſelbe Ebene geſtellt. Dabei wurde es immer klarer, daß das bisherige 
Syſtem politiſch nichts mehr zu geben hatte und die politiſche Auseinanderſetzung 
zwiſchen den Trägern der neuen politiſchen Ideen von links und rechts ftattfinden 
mußte. Denn die Machthaber dieſer Abergangszeit hielten entweder an dem bis- 
herigen Syſtem feſt, oder ſie glaubten — wie das Kabinett Papen — auf den 
dynaſtiſchen Legitimismus zurückgreifen zu können. 


3. Der Durchbruch der Bewegung 

Die Geſchichte der nationalfozialiſtiſchen Bewegung iſt bereits geſchildert worden 
(vgl. Band I, Gruppe 1, Beitrag 5). 

Für die Entſtehung des Führerſtaates iſt es weſentlich, daß die „Bewegung“ trotz 
ihres echten revolutionären Charakters nach der Erhebung vom 8. November 1923 
und ihrer Anterdrückung vom 9. November den Weg der „Legalität“ beſchritt. Sie 
fühlte ſich ſtark genug, um das Volk in wachſendem Maße mit der nationaljoziali- 
ſtiſchen Idee zu erfüllen und politiſch die formale Demokratie mit ihren eigenen 
Waffen zu ſchlagen. So ging die antiparlamentariſch eingeſtellte NSDAP in die 
Parlamente und betrieb auch auf dieſem Boden den Kampf gegen das bisherige 
politiſche Syſtem. 

Die Zerfetzung des parlamentariſchen Syſtems war in den Ländern erheblich raſcher 
fortgeſchritten als im Reich. Vor allem in den mittleren und kleineren Ländern machte 
die Zerſetzung der Parteien beſonders raſche Fortſchritte, fo daß eine Regierungs- 
bildung ſich in manchen Ländern als praktiſch unmöglich erwies. Anfang 1930 waren 
die bürgerlichen Parteien zunächſt in Thüringen genötigt, mit den Nationalſozialiſten 
zuſammen eine Regierung zu bilden. Der erſte nationalſozialiſtiſche Miniſter, 
Dr. Frick, ſtellte in Thüringen die politiſche Aufbauarbeit der Bewegung unter 
Beweis. Andere Länder, wie Braunſchweig, folgten. In Preußen und Bayern konnte 
ſich das bisherige Syſtem halten, während man in vielen Ländern zu dem Syſtem der 
ſogenannten „Geſchäftsregierung“ griff, was nur eine Verſchleierung des politiſchen 
Bankrotts darſtellte. Denn dieſe dem Sinne des parlamentariſchen Syſtems nach nur 
bis zur Bildung einer neuen Regierung, alſo proviſoriſch gedachten Geſchäftsregie⸗ 
rungen, blieben dauernd im Amte, weil die Bildung einer parlamentariſchen Mehr⸗ 
heitsregierung ſich als unmöglich erwies. 

Der ungeheure Wahlſieg der NSDAP, die bei den Reichstagswahlen vom Gep- 
tember 1930 von 12 auf 107 Sitze geſtiegen war, führte die offene Krife des big. 
herigen Syſtems auch im Reiche herbei. Es kam für die Bewegung darauf an, die 
wertvollen Kräfte, wie ſie in Deutſchland auch im Heer und Beamtentum vorhanden 
waren, für ſich zu gewinnen und ſich einzugliedern. 

Am 30. Januar 1933 erfolgte die Ernennung Adolf Hitlers zum Reichskanzler und 
dadurch ſetzte die Zuſammenarbeit des Reichspräſidenten mit dem Führer des neuen 
Deutſchland ein. Damit war die Bahn frei für den ſtaatsrechtlichen Aufbau des 
deutſchen Führerſtaates, der im folgenden geſchildert werden ſoll. 
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Ill. Führerſtaat und Staats form 


1. Die politiſchen firäfte des deutſchen Führerftaates 


Jede Revolution, die ſich ſchöpferiſch auswirkt, muß zu einer Verfaſſungsgeſtaltung 
führen. (Aber das Weſen der Revolution vgl. „Der nationalſozialiſtiſche Rechts- 
ſtaat“, Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, Ziffer 16.) In dieſem Sinne bedarf das Volk 
als politiſche Größe einer Verfaſſung, weil es in politiſche Form und im Rechtsſtaate 
in ſtaatsrechtliche Form gebracht werden muß. 


Jede richtige verfaſſungsrechtliche Geſtaltung iſt deshalb keine bloße Konſtruktion, 
ſondern wächſt aus dem politiſchen Leben heraus. Solange die politiſche Geſtaltung 
noch im Fluſſe iſt, kann aber auch der verfaſſungsrechtliche Aufbau nur ein allmählicher 
fein. Das endgültige Nationwerden des deutſchen Volkes iſt durch die national- 
ſozialiſtiſche Revolution eingeleitet worden. Dem entſpricht der ſchrittweiſe Aufbau 
des nationalſozialiſtiſchen Volksſtaates. 


Erſt der individualiſtiſche Liberalismus hat den Glauben erzeugt, daß „Verfaſſungs⸗ 
ſtaaten“ nur ſolche Staaten wären, die über eine „geſchriebene“ Verfaſſung verfügten. 
Der Sinn dieſer „Verfaſſungsurkunden“ war hauptſächlich, die liberalen Grundrechte 
verfaſſungsrechtlich möglichſt zu ſichern und zu unterbauen. England hat demaegen- 
über die Rechte der Perſönlichkeit in Einzelgeſetzen gewahrt (Bill of Rights). Im 
übrigen aber hat es in den Formen des klaſſiſchen engliſchen Parlamentarismus einen 
Staat entwickelt, der bis heute ſeine Lebenskraft bewahrt hat. Die ſtaatsrecht⸗ 
liche Geſtaltung dieſes Staates erfolgte nur in einzelnen Geſetzen, denen man 
feinen beſonderen Rang als „Verfaſſungsgeſetze“ zuſchrieb. Im übrigen hat ganz 
weſentlich die gewohnheitsrechtliche Entwicklung die Rechtgeſtaltung des engliſchen 
Staates beſtimmt. 


So laſſen ſich auch die Grundlinien des ſtaatsrechtlichen Aufbaus des deutſchen 
Führerſtaates nur herausarbeiten, wenn man von ſeinem politiſchen Aufbau eine 
klare Vorſtellung hat. Erſt wenn man ſich darüber klar iſt, läßt ſich auch weiterhin 
die Stellung der Partei und ihr Verhältnis zur öffentlichen Verwaltung und zur 
Wehrmacht klarſtellen. Entſcheidend dafür können aber nicht irgendwelche Konſtruk. 
tionen, ſondern kann nur die politiſche Wirklichkeit ſein. 


Daß in einem völkiſchen Staate das Volk die entſcheidende politiſche Größe ſein muß, 
iſt ſelbſtverſtändlich. Dem muß dann auch der ſtaatsrechtliche Aufbau entſprechen. 
Die Grundlage dieſes ganzen Aufbaus iſt die ſtaatsrechtliche Geſtaltung der volfs- 
verbundenen Führung. Die ſtaatsrechtliche Geſtaltung von Führung und Gefolg— 
ſchaft muß deshalb zunächſt behandelt werden. 


Staat und Recht ſind völkiſche Lebensmächte. Ihnen haben ſich die Mittel und die 
Formen der Führung einzufügen. Denn im Gegenſatz zu der Auffaſſung des indi— 
vidualiſtiſchen Liberalismus, der nur die unperſönliche Norm „herrſchen“ laſſen 
wollte, wird Führung immer von Menſchen ausgeübt. Deshalb bildet die Eignung 
und Gruppierung der an der Führung beteiligten Menſchen ein wichtiges politiſches 
und ſtaatsrechtliches Problem. Die Exiſtenz jedes Führerſtaates hängt in erſter 
Linie von dem Vorhandenſein eines Führers ab. Darüber hinaus iſt aber auch 
die richtige Geſtaltung der Mittel der Führung ein entſcheidendes politiſches und 
ſtaatsrechtliches Problem für den Führerſtaat. 


Der deutſche Führerſtaat iſt aus der Bewegung herausgewachſen; deshalb iſt 
die Bewegung das eigentliche politiſche und wichtigſte Mittel der Führung. 
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Denn ſie ſoll den politiſchen Typus ſchaffen und ſicherſtellen, der imſtande iſt, die 
Lebenskraft der politiſchen Weltanſchauung zu ſichern. Daneben bilden aber die durch 
das Beamtentum getragene öffentliche Verwaltung und die Wehrmacht wichtige und 
unentbehrliche Mittel der politiſchen Führung im heutigen Staate. 


Da der Staat nur die politiſche Lebensform des Volkes iſt und alle drei Mittel der 
politiſchen Führung, Partei, Beamtentum und Wehrmacht, im völkiſchen Boden 
wurzeln, d. h. die Angehörigen dieſer Gruppen Volksgenoſſen ſind und nur ſolche ſein 
können, ſo ergibt ſich daraus, daß die politiſche und ſtaatsrechtliche Geſtaltung des 
Verhältniſſes von Partei und Staat tatſächlich das des richtigen Verhältniſſes der 
drei Mittel der Führung zueinander bildet. Denn zu Volk und Staat ſtehen alle 
drei Mittel der Führung im gleichen Verhältnis. Sie wurzeln gleicherweiſe im völ- 
kiſchen Boden und dienen gleicherweiſe dazu, dem Staat als politiſche Lebensform 
des Volkes Geſtalt und Sicherheit zu geben. 


Die politiſche und ſtaatsrechtliche Formung des Verhältniſſes der politiſchen Führung 
zu den großen geiſtigen Werten der Religion und der Kultur iſt ein wichtiges 
Problem. Seiner Betrachtung iſt der letzte Abſatz gewidmet, während das Verhältnis 
von politiſcher Führung und Wirtſchaft im folgenden Beitrage behandelt wird. 


Bevor in die Betrachtung dieſer Probleme eingetreten wird, muß aber noch die Frage 
geklärt werden, ob und welche Bedeutung die bisherige Zweiteilung der Staats- 
formen in der modernen Staatenwelt für den deutſchen Führerſtaat hat. 


2. Monarchie und Republik 


Schon ſeit jeher hat die Staatslehre verſucht, die Staaten einer beſtimmten Seit- 
epoche nach äußeren formalen Merkmalen zu gliedern und zu unterſcheiden. Be⸗ 
kannt iſt die Dreiteilung der Staatstypen bei Ariſtoteles in Monarchie, Arifto- 
kratie und Politien, in unſerem Sinne Demokratien. Dieſe Anterſcheidung hob 
darauf ab, ob oberſtes ſtaatliches Organ eine Einzelperſon (Monarch), eine nach 
beſtimmten Merkmalen zuſammengeſetzte Gruppe (Ariſtokratie) oder die Maſſe des 
Volkes als ſolche iſt. 


Im Anſchluß an das Aufkommen individueller Staatstypen in der Nenaiſſance führte 
dann der politiſche Theoretiker diefer Zeit, Machiavell, in ſeinem berühmten „Buch 
vom Fürſten“ die Zweiteilung der Staatstypen in Monarchien und Republiken durch. 


Für eine rein formaliſtiſche Betrachtung war bei dieſer Anterſcheidung nur die äußere 
Geſtaltung der Staatsſpitze beſtimmend. So betrachtete man z. B. das Bismarckſche 
Reich trotz feines ausgeſprochen dynaſtiſchen Charakters als Republik. Dies mit der 
Begründung, oberſtes Staatsorgan ſei nicht der Kaiſer als Monarch, ſondern die 
Geſamtheit der verbündeten Regierungen, die ihre Vertretung im Bundesrat finde. 
Dieſer Formalismus verkannte, daß es auf das Weſen der Staatsform ankommt 
und daß Monarchie und Republik zu verſchiedenen Zeiten einen ganz verſchiedenen 
politiſchen Sinn gehabt haben. 

Ferner verkannte dieſe rein formale Anterſcheidung, daß auch innerhalb dieſer Staats- 
formen die Verlagerung des politiſchen Machtzentrums wieder ganz verſchiedene 
Staatstypen hervorgerufen hat. 


Für den deutſchen Führerſtaat handelt es ſich ebenfalls um ganz beſtimmte politiſche 
Formen der Monarchie und der Republik. Nur diefe Typen find für ihn bedeutſam 
und ihr politiſches Weſen gilt es deshalb, ſich klarzumachen, wenn man entſcheiden 
will, ob und inwieweit ſie für den Führerſtaat noch von Bedeutung ſind. 

Den politiſchen Typus der heutigen Monarchie bildet nicht die Wahlmonarchie des 
deutſchen Mittelalters, ſondern der Typus der dynaſtiſchen Monarchie. Sie iſt die 
Form der Monarchie, die aus dem Weſen der Dynaſtie, d. h. der Herrſcherfamilie, 
in der ſich das Herrſcheramt vererbt, verſtanden werden muß. Der Monarch als 
Haupt der Dynaſtie iſt in der echten Form der Monarchie der perſönliche und alleinige 
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Repräfentant feines Staates. Als folder leitet er feinen Herrſchaftsanſpruch nicht 
vom Volke ab. Blut und Boden, Nation und politiſcher Raum find keine politiſchen 
Grundwerte der dynaſtiſchen Monarchie. Der Raum bildet eine bloße Machtbaſis 
für den abſoluten Herrſcher, über den er zugunſten der Dynaſtie verfügen konnte. Des⸗ 
halb war das Staatsgebiet ein Gegenſtand dynaſtiſcher Erbſtreitigkeiten und Erb- 
teilungen. Aus ihnen erklärt ſich die kleinſtaatliche Zerſplitterung des deutſchen 
Staatsraumes. Solange das Gefühl für das Volk als politiſche Größe dieſen 
abſoluten Herrſchern noch nicht aufgegangen war, hielten ſie ſich ſogar für berechtigt, 
ihre „Landeskinder“ in fremde Kriegsdienſte zu verkaufen. 

Der Herrſcher in der dynaſtiſchen Monarchie iſt allein „von Gottes Gnaden“. Er be- 
anſprucht damit eine übernationale und überſtaatliche Nechtsſtellung, die ihm auch 
keinerlei völkiſche Bindungen auferlegte. Gerade im deutſchen Monarchenrecht hat das 
zu einer unerfreulichen, unvölkiſchen Entwicklung geführt. Denn ebenbürtig war nach 
den „Hausgeſetzen“ der deutſchen Dynaſtien nicht der raſſiſch und völkiſch vollwertige 
Volksgenoſſe, ſondern ebenbürtig waren nur die übrigen europäiſchen Herrſcher⸗ 
geſchlechter und gewiſſe Gruppen des Hochadels. So verbreiteten ſich die Un- 
gehörigen deutſcher Dynaſtien über die ganze europäiſche Staatenwelt. Dieſe Inter⸗ 
nationaliſierung der deutſchen Dynaſtien hat aber die politiſche Geſtaltung des deut; 
ſchen Volkes und ſein Werden zur Nation nicht gefördert, ſondern gehemmt, und hat 
die deutſchen Dynaſtien dem völkiſchen Voden entfremdet. 

Die deutſchen Monarchien konnten der durch die Franzöſiſche Revolution geſchaffenen 
Ideologie zunächſt ſtandhalten, weil vor allem in der Auffaſſung Friedrichs des Großen 
von ſeinen Herrſcherpflichten die ethiſche Verankerung der monarchiſchen Stellung in 
den politiſchen Grundwerten der Nation [don zum Ausdruck gekommen war. Denn 
das dynaſtiſche Monarchenrecht mußte notwendig mit der politiſchen Ideologie der 
bürgerlichen Nation in Konflikt geraten. 

Dem Siege dieſer neuen politiſchen Ideen fielen denn auch die franzöſiſche Mon⸗ 
archie wie die kleinen deutſchen Potentaten zum Opfer. Aber auch die deutſchen 
Monarchien, die ſich erhalten konnten, mußten im konſtitutionellen Syſtem eine er · 
hebliche Einſchränkung ihrer bisher unbeſchränkten Machtpoſition in Kauf nehmen. 


Die engliſche parlamentariſche Monarchie erhielt ſich dadurch ihre Stellung, daß ſie 
nach der engliſchen Revolution des 17. Jahrhunderts die politiſche Macht an die, in 
den beiden großen Parteien organiſierten Gruppen einer politiſchen Elite kampflos 
und allmählich übertrug. Da innerhalb dieſer Gruppen bisher der Adel die Führung 
hatte und den politiſchen Typus prägte, erhielt das engliſche Königstum dadurch einen 
ſtarken äußeren Halt. Dieſe frühe nationale Entwicklung führte in England auch 
weiter dazu, daß die engliſche Dynaſtie die Anforderungen an Ebenbürtigkeit und 
Hoffähigkeit nicht fo ſtarr zog wie das deutſche Monarchenrecht, ſondern den politt- 
ſchen Typus des Gentleman als gleichberechtigt behandelte. 

Die deutſchen Dynaftien konnten deshalb den Verluft des Weltkrieges nicht über- 
ſtehen und ſchieden kampflos als politiſche Machtzentren aus. Die dynaſtiſche Ser- 
ſplitterung in Deutſchland bildete aber auch ein ſaſt unüberſteigliches politiſches 
Hindernis für die Herftellung einer nationalen Einheit. Auch hierin beſteht ein 
Gegenſatz zur engliſchen Entwicklung, wo die Krone heute gerade das einzige ſtaats⸗ 
rechtliche Bindeglied innerhalb des Britiſchen Weltreiches bildet. 

Das Führertum im deutſchen Führerſtaat iſt nicht auf dynaſtiſchem Boden entſtanden, 
ſondern aus einer revolutionären Volksbewegung gewachſen. Schon daraus folgt, daß 
das bisherige Dynaſtenrecht für den deutſchen Führerſtaat keinen Sinn mehr haben 
kann. And dazu kommt weiter, daß die Errichtung des nationalſozialiſtiſchen Ein ⸗ 
heitsſtaates eine Wiederherſtellung der zahlreichen deutſchen Dynaſtien ausſchließt. 
Kommt ſo für den deutſchen Führerſtaat eine Wiederherſtellung der bisherigen 
monarchiſchen Territorialgewalten gar nicht in Frage, ſo iſt auch die Frage der 
Monarchie im bisherigen Sinne für ihn nicht von praktiſcher Bedeutung. Inwie⸗ 
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weit die Geftaltung der oberſten Staatsführung im deutſchen Führer ſtaate nach neuer 
Formgebung verlangt, wird im folgenden Abſchnitt behandelt werden. 

Aber ebenſo hat die bisherige Form der demokratiſchen Republik für den deutſchen 
Führerſtaat ihren Sinn verloren. Denn ſie bildet gerade im deutſchen Staatsleben 
keinen poſitiven Wert, ſondern war eigentlich nur eine Verneinung des bisherigen 
monarchiſchen Prinzips. Wurde in dieſem die Heraushebung der Dynaſtie gegen- 
über dem Volke überbetont und damit ihre Verankerung im Volke geſchwächt, fo ſah 
die deutſche Form der demokratiſchen Republik ihre Aufgabe in der Aberbetonung 
des Prinzips der politiſchen Gleichheit. Damit machte die Weimarer Verfaſſung 
aber die Entſtehung eines neuen politiſchen Typus, der den Staat tragen konnte, un⸗ 
möglich und ſchwächte auch weitgehend die Stellung des Reichspräſidenten. Der 
Reichspräſident erſchien nur als Träger des oberſten Amtes in der Republik. Jede 
qualitative Heraushebung einzelner Perſönlichkeiten durch Verleihung von Titeln 
oder Orden war als dem Gleichheitsprinzip widerſprechend durch Art. 109 der 
Weimarer Verfaſſung verboten. Auch der Adel wurde folgerichtig formell beſeitigt. 


Der deutſche Führerſtaat verwirft bewußt das politiſche Prinzip der Gleichheit. Er 
baut nicht auf dem Mehrheitswillen politiſch gleichgedachter Individuen, ſondern auf 
dem Prinzip und der Herausſtellung der politiſch⸗ſchöpferiſchen Perſönlichkeit und 
ihrer Leiſtung auf. Da für ihn Blut und Boden die politiſchen Grundwerte ſind, ſo 
müſſen die an der Führung beteiligten Menſchen in raſſiſcher und völkiſcher Be⸗ 
ziehung beſonderen Anforderungen entſprechen. 

Daraus folgt, daß auch der politiſche Begriff des Adels im völkiſchen Staate ein 
anderer werden muß. Für einen raſſiſch und völkiſch entarteten Adel kann in der poli⸗ 
tiſchen Führung des nationalſozialiſtiſchen Staates kein Platz ſein. 

Weſentlich für das Weſen des Führerſtaates iſt alſo die Erkenntnis, daß die alten 
politiſchen Formen der dynaſtiſchen Monarchie und demokratiſchen Republik für ihn 
nicht mehr in Frage kommen. Ob man bei der Geſtaltung neuer Formen an den alten 
Bezeichnungen feſthält, iſt weniger weſentlich. Entſcheidend iſt allein, daß die 
kommende Staatsform des deutſchen Führerſtaates mit dem politiſchen Inhalt der ihn 
tragenden politiſchen Ideen erfüllt ſein muß. 


IV. Führung und Gefolgfchaft im ſtaatls rechtlichen aufbau 


1. Allgemeine Grundzüge 

Der deutſche Führerſtaat iſt auch politiſch das Ergebnis eines langſamen zähen Auf⸗ 
baus der Bewegung, die unter Führung Hitlers aus dem Volke entſtand und allmäh- 
lich zu einem immer ſtärkeren Gegner der herrſchenden Staatsmacht wurde. In dieſer 
Kampfzeit der Bewegung erfolgte ebenſo wie an der Front im Weltkriege die 
Bewährung als Führer aus der jeweiligen Situation heraus. War dieſer Kampf 
dadurch erſchwert, daß der ganze ſtaatliche Machtapparat gegen ihn eingeſetzt wurde, 
ſo war er auf der anderen Seite dadurch politiſch einfacher, daß er zunächſt nur eine 
klare Zielſetzung kannte: die Eroberung der politiſchen Macht. 

Mit dem Gelingen dieſes Zieles und der Abernahme der ſtaatlichen Macht durch die 
Regierung Hitler am 30. Januar 1933 vervielfältigten und komplizierten ſich die 
politiſchen Probleme. Die theoretiſch klaren und eindeutigen politiſchen Richtlinien 
der Bewegung in der Innen- und Außenpolitik mußten nun in die Praxis übertragen 
werden. 

Innenpolitiſch war die Bewegung vor die ungeheure Aufgabe geftellt, einen weit⸗ 
verzweigten Staatsapparat zu übernehmen, deſſen Lenkung bisher aus ganz anderen 
politiſchen Grundanſchauungen heraus erfolgt war. Dabei konnte die fachliche Arbeit 
auf allen Gebieten der öffentlichen Verwaltung nicht entbehrt werden, wenn nicht 
ſchwerſte Störungen die Folge ſein ſollten. So ſah ſich die Führung vor die Aufgabe 
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geſtellt, nicht die bisherige öffentliche Verwaltung zu erſetzen oder gar zu zerſtören, 
ſondern die in ihr tätigen Menſchen mit dem weltanſchaulichen Gehalt der Bewegung 
zu erfüllen. 

Zerſchlagen werden mußten dagegen die politiſchen Organiſationen, die als ſolche die 
Träger des alten politiſchen Ideenguts geweſen waren. Eine Koalition mit ihnen 
konnte für die einer echten revolutionären Bewegung entſtammende Partei nicht in 
Frage kommen. Aus dieſer Situation ergab ſich notwendig die „politiſche Gleich⸗ 
ſchaltung“. Auch ſie iſt keine neue Erſcheinung. Sie tritt immer nach gelungenen 
Revolutionen ein. Sie iſt allerdings nur durchführbar, wenn wirklich ein neues 
politiſches Weltbild vorhanden iſt, an dem fie ſich ausrichten kann. Da der No- 
vemberumſturz des Jahres 1918 keinerlei wirklich neuen politiſchen Ideen zum Siege 
verhalf, konnte damals auch keine wirkliche politiſche Gleichſchaltung durchgeführt 
werden. Denn ſie iſt auf geiſtig⸗politiſchem Gebiete nur möglich, wenn das neue 
politiſche Weltbild abfolute Geltung für ſich beanſprucht und im Volks, Staats und 
Rechtsleben nach Durchſetzung verlangt. Eine politiſche Haltung, die letzten Endes 
auf einem relativiſtiſchen Skeptizismus aufbaute und die jeweilige politiſche Mehr⸗ 
heit für maßgebend erklärte, war nicht in der Lage, eine durchgreifende politiſche 
Gleichſchaltung vorzunehmen, d. h. das ganze politiſche Leben des Volkes unter ein- 
heitliche Grundanſchauungen und damit unter denſelben politiſchen Rhythmus 
zu ſtellen. 

Staatsrechtlich wurde die politiſche Gleichſchaltung damit begonnen, daß man, ge- 
ſtützt auf das ſogenannte Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 zunächſt noch for⸗ 
mell auf dem Boden des parlamentariſchen Syſtems durch das vorläufige Geſetz zur 
Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich vom 31. März 1933 nicht nur die Volks- 
vertretung der Länder, ſondern auch die gemeindlichen Selbſtverwaltungskörper 
auflöſte und unter Zugrundelegung des Ergebniſſes der Reichstagswahl vom 5. März 
1933 neu bildete. Damit wurde der unbedingte oder doch ausſchlaggebende Einfluß 
der Partei wie im Reiche ſo auch in den Ländern und Gemeinden ſichergeſtellt. 


Das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933, das 
dann das Vorbild für ein entſprechendes Vorgehen auch in den amtlich gebundenen 
Berufen der Rechtsanwälte, Arzte und in ähnlichen Fällen geworden iſt, ſchaltete 
das Berufsbeamtentum im Sinne des neuen politiſchen Weltbildes dadurch gleich, 
daß es aus dem Berufsbeamtentum alle Beamten ausſchied, die den völkifch⸗raſſiſchen 
Anforderungen nicht entſprachen, oder nach ihrer bisherigen politiſchen Führung nicht 
die Gewähr dafür boten, jederzeit rückhaltlos für den nationalen Staat einzutreten. 
Im weiteren Zuge dieſer politiſchen Gleichſchaltung wurden dann am 2. Mai 1933 
ſämtliche Gewerkſchaftshäuſer beſetzt und im weiteren Verlaufe die bisherigen Ver⸗ 
einigungen der Arbeitnehmer und Arbeitgeber aufgelöſt. And ſchließlich entzog 
man dem bisherigen politiſchen Syſtem die Möglichkeit ſeiner Wiederaufrichtung da⸗ 
durch, daß man die politiſchen Parteien, ſoweit fie ſich nicht ſchon ſelbſt aufgelöſt 
hatten, verbot. Das Geſetz gegen die Neubildung von Parteien vom 14. Juli 1933 
erklärte als einzige politiſche Partei die NSDAP für legal und bedrohte die Auf⸗ 
rechterhaltung des organiſatoriſchen Zuſammenhalts einer anderen politiſchen Partei 
oder die Bildung einer neuen politifhen Partei mit ſtrengen Strafen. 

War dadurch die ausſchlaggebende politiſche Stellung der Partei geſichert, ſo beſtand 
doch die Aufſpaltung der politiſchen Führung, wie ſie die Weimarer Verfaſſung in 
dem Nebeneinander von Reichspräſident und Reichskanzler kannte, bis auf weiteres 
fort. Zwar wurde die äußerliche Koalitionsform der am 30. Januar 1933 gebildeten 
Reichsregierung ſehr bald dadurch beſeitigt, daß die deutſchnationalen Führer aus 
dem Kabinett ausſchieden. Denn im Weſen des Führerſtaates lag die Notwendigkeit 
einer einheitlichen Führung der Reichsregierung nach den politiſchen Grundſätzen der 
Bewegung. Daneben beſtand aber als eigener politiſcher Machtfaktor vor allem die 
Führung des Oberbefehls über die Wehrmacht durch den Reichspräſidenten. 
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Mit dem Tode des Reichspräfldenten lag es im Zuge des ſtaatsrechtlichen Aufbaus, 
daß alle bisher vom Neichspräſidenten ausgeübten ſtaatsrechtlichen Funktionen auf 
den Führer und Reichskanzler übergingen. Dadurch, daß der Führer damit zum 
Staatsoberhaupt des Reiches wurde, erhielt der ſtaatsrechtliche Aufbau des deutſchen 
Führerſtaates ſeine Krönung. Dabei bleiben noch viele politiſche und ſtaatsrechtliche 
Fragen, wie die der Stellvertretung des Führers und der Nachfolge des Führers, 
einer künftigen Regelung vorbehalten. 

Außenpolitiſch ſah ſich die neue Staatsführung vor die Aufgabe geſtellt, einmal die 
beſtehenden zwiſchenſtaatlichen Beziehungen als ſolche im Rahmen des Völkerrechts 
zu erhalten und auszubauen und auf der anderen Seite dem völkiſchen politiſchen 
Weltbild auch Einwirkungsmöglichkeiten nach außen hin zu verſchaffen. Die Aber⸗ 
nahme der Funktionen des Reichspräſidenten als völkerrechtlicher Repräſentant des 
Reiches durch den Führer hat auch auf dieſem Gebiete die Einheitlichkeit der politi⸗ 
ſchen Führung ſichergeſtellt und ihr neue Möglichkeiten eröffnet. 


So ſteht der deutſche Führerſtaat vor der ungeheuren Aufgabe, das Werden der deut- 
ſchen Nation zu vollenden und ihre Exiſtenz nach innen und außen gleicherweiſe zu 
ſichern. 

Staatsrechtlich kann man dabei mehrere Seiten der politiſchen Führung unterſcheiden. 
Politiſch iſt es das Zeichen des echten Führerſtaates, daß die Führung auf all dieſen 
Gebieten ſich an den einheitlichen politiſchen Ideen des neuen politiſchen Weltbildes 
ausrichtet und nach ihnen geſtaltet. 


2. Die Führung der Bewegung 


Die Aufgaben der Bewegung als politiſchem Mittel der Führung ſollen unter Ab⸗ 
ſchnitt V im Zuſammenhang mit den anderen Mitteln der Führung geſchildert 
werden. 


Hier ſoll nur der heutige Aufbau und die organiſatoriſche Geſtaltung der Bewegung 
kurz dargelegt werden. 


An der Spitze der Bewegung ſteht als Führer ihr Gründer und Geſtalter Adolf 
Hitler. Er iſt der Führer und damit zugleich die oberſte Spitze der Reichsleitung. 
In die Reichsleitung find auch eingegliedert die Oberſte SA-Führung, deren oberfter 
Führer Hitler iſt, die Reichsführung SS und die Reichsjugendführung. 


Der Stellvertreter des Führers in der Reichsleitung iſt Rudolf Heß, dem ein eigener 
Stab zur Verſügung fteht. Aber die Geſtaltung der Verbindung von Partei und 
Staat durch den Stellvertreter des Führers und ſeinen Stab vgl. V, 2. 

Anter dem Führer und ſeinem Stellvertreter bilden die Führerſchaft der Bewegung 
die Neichsleiter. 


Die Leitung der Organiſation der Bewegung liegt bei dem Reichsorganiſationsleiter 
und ſeinem Stab, der gleichzeitig der Leiter des größten angeſchloſſenen Verbandes, 
der Deutſchen Arbeitsfront, iſt. 


Innerhalb dieſer Organiſation der Bewegung beſtehen nun eine Reihe von Umtern 
der Bewegung, die in ſich wieder verſchieden gegliedert find. Als Beiſpiel ſei ver- 
wieſen auf das Reichsſchulungsamt, das Amt für Ständiſchen Aufbau, das Amt für 
Kommunalpolitik, das Amt für Beamte, das Amt für Erzieher und das Reichs- 
rechtsamt der NSDAP. Sie find Amter der politiſchen Organiſation der Bewegung. 


Die Organiſation der Bewegung, die im einzelnen im nationalſozialiſtiſchen Jahr- 
buch aufgeführt iſt, iſt ebenſowenig wie die Bewegung als folche Selbſtzweck. Ihre 
Aufgabe im völkiſchen Führerſtaate beſteht darin, die engſte Verbindung mit dem 
Volke zu halten und dadurch entſcheidenden Einfluß auf die politiſche Geſtaltung des 
Volkes zu gewinnen. 
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Eine beſonders wichtige Rolle tft dabei der Kampftruppe der Bewegung, der SU und 
der SS, zugewieſen. Sie hat an dem kämpferiſchen Durchbruch der Bewegung ent⸗ 
ſcheidenden Anteil gehabt. Ihre Angehörigen find auch in Zukunft als „politiſche 
Soldaten“ die Träger der nationalſozialiſtiſchen Idee, die „geſchulten und kämpferi⸗ 
ſchen Glaubensträger und Glaubenskünder der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchau⸗ 
ung“ (ſo der Chef des Stabes Lutze in ſeinen Erklärungen vom 16. April 1935 über 
die Zukunſtsaufgaben der SU). 


Von großer Bedeutung für die Verbindung von Partei und Volk find die „Gliede⸗ 
rungen“ der NSDAP und die der Partei „angeſchloſſenen Verbände.“ 


Gliederungen der NSDAP ſind nach 82 der Durchführungsverordnung zum Geſetz 
zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 29. März 1935: die SA, die 
SS, das Nationalſozialiſtiſche Kraftfahrkorps, die Hitler⸗Jugend l(einſchließlich des 
Jungvolks, des Bundes Deutſcher Mädel und der Jungmädel), der NS Deutſche 
Studentenbund, die NS Frauenſchaft. 

Der NSDAP angeſchloſſene Verbände find nach 8 3 der Verordnung: Der NS- 
Deutſche Arztebund e. V., der Bund Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher Juriſten e. V. 
(ſeit 1936 Nationalſozialiſtiſcher Rechtswahrerbund), der NS. Lehrerbund e. V., die 
NS. Volkswohlſahrt e. V., die NS. Kriegsopferverſorgung e. V., der Reichsbund der 
deutſchen Beamten e. V., der NS. Bund Deutſcher Techniker, die Deutſche Arbeits- 
front (einſchließlich der NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“). 

Dieſe Verbände bilden eine Verbindung von Partei und Volk. Denn die Mehr- 
zahl ihrer Angehörigen gehört nicht der Partei ſelbſt an, ſteht aber durch die Zu⸗ 
gehörigkeit zu dem angeſchloſſenen Verband unter der Führung von Parteiangehöri⸗ 
gen und damit unter dem Einfluß der Partei. 


Die vom völkiſchen Standpunkte aus wichtigſte dieſer Organiſationen iſt die Deutſche 
Arbeitsfront, weil ſie die Mehrzahl der deutſchen Volksgenoſſen überhaupt umfaßt. 
Sie hat durch die Verordnung des Führers über die Deutſche Arbeitsfront vom 
24. Oktober 1934 endgültige Geſtalt angenommen. Nach dem 8 1 dieſer Verordnung 
iſt „die Deutſche Arbeitsfront die Organiſation der ſchaffenden Deutſchen der Stirn 
und der Fauſt. In ihr find insbeſondere die Angehörigen der ehemaligen Gewerk⸗ 
ſchaften, der ehemaligen Angeſtelltenverbände und der ehemaligen Unternehmer- 
vereinigungen als gleichberechtigte Mitglieder zuſammengeſchloſſen. Die Mitglied- 
ſchaft bei der Deutſchen Arbeitsfront wird durch die Mitgliedſchaft bei einer be- 
ruflichen, ſozialpolitiſchen, wirtſchaftlichen oder weltanſchaulichen Organiſation 
nicht erſetzt“. | 

Schon aus dieſen Beltimmungen des 8 1 der Verordnung ergibt ſich die entſcheidende 
Bedeutung der Deutſchen Arbeitsfront für die Verbindung von Volk und Bewegung. 
Dadurch, daß die Deutſche Arbeitsfront alle ſchaffenden Deutſchen, ſeien ſie Arbeit⸗ 
nehmer oder Arbeitgeber, als „gleichberechtigte Mitglieder“ zuſammenſchließt, gibt 
ſie der ſozialiſtiſchen Haltung der Bewegung beſonderen Ausdruck. Dieſes Weſen 
eines deutſchen Sozialismus kommt im 8 2 der Verordnung zum Ausdruck, wenn in 
ihm als Ziel der Deutſchen Arbeitsfront „die Bildung einer wirklichen Volks⸗ und 
Leiſtungsgemeinſchaft aller Deutſchen“ bezeichnet wird. 


Für das Weſen der Deutſchen Arbeitsfront iſt ferner wichtig, daß der 83 der Ver⸗ 
ordnung fie als „eine Gliederung der NSDAP im Sinne des Geſetzes über Siche⸗ 
rung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933“ bezeichnet und ſie 
damit im Sinne dieſes Geſetzes zum Glied einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechtes macht. ' 


8 4 der Verordnung beſtimmt ausdrücklich, daß die Führung der Deutſchen Arbeits- 
ſront die NSDAP hat. Zum Führer iſt der Reichsorganiſationsleiter beſtimmt. 


Die Schilderung der ſpeziellen Aufgaben der Arbeitsfront erfolgt an anderer Stelle 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 19 und Band III, Beitrag 47 und 51). 
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Mit Erlaß des Führers vom 21. März 1935 wurde die Organisation der gewerb- 
lichen Wirtſchaft als korporatives Mitglied in die Deutſche Arbeitsfront eingeglie- 
dert. Mit dieſer Verbindung von Arbeitsfront und gewerblicher Wirtſchaft iſt die 
Grundlage für eine unter dem Gedanken der Selbſtverwaltung ſtehende Sogialord⸗ 
mung im deutſchen Führerſtaat gelegt. 

Für die Beamten beſonders wichtig iſt der Reichsbund der Deutſchen Beamten 
(RD) als angeſchloſſener Verband. Er wird vom Hauptamtsleiter des Haupt⸗ 
amtes für Beamte geführt. Auch die nachgeordneten Dienſtſtellen des RD werden 
durch das Hauptamt für Beamte beſetzt. Der RD ſteht ſelbſtändig neben der 
Deutſchen Arbeitsfront. Seine Aufgabe iſt in erſter Linie die Durchdringung des 
Beamtentums mit dem Gedanken der Bewegung. Daneben hat er aber die wichtige 
Aufgabe, die Erziehung und Schulung des Beamtentums als Mittel der Führung 
ficherzuftellen und zu fördern. Aber die rechtliche Stellung und die Aufgaben des 
Beamtentums vgl. Band II, Gruppe 1, Beitrag 28. 


Durch ihre beſonderen Aufgaben herausgehobene Gliederungen der Reichsleitung 
find die Oberſte SA-⸗ Führung, die Reichsführung SS und die Reichsjugend⸗ 
führung. Ihre gemeinſame Aufgabe liegt in der Heranbildung des politiſchen 
Typus, der den deutſchen Führerſtaat tragen ſoll und deſſen Weſen im folgenden Ab. 
ſchnitt behandelt werden ſoll. Für dieſe Aufgabe iſt ferner von beſonderer Wichtig⸗ 
keit der Arbeitsdienſt, der in dieſem Werke beſonders geſchildert wird (vgl. Band III, 
Beitrag 59). 


Sowohl die Partei wie ihre Gliederungen und die angeſchloſſenen Verbände find 
gebietlich untergegliedert. 


Die politiſche Organiſation der Partei gliedert ſich zur Zeit in 31 Gaue und die 
Gauleitung Ausland, an deren Spitze ein Gauleiter und ein ftellvertretender Gauleiter 
ſtehen (Aufzählung derſelben im Handbuch für das Deutſche Reich 1936, S. 10). 
Die SU gliedert ih in 21 SA- Gruppen, die SS in 11 SS. Oberabſchnitte, die 
Hitlerjugend und das Deutſche Jungvolk in 23 Gebiete. 


Die gebietliche Gliederung der Bewegung iſt auch für die angeſchloſſenen Verbände 
maßgebend. Für die Deutſche Arbeitsfront beſtimmt $ 5 der Verordnung ausdrück⸗ 
lich, daß ihre gebietliche Gliederung derjenigen der NSDAP entſpricht. Dasſelbe 
iſt auch bei dem Reichsbund der Deutſchen Beamten der Fall. 


Die weitere Antergliederung der Partei iſt die in Kreiſe und Ortsgruppen unter 
Kreis- und Ortsgruppenleitern. Die Ortsgruppen zerfallen wieder in Zellen und 
Blocks unter Zellen⸗ und Blockwarten. Auch dieſer Antergliederung folgen die an- 
geſchloſſenen Verbände, fo auch die Deutſche Arbeitsfront und der R DB. 


3. Der Führer als Reichshanzler 


Die Ergreifung der politiſchen Macht in Deutſchland durch die Partei vollzog fi in 
der ſtaatsrechtlichen Form, daß der Führer der Bewegung, Adolf Hitler, am 30. Januar 
1933 nach den äußeren Formen der Weimarer Verfaſſung vom Reichspräſidenten zum 
Reichskanzler ernannt wurde. 


Das Reichskanzleramt iſt äußerlich aus der Weimarer Verfaſſung in den deutſchen 
Führerſtaat übernommen worden. Aber durch die Betrauung des Führers der 
Bewegung mit dieſem Amte mußte es ſeinen Charakter grundlegend ändern. 


Der Reichskanzler des Weimarer Zwiſchenreichs war der Vertreter des damals 
herrſchenden parlamentariſchen Syſtems. Gemäß Art. 54 der Weimarer Verfaſſung, 
der das ſtaatsrechtliche Kernſtück dieſes Syſtems bildete, bedurften der Reichskanzler 
und die Reihsminifter zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Reichstags und 
hatten die verfaſſungsrechtliche Pflicht, von ihren Amtern zurückzutreten, wenn ihnen 
der Reichstag durch ausdrücklichen Beſchluß fein Vertrauen entzog. Die politiſche 
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Zuſammenſetzung des Parlaments beſtimmte damit auch die Zuſammenſetzung der 
Reichsregierung. 

Das parlamentariſche Syſtem hat in England in der Form des klaſſiſchen engliſchen 
Parlamentarismus zur Herausbildung eines nationalen Führerſtaates geführt. Denn 
die beiden großen engliſchen Parteien, die ſich in der grundſätzlichen politiſchen Ziel ⸗ 
ſetzung einig waren und nur in dieſem Rahmen um die politiſche Macht kämpften, 
garantierten jederzeit das Vorhandenſein einer politiſchen Führung. Dieſe im 
engliſchen Erſtminiſter verkörperte politiſche Führung war auch nicht der Sklave des 
Parlaments, ſondern konnte jederzeit an das Volk appellieren. Zwiſchen dem eng⸗ 
liſchen Erftminiſter und dem Volke entwickelte ſich fo das für jede echte Führung 
charakteriſtiſche Verhältnis von Führer und Geſolgſchaft. Die beiden großen Parteien 
entwickelten aus ſich heraus eine Führerſchaft politiſch geſchulter Perſönlichkeiten, aus 
denen neue Führer herauswachſen konnten. 


Das deutſche Reichskanzleramt hat ſich demgegenüber nicht zu einem richtigen 
Führeramt entwickeln können. Im Bismarckſchen Reid war in der Perſönlichkeit 
Vismarcks die Führergeſtalt vorhanden, aber an Bismarck als Reichskanzler knüpfte 
ſich keine Führertradition. Es entwickelte ſich kein politiſcher Typus, der die politiſche 
Führung hätte tragen und ihr eine feſte politiſche Tradition hätte geben können. 
Denn Beamtentum wie Wehrmacht ſind zwar — wie noch zu zeigen ſein wird — 
Mittel der Führung, aber in ganz beſtimmten Funktionen. Das politiſche Mittel der 
Führung können und ſollen ſie nicht ſein. 


Der Zuſammenbruch des Zweiten Reichs erfolgte durch den Mangel einer geſchulten 
politiſchen Schicht, die vor allem nach dem Verluſt des Weltkrieges imſtande war, eine 
neue politiſche Führung aufzubauen. Daß eine ſolche Führung nach dem Wegfall der 
Dynaſtien nur aus dem Volke herauswachſen konnte, dies erkannt und in die Tat 
umgeſetzt zu haben, iſt das unſterbliche Verdienſt Adolf Hitlers und ſeiner Bewegung. 


Erhielt fo das Reichskanzleramt im Bismarckſchen Reich durch die gewaltige Geſtalt 
des eiſernen Kanzlers ſeine beſtimmte Prägung, ſo verfügte der Reichskanzler in der 
Weimarer Verfaſſung überhaupt über keine politiſche Tradition. Er „beſtimmte zwar 
die Richtlinien der Politik“ (Art. 56 der Weimarer Verfaſſung), aber er trug nach 
demſelben Artikel „dafür gegenüber dem Reichstag die Verantwortung“. And dieſer 
Reichstag war nur die ſtaatsrechtliche Form einer innerlich haltloſen Parteien- 
koalition, die immermehr der politiſchen Zerſetzung anheimfiel. 


In den letzten Jahren des Weimarer Zwiſchenreichs ſank deshalb die Bedeutung 
des Reichskanzleramts und wuchs die Bedeutung des Reichspräſidentenamts. Denn 
der Inhaber dieſes Amts in der Geſtalt des Feldmarſchalls von Hindenburg ver⸗ 
körperte die letzten Reſte politiſcher Führung, die in der Kriſe des Weimarer Parteien- 
ſtaats noch übriggeblieben waren. Als Führer des deutſchen Volkes in dieſer 
kritiſchen Abergangszeit war er deshalb auch nicht der Hüter der Weimarer Ver⸗ 
faſſung, ſondern er war der Träger eines Abergangsregimes, das in den äußeren 
ſtaatsrechtlichen Formen des Diktaturartikels der Weimarer Verfaſſung den da⸗ 
maligen Staatsnotſtand zu meiſtern ſuchte. 


Erſt mit der Betrauung Adolf Hitlers mit dem Reichskanzleramt durch den Reichs⸗ 
präſidenten entſtand eine feſte politiſche Führung des Reichs und wurden damit die 
Grundlagen zum Aufbau des deutſchen Führerſtaates gelegt. Denn beide Männer 
waren Autoritätsträger und dadurch zur Führung berufen. 


Noch zu Lebzeiten Hindenburgs war Hitler als Führer der Bewegung „Führer und 
Reichskanzler“ geworden. Er war Führer der Bewegung und Regierungschef. Neben 
ihm ſtand nur noch ebenbürtig die Geſtalt des Reichspräſidenten von Hindenburg als 
Staatsoberhaupt. And gerade wenn man ſich auf das Weſen der Führung — wie es 
oben (I, 4) geſchildert wurde — beſinnt, ſo ergab ſich daraus die klare Notwendigkeit, 
daß nach dem Hinſcheiden des Reichspräſidenten nur der Führer und Reichskanzler 
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imſtande war, auch die Funktionen des Staatsoberhauptes im deutſchen Führerſtaat 
zu übernehmen. 

Aus dieſer ganzen Entwicklung heraus ift es verſtändlich, daß Hitler ſich auch nach der 
Abernahme der Funktionen als Staatsoberhaupt für alle Zukunft nur als Führer und 
Reichskanzler bezeichnet wiſſen will und die einmalige Bedeutung, die der Feld⸗ 
marſchall von Hindenburg durch feine Größe dem Titel Reichspräſident aufgeprägt hat, 
in ſeinem Erlaß vom 2. Auguft 1934 ausdrücklich anerkannte. Im amtlichen Verkehr 
mit ausländiſchen Staaten führt Adolf Hitler auch als Staatsoberhaupt die Amts- 
bezeichnung „Der Deutſche Reichskanzler“. 

Damit bedeutet aber das Reichskanzleramt im deutſchen Führerſtaat ſtaats⸗ 
rechtlich die Vereinigung und Fülle aller politiſchen Funktionen in der Perſon des 
Führers. Das prägt ſich auch im Verhältnis des Führers zur Reichsregierung aus, 
das — wie im folgenden zu zeigen iſt — im Führerſtaat einen völlig anderen Charakter 
erhalten hat. 

Der Führer iſt als Reichskanzler heute nicht nur im Zuſammenwirken mit der Reichs- 
regierung oberſter ſtaatlicher Geſetzgeber, ſondern er iſt als Regierungschef der letztlich 
allein politiſch Entſcheidende und iſt heute auch die oberſte Spitze der Reichs. 
verwaltung. Als ſolche iſt der Führer imſtande, nicht nur ſelbſtändig Verordnungen 
zu erlaſſen, ſondern auch einzelne Verwaltungsmaßnahmen anzuordnen und auf dem 
Gebiet der Verwaltung jederzeit eine Frage zur Entſcheidung an ſich zu ziehen. 

Der Führer und Reichskanzler und die Reichskanzler des Weimarer Zwiſchenreichs 
haben alfo nur noch den Namen gemeinſam. Das Reichskanzleramt als ſolches hat 
im deutſchen Führerſtaat einen ganz anderen Charakter erhalten und einen ungeahnten 
Ausbau erfahren. 


4. Die Reichsregierung 


Dieſe grundlegenden Veränderungen in der Stellung des Reichskanzlers konnten 


natürlich auch die Stellung der Reichsregierung nicht unberührt laſſen. 


Regierung bedeutete im liberalen Staate Innehabung oder mindeſtens entſcheidende 
Anteilnahme an der Staatsmacht. Keine Führung kann der Staatsmacht entraten. 
Aber Führung iſt mehr als bloßer Träger der Staatsmacht zu fein. Nach der national- 
ſozialiſtiſchen Auſfaſſung müſſen Macht und Autorität in einer Perſon vereinigt fein, 
um eine echte politiſche Führung zu gewährleiſten. 


Wie die Reichsleitung der Partei als dem politiſchen Mittel der Führung, fo iſt auch 
die Reichsregierung an der Führerſchaft des Reichs beteiligt. Es iſt deshalb ab- 
wegig und verwirrend, den Reichsminiſtern die Eigenſchaft als Führer im weiteren 
Sinne abzuſprechen. Denn die Stellung als Führer in dieſem weiteren Sinne be⸗ 
ſtimmt ſich nicht danach, ob jemand Mitglied der Bewegung iſt, ſondern ob er im 
deutſchen Führerſtaat Autoritätsträger iſt. 

Im politiſchen und ſtaatsrechtlichen Sinne iſt aber das Wort Führer im deutſchen 
Führerſtaat heute überhaupt auf den Führer und Reichskanzler beſchränkt. Die 
Reichsleiter wie die Miniſter der Reichsregierung gehören ebenſo wie die oberen Be⸗ 
fehlshaber der Wehrmacht zu den verſchiedenen Mitteln der Führung und bilden 
unter dem Führer eine gemeinfame Führerſchaft. Die Richtigkeit dieſer Behauptung 
ergibt die Kundgebung der Führerfchaft des deutſchen Volkes, die am 3. Januar 1935 
ſtattfand und die oberſten Spitzen der drei Mittel der Führung vereinigte. In der 
dort übergebenen Adreſſe an den Führer wird von der „deutſchen Führerſchaft als ge- 
ſchloſſenem Ganzen“ geſprochen. 

In der Art dieſer Beteiligung liegt auch das Weſen der Reichsregierung im deutſchen 
Führerſtaat. Wer vom Führer — ſei es in der Partei, ſei es im Staat, ſei es in der 
Wehrmacht — zur Mitarbeit an oberſter Stelle herangezogen wird, iſt an der Führung 
beteiligt und gehört zur deutſchen Führerſchaft, jeder an ſeiner Stelle. 
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In ihrer ſtaatsrechtlichen Form knüpft die Reichsregierung an die Weimarer Ver⸗ 
faſſung an. Danach beſteht fie auch heute aus dem Reichskanzler und den Reichs- 
miniſtern (Art. 52 der Weimarer Verfaſſung). Aber das Verhältnis beider hat ſich 
im Führerſtaat grundlegend verändert. Auch im Vismarckſchen Reich war die RNeichs⸗ 
leitung in der Perſon des Reichskanzlers konzentriert. Die an der Spitze der ein⸗ 
zelnen Geſchäftsbereiche ſtehenden Staatsſekretäre, die den Reichsminiſtern der 
Weimarer Verfaſſung entſprachen, waren nur Stellvertreter und Gehilfen des Reichs ⸗ 
kanzlers. Dieſer war in der Lage, jederzeit in einen Geſchäftsbereich einzugreifen 
und ſelbſtändige Anordnungen zu geben. 

Die Weimarer Verfaſſung führte dann das Kollegialſyſtem ein. Zwar beſtimmte der 
Reichskanzler die Richtlinien der Politik. Aber innerhalb dieſer Richtlinien „leitete 
jeder Reichsminiſter den ihm anvertrauten Geſchäftszweig felbſtändig und unter 
eigener Verantwortung gegenüber dem Reichstag“ (Art. 56 der Weimarer Verſaſſung). 


Dem Sinn und Weſen des Führerſtaates widerspricht eine derartige Selbſtändigkeit 
der Geſchäftsbereiche. Sie erklärt ſich ja auch nur aus dem parlamentariſchen Syſtem. 
Die Reichsminiſter find dem Reichskanzler gegenüber nicht in dieſem Sinne felbſtändig. 
Sie find feine Mitarbeiter. Sie tragen ihm gegenüber die Verantwortung für die 
Leitung ihres Geſchäftsbereichs und können vom Reichskanzler mit bindenden gene- 
rellen oder Auweiſungen im Einzelfalle für ihre Geſchäftsführung verſehen werden. 


Dieſe Bindungen und Anterordnungen gelten aber nur gegenüber dem Führer und 
Reichskanzler. Im übrigen find die Reichsminiſter ſelbſtändig ſowohl den anderen 
Reichsminiſtern wie auch den Reichsleitern der Bewegung gegenüber. Einſchrän⸗ 
kungen dieſer ſelbſtändigen Geſchäftsführung find wieder nur durch den Führer ſelbſt 
möglich. Eine ſolche Einſchränkung bedeuten z. B. die Verfügungen des Führers, 
wonach der Stellvertreter des Führers an der Vorberatung und Durchführung der 
Geſetzgebung der einzelnen Geſchäftsbereiche zu beteiligen iſt (vgl. unten S. 40). 


Im übrigen bedeutet die infolge der Beſeitigung des parlamentariſchen Syſtems er- 
folgte Befreiung der Reichsminiſter von der Verantwortung gegenüber dem Reichstag 
eine Erhöhung der Selbſtändigkeit, aber auch eine Verſtärkung der Verantwortlichkeit 
der Reichsminiſter. 


Auch ſchon nach der Weimarer Verfaſſung war der Reichspräſident berechtigt, Reichs ⸗ 
miniſter ohne Geſchäftsbereich zu ernennen. Der RNeichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 
war Mitglied der Reichsregierung und hatte in ihr Sitz und Stimme. Mit dieſer 
Ernennung konnte die Erteilung eines beſonderen Auftrags verbunden ſein, für deſſen 
Erledigung es des ganzen Apparats eines Miniſteriums nicht bedurfte. 


Auch im deutſchen Führerſtaat gibt es die Einrichtung der Reichsminiſter ohne Ge- 
ſchäftsbereich. Aber der Sinn dieſer Einrichtung iſt heute ein anderer. Im parla⸗ 
mentariſchen Syſtem ſchuf die Schaffung von Miniſtern ohne Geſchäftsbereich die 
Möglichkeit, kleineren politiſchen Gruppen, deren Anterſtützung für die Regierung 
wichtig war, Sitz und Stimme im Kabinett zu verſchaffen. Da das Mehrheitsſyſtem, 
dem Sinne des Führerſtaates entſprechend, auch in der Reichsregierung beſeitigt iſt, 
ſo liegt die Bedeutung von Reichsminiſtern ohne Geſchäftsbereich nicht mehr auf 
dieſem Gebiet. Ihre Bedeutung muß aus dem politiſchen Sinn des Führerſtaates 
erſchloſſen werden. 


Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich iſt nach dem Geſetz zur Sicherung der Einheit 
von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933 in der Faſſung vom 3. Juli 1934 
zunächſt der Stellvertreter des Führers. Er iſt es „zur Gewährleiſtung engſter Zu⸗ 
ſammenarbeit der Dienſtſtellen der Partei mit den öffentlichen Behörden“. Der Stell. 
vertreter des Führers iſt dem Führer dafür verantwortlich, daß die Partei als das 
politiſche Mittel der Führung ſchlagkräftig bleibt. Am dieſe Auſgabe löſen zu können 
und um den dafür notwendigen Einfluß der Partei ſicherzuſtellen, war es nötig, dem 
Stellvertreter des Führers eine feſte Stellung in der Reichsregierung zu geben. 
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Die beiden anderen bisher ernannten Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich, Kerrl und 
Dr. Frank, find altbewährte Kämpfer der Bewegung. Reichsminiſter Kerrl wurde im 
Sommer 1935 das Reichs- und Preußiſche Miniſterium für die kirchlichen Ungelegen- 
heiten übertragen. 


Die einzelnen Reihsminifterien und ihr Aufgabenkreis werden an anderer Stelle be- 
handelt (vgl. Band IL Gruppe 1, Beitrag 24). 


Die Ernennung und Entlaſſung der Reichsminiſter erfolgt heute allein durch den Führer 
und Reichskanzler. Wie ſchon oben erwähnt, entſpricht auch die Beſtimmung des Art. 58 
der Reichsverfaſſung, wonach die Reichsregierung ihre Beſchlüſſe mit Stimmenmehr- 
heit faßt, nicht mehr dem politiſchen Ideenkreis des Führerſtaates. Die Reichsminifter 
beraten den Führer verantwortlich. Die letzte Entſcheidung aber liegt allein bei ihm. 


5. Der führer als Staatsoberhaupt 

Nach der Weimarer Verſaſſung war der Reihspräfident vor allem das republikaniſche 
Reichs oberhaupt, alſo das oberſte Vertretungs⸗ und Nepräſentationsorgan der 
deutſchen Republik. Deshalb ging auch das Beſtreben der republikaniſchen Kreiſe 
dahin, die Stellung des Reichspräſidenten in der Verſaſſung möglichit herabzudrücken. 
Man übertrug ihm zwar die völkerrechtliche Repräſentation des Reichs nach außen. 
Aber innenpolitiſch unterwarf man gemäß Art. 50 der Weimarer Verfaſſung alle Re- 
gierungsakte des Reichspräſidenten der Gegenzeichnungspflicht durch den Reichs⸗ 
kanzler oder den zuſtändigen Reichsminiſter. 


Erſt das Verſagen des parlamentariſchen Syſtems hat — wie oben ſchon angeführt — 
der Stellung des Reichspräſidenten von Hindenburg eine beſondere und einzigartige 
Bedeutung verliehen. Die Verfaſſungslehre des Weimarer Staates kannte das 
Problem der Autorität nicht oder vermochte es doch nicht wirklich einzubauen. Das 
Entſcheidende für die Stellung des Reichspräſidenten von Hindenburg war eben nicht 
die Handhabung der Staatsmacht, ſondern das Vertrauen als Autoritätsträger, das er 
beim ganzen Volk genoß. Vergeblich verſuchten deshalb die liberale Verfaſſungslehre 
und das Abergangskabinett von Papen ⸗Gapl, den Neichspräſidenten zum Oberhaupt 
eines liberalen Machtſtaates zu machen. Man dachte daran, mit Hilfe des Art. 48 
die Stellung des Reichstags herabzudrücken, oder aber das parlamentariſche Syſtem als 
ſolches zu beſeitigen, und wollte durch einen Ausbau des 2. Hauptteils der Weimarer 
Verſaſſung die liberalen Poſitionen des bisherigen Syſtems ſichern. 


Dieſer Verſuch ſcheiterte an dem Widerſtand des Führers der Bewegung, 
dem es ſchließlich gelang, den Reichspräſidenten als Repräfentanten der beſten 
deutſchen Tradition von feiner Miſſion als Führer und Geſtalter des neuen Deutſch⸗ 
land zu überzeugen. Mit dem Bunde dieſer beiden deutſchen Führergeſtalten war der 
autoritäre deutſche Führerſtaat auf ſichere Grundlagen geſtellt. Denn beide Männer, 
ſowohl Hindenburg als Vertreter der alten Generation und Tradition, wie Adolf 
Hitler als Schöpfer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung, wurzelten im völkiſchen 
Sein. Sie fanden ſich im Frontſoldatentum mit ſeiner ſelbſtverſtändlichen Gemein⸗ 
ſchaftshaltung. Daß der Feldmarſchall und der Gefreite des Weltkrieges in gemein⸗ 
ſamer Arbeit die Staatsautorität zum Grundprinzip des heutigen deutſchen Führer 
ſtaates gemacht haben, iſt der beſte Beweis für den völkiſchen Charakter dieſes Staates. 


Wie ſchon oben erwähnt, gab es deshalb nach dem Tode des Reichspräſidenten keine 
andere Möglichkeit, als das Amt des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers 
zu vereinigen. Das erfolgte durch das Geſetz Über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reichs vom 1. Auguſt 1934. Die Vereinigung beider Amter in der Perſon Hitlers 
erfolgte auf Lebenszeit. 

Von großer Wichtigkeit iſt nun die weitere ſtaatsrechtliche Ausgeſtaltung dieſer einzig · 
artigen Stellung des Führers als Staatsoberhaupt. Dieſe Ausgeſtaltung gipfelt in 
der Regelung der Stellvertretung und der der Nachfolge. 


— 
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Nach der Weimarer Verfaſſung Art. 51 wurde der Neichsptäfident im Falle feiner 
Verhinderung zunächſt durch den Reichskanzler vertreten. Dauerte die Verhinderung 
vorausſichtlich längere Seit, fo bedurfte es zur Regelung der Vertretung eines Reichs ⸗ 
geſetzes. In der Zeit der Abergangsregierung erfolgte eine Anderung der Stell ⸗ 
vertretung dahin, daß nach der Neufaſſung des Art. 51 der Neichspräſident im Falle 
ſeiner Verhinderung durch den Präſidenten des Reichsgerichts vertreten wurde. Dieſe 
Regelung erklärte fi allein aus der damaligen politiſchen Abergangsſituation und hat 
heute ihren Sinn verloren. N 


Nach § 1 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1934 beſtimmt der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler ſeinen Stellvertreter. In welcher Art und Form die Regelung dieſer 
Stellvertretungsfrage durch ihn erfolgt, unterliegt ſeiner alleinigen Entſcheidung. Daß 
fie im Sinne des Führerſtaates und damit des Prinzips einer volksverbundenen 
Führung erfolgen wird, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Schon vor Erlaß des Geſetzes vom 1. Auguſt 1934 erfolgte die Regelung der Stell- 
vertretungsfrage in der Frage der Partei durch die Beſtellung von Rudolf Heß zum 
Stellvertreter des Führers. 


Eine Art von Stellvertretung iſt durch S 3 des Wehrgeſetzes in der Befehlsführung 
über die Wehrpflicht gegeben. Denn der Reichskriegsminiſter als Oberbefehls⸗ 
haber übt unter dem Führer als Oberſten Befehlshaber der Wehrmacht Befehls- 
gewalt über die Wehrmacht aus. 


Wie Staatsſekretär Pfundtner!) zutreffend ausführt, „iſt der Führer und Neichs⸗ 
kanzler berechtigt, ſowohl für ſeine geſamten Befugniſſe wie auch für einen Teil der⸗ 
ſelben, z. B. für die bisherigen Befugniſſe des Reichspräſidenten allein oder für die ⸗ 
jenigen des Reichskanzlers allein einen oder mehrere Stellvertreter für die Dauer 
oder vorübergehend zu beſtimmen“. Daraus ergibt ſich, daß die Stellvertretung in 
enger Verbindung mit den Mitteln der Führung und ihrem Verhältnis zueinander 
ſtehen muß. Auch hier wird ſich eine organiſche Löſung herausbilden. 


And dasſelbe gilt von der Regelung der Nachfolge des Staatsoberhauptes im 
deutſchen Führerſtaat. Auch dieſe Frage kann erſt ftaatsrechtlich gelöſt werden, wenn 
der politiſche Typus, der den deutſchen Führerſtaat tragen muß, ſich feſt heraus- 
gebildet hat. Zunächſt gilt es, durch politiſche Arbeit die Vorausſetzungen dafür zu 
ſchaffen. Die Heranbildung der ſtaatsrechtlichen Formen für die Schaffung einer 
politiſchen Elite, aus der ſich Führer und Führerſchaft ergänzen, etwa in Form eines 
Ordens, bleibt der weiteren Entwicklung vorbehalten. 

Nach 8 1 des Geſetzes vom 1. Auguft 1934 gehen infolge der Vereinigung des Amtes 
des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers „die bisherigen Befugniſſe des 
Reichspräſidenten auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler über“. 


Abergegangen in vollem Amfang iſt demnach die völkerrechtliche Repräſentation des 
Reichs durch den früheren Reichspräſidenten. Die Beſtimmungen des Art. 45 Abſ. 1 
der Weimarer Verfaſſung: „Der Reichspräſident vertritt das Reich völkerrechtlich. 
Er ſchließt im Namen des Reichs Bündniſſe und andere Verträge mit auswärtigen 
Mächten. Er beglaubigt und empfängt die Geſandten“, gelten auch heute. Dagegen 
find die übrigen Beſtimmungen dieſes Artikels, ſoweit ſie die Führung des Reichs 
nach außen von der Mitwirkung des Reichstags abhängig machten, im Führerſtaat 
außer Kraft getreten. 

Innenpolitiſch iſt für den Ausbau der Führerſtellung Adolf Hitlers beſonders be⸗ 
deutſam die Abernahme der ſtaatlichen Mittel der Führung, nämlich des Berufs 
beamtentums und der Wehrmacht in ſeine unmittelbare Verfügungsmacht. Sowohl 
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das Recht zur Ernennung und Entlaſſung der Beamten und der Offiziere wie der 
Oberbefehl über die geſamte Wehrmacht des Reichs iſt auf den Führer und Reichs ⸗ 
kanzler übergegangen. Das perſönliche Zreueverhältnis, in das Berufsbeamtentum 
und die Wehrmacht zu dem Führer getreten ſind, findet ſeinen äußeren Ausdruck in 
dem Geſetz über die Vereidigung der Beamten und der Wehrmacht vom 20. Auguſt 
1934. Die im 8 2 dieſes Geſetzes wiedergegebene Eidesformel enthält in beiden 
Faſſungen, für Beamtentum und Wehrmacht, eine perſönliche Treue ⸗ und Gehorſams⸗ 
verpflichtung gegenüber „dem Führer des Deutſchen Reiches und Volkes Adolf Hitler“. 
Dagegen find alle Beſtimmungen der Weimarer Verfaſſung, die in irgendwelchem Zu⸗ 
ſammenhang mit dem parlamentariſchen Syſtem ſtehen, außer Kraft getreten. Das 
gilt für die Art. 41 bis 44 und die Art. 50 und 51 der Weimarer Verfaſſung. 

Was vor allem die Gegenzeichnung der Regierungsakte des Führers durch den zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſter betrifft, fo hat fie natürlich nicht mehr den Sinn, daß der 
betreffende Miniſter „durch die Gegenzeichnung die Verantwortung übernimmt”. 
Denn gemeint war damit die Abernahme der Verantwortung gegenüber der Volks⸗ 
vertretung, während der Reichspräſident dieſer gegenüber „politiſch“ unverantwortlich 
fein ſollte. Das widerſpricht den Grundſätzen des Führerſtaates, der ja gerade gegen ; 
über dem Prinzip einer anonymen Anverantwortlichkeit das der offenen politiſchen 
Verantwortlichkeit der Führung für ihre Akte herausſtellt. Das Prinzip der Gegen⸗ 
zeichnung hat vielmehr einen vollkommenen Sinnwandel gerade in dieſer Beziehung 
erfahren. Es bedeutet heute, daß der zuſtändige Neichsminiſter als dem Führer für 
einen beſtimmten Geſchäftsbereich verantworlicher Mitarbeiter durch die dem Sinne 
nach nicht „Gegenzeichnung“, ſondern „Mitzeichnung“ von geſetzgeberiſchen oder 
ſonſtigen Akten der Führung die Verantwortlichkeit gegenüber dem Führer übernimmt. 
Der gerade für die Abergangsperiode fo bedeutſame Diktaturartikel 48 der Weimarer 
Verfaſſung iſt zur Zeit nicht von praktiſcher Bedeutung, da das Geſetzgebungs⸗ und 
Verordnungsrecht in der Hand der Reichsregierung und damit des Führers liegt 
(vgl. unten VI, 3). 

Art. 49 der Weimarer Verfaſſung iſt heute durch 8 8 des Reichsſtatthaltergefetzes 
vom 30. Januar 1935 erſetzt. Danach ſteht das Gnadenrecht dem Führer und Reichs 
kanzler zu. Aber die Ausübung des Gnadenrechts vgl. den Erlaß vom 1. Februar 1935. 


6. Das Volk als Gefolgſchaft 

Im deutſchen Führerſtaat iſt die Führung eine völkiſche Führung, d. h. ſie wächſt aus 
dem Volke heraus und erhält von ihm ihren Sinn. 

In dieſer völkiſchen Grundlage des deutſchen Führerſtaates beſteht der prinzipielle 
Anterfchied zwiſchen ihm und dem abfoluten Fürſtenftaat, aber auch zwiſchen ihm und 
dem liberalen Machtſtaat, der den bis in unſere Zeit reichenden Ausläufer des 
abſoluten Staates bildet. 


Der Anterſchied gründet ſich auf die andere Zuſammenſetzung und das verſchiedene 
Weſen des Volkes in der damaligen Zeit und heute. Denn das Volk, auch in Groß. 
ſtaaten im Verhältnis zu den heutigen Bevölkerungszahlen zahlenmäßig noch relativ 
klein, war damals noch keine politiſche Größe. Dies ſchon deshalb nicht, weil eine 
Anteilnahme des Volkes am politiſchen Geſchehen ſchon infolge der unentwickelten 
Technik der Nachrichtenmittel nicht in Frage kam und ſich deshalb auch keine öffentliche 
Meinung im Sinne des modernen Maſſenſtaates bilden konnte. Die damalige Politik 
war deshalb reine Kabinettspolitik, die damaligen Kriege waren dynaſtiſche und 
Kabinettskriege, kein Ringen der Völker wie in unſeren Tagen. 


Die Bedeutung der politiſchen Revolutionen in den letzten Jahrhunderten liegt nun 
gerade darin, daß in ihnen der nationale Gedanke, d. h. der Gedanke, daß das Voll 
als ſolches eine politiſche Lebensgemeinſchaft ſei, ſich durchſetzte. In dieſer 
Beziehung ſind ſich die puritaniſche Revolution unter Cromwell, die franzöſiſche 
Revolution und die nationalſozialiſtiſche Revolution weſensgleich. Gemeinſam iſt 
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ihnen, daß ſie in ihrer Zeit „nationsbildend“ gewirkt haben. And deshalb iſt ihnen 
auch gemeinſam, daß die politiſche Form des abſoluten Fürſtenſtaates in den ver- 
ſchiedenen Ländern mit ihnen ein Ende nehmen mußte. 


Die Verſchiedenheit dieſer Revolutionen liegt in den verſchiedenen politiſchen Ideen ⸗ 
kreiſen, die zu ihrer Zeit herrſchend waren und damit imſtande waren, das Volk in 
ſeinem tiefſten Innerſten politiſch aufzurütteln. Daraus erklärt ſich, daß die früheſte 
dieſer Revolutionen, die puritaniſche, von religiöſen Ideen beherrſcht wurde, während 
die franzöſiſche Revolution unter den individualiſtiſchen Vernunftideen der Auf⸗ 
klärungszeit zum Siege gelangte. Während die bolſchewiſtiſche Revolution in ihrer 
Volks. und Staatsfeindlichkeit nur die letzten Folgerungen aus dieſer individua⸗ 
liſtiſchen Haltung zu ziehen ſuchte, haben die faſchiſtiſche und die nationalſozialiſtiſche 
Revolution wieder neuen politiſchen Werten zum Durchbruch verholfen, wenn auch 
der Faſchismus bei ſeinem Mythos der Nation die ſtaatliche Form beherrſchend in 
den Vordergrund ſchiebt, während der Nationalſozialismus das Volk und ſeine 
organiſche Gliederung als die entſcheidende politiſche Größe flieht, deſſen Lebensform 
der Staat iſt. 


Aus der oben (III, 2) geſchilderten Stellung der dynaſtiſchen Monarchie ergibt ſich 
die avölkiſche Poſition des Fürſten im abſoluten Fürſtenſtaat. Er war „von Gottes 
Gnaden“, er war infolgedeflen politiſch geſehen eine Art Halbgott. Daraus erklärt 
ſich auch, daß nach der Zurückdrängung der rein perſönlichen Herrſchaft des Fürſten 
im ſogenannten aufgeklärten Polizeiftaate, in dem der Fürſt als perſönlicher Re- 
präſentant des Staates erſchien, ſich nun dieſe Auffaſſung auf den Staat ſelbſt über⸗ 
trug. Hier liegen die Wurzeln der Hegelſchen Staatsphiloſophie und der durch ſie 
herbeigeführten „Staatsvergottung“, die vor allem von Alfred Roſenberg als Gegen⸗ 
pofition des Nationalſozialismus herausgeſtellt worden iſt. 


Der Faſchismus baut als ſolcher weithin auf Hegelſchen Gedankengängen auf. Die 
Herrſchaft dieſer Gedankengänge führt zu dem avölkiſchen Staatstypus, den ich in 
meiner Staatslehre als den des liberalen Machtſtaats bezeichnet habe. 


Aus dieſer Auffaſſung konnte natürlich kein echtes politiſches, d. h. kein Gemein⸗ 
ſchaftsverhältnis herauswachſen, wie es die Grundlage des Führerſtaates bildet. 
Der abſolute Fürſt war, wenn er ſchlecht war, der kleine Tyrann, der willkürlich über 
„Blut und Boden“ verfügte, d. h. ſeine Landeskinder ausſaugte oder in fremde 
Kriegsdienſte verkaufte, und für den der Boden nur ein Objekt dynaſtiſcher Haus- 
politik war. Oder er war, wie z. B. Friedrich der Große, der fürſorgliche „Landes- 
vater“, der ſich um alle Angelegenheiten ſeines Landes und ſeiner „Landeskinder“ 
kümmerte, und der ſich darin ſchon als „der erſte Diener ſeines Staates“ fühlte. 
Friedrich der Große iſt wie Bismarck als Schöpfer des preußiſchen Großſtaates ein 
Vorläufer Adolf Hitlers. Aber er lebte und wirkte ſelbſtverſtändlich in den poli⸗ 
tiſchen Gedankengängen und Formen ſeiner Zeit. Der Staat war für ihn der 
Apparat, deſſen ſich der Fürſt bediente, um das Wohl ſeiner Antertanen zu fördern, 
eine Auffaſſung, die ebenfalls der Hegelſchen Staatsphiloſophie zugrunde liegt. 

Die nationalſozialiſtiſche Revolution hat erſt das vollendet, was durch die engliſche 
und franzöſiſche Revolution ſchon Jahrhunderte früher vor ſich gegangen war, näm⸗ 
lich die Nationwerdung des deutſchen Volkes. So konnte der deutſche Führerſtaat 
auch nur in der politiſchen und ftaats rechtlichen Form des deutſchen Einheitsſtaates 
errichtet werden. And deshalb mußte die nationalſozialiſtiſche Revolution und der 
ſtaatsrechtliche Aufbau durch ſie mit der dynaſtiſchen Zerſplitterung des deutſchen 
Staatsraums ein Ende machen. : 

Der nationalfozialiftiihe Staat ift heute der deutſche Volksſtaat. Als ſolcher iſt er 
weſensgemäß ſowohl Einheitsſtaat als Führerſtaat. Dieſer Zuſammenhang mußte 
hier zum Verſtändnis der ſtaatsrechtlichen Rolle des Volkes im deutſchen Führer⸗ 
ftaat herausgehoben werden. 
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Der deutſche Führerſtaat muß alſo zum Anterſchiede vom abſoluten Fürſtenſtaat 
das Volk als politiſche Größe anerkennen und auf ihm aufbauen. In dieſem 
Sinne muß er demokratiſch ſein. Es iſt deshalb kein Zufall, daß der Führer in 
feinem Erlaß vom 2. Auguſt 1934 an den Reichsinnenminiſter feiner feſten Aber. 
zeugung, die ſchon vorher in zahlreichen Reden immer durchklang, Ausdruck verliehen 
hat, „daß jede Staatsgewalt vom Volke ausgehen“ muß. Es iſt das äußerlich 
die gleiche Formulierung, die auch der Artikel 1 der Weimarer Verfaſſung kennt. 
Nur baut Hitler und der durch ihn verkörperte Nationalſozialismus auf einer an- 
deren Auffaſſung vom Weſen des Volkes und damit auch vom Weſen des Politiſchen 
auf, die unter I, 1 dieſes Beitrags geſchildert wurde. 


Dieſe Auffaſſung des Nationalſozialismus trägt dem Weſen des modernen Staates 
als Maſſenſtaat Rechnung. Der moderne Großſtaat iſt infolge ſeiner im Vergleich 
zu früher ſtark gewachſenen Bevölkerungszahlen vor das politiſche Problem geſtellt, 
das für die Staatenwelt noch vor 100 Jahren nicht da war, nämlich aus der „Maſſe“ 
„Volk“ zu machen, d. h. das Volk als politiſche Größe anzuerkennen. 


Denn kein Teil des Volkes kann im modernen Nationalſtaat ſich aus dem politiſchen 
Leben ausſchließen. Das gilt in erſter Linie von der Induſtriearbeiterſchaft, aber 
auch vom Akademiker; beide Volksſchichten leben und ſchaffen in ihrer Mehr 
zahl in den Städten, die ſchon infolge der Zuſammenballung größerer Menſchen⸗ 
maſſen dem politiſchen Geſchehen unmittelbarer gegenüberſtehen. Beide Gruppen 
müſſen in politiſcher Gemeinſchaft zueinander ſtehen. Aber auch der Bauer lebt 
heute nicht mehr politiſch iſoliert. Durch die Steigerung der Verkehrsmittel und 
vor allem durch den Rundfunk wird auch er völlig in die politiſche Gemeinſchaft 
eingegliedert. 


Es ift ein Beweis für den Charakter des nationalſozialiſtiſchen Staates als durch. 
aus modernen Staat, daß er dieſes Weſen des völkiſchen Maſſenſtaates klar erkannt 
und daraus die politiſchen Folgerungen gezogen hat. Der völkiſche Maſſenſtaat be- 
darf einer ftetigen, tiefgreifenden und richtig geführten politiſchen Propaganda, um 
wirklich völkiſch geftaltend wirken zu können. Es iſt ein Kennzeichen einer intellek⸗ 
tualiſtiſchen avölkiſchen Geiſteshaltung, wenn man glaubt, die Notwendigkeit der 
politiſchen Propaganda leugnen oder herabfetzen zu können. 


Die Gründung des Propagandaminiſteriums iſt deshalb nur ein organiſatoriſcher 
Ausdruck der neuen Auffaſſung vom Weſen des Politiſchen; denn der eigentliche 
Sinn der Aufgabe dieſes Miniſteriums liegt in der Schaffung der völkiſchen Gemein⸗ 
ſchaft durch unabläſſige Werbung für die Ideen des Nationalſozialismus im Volke. 
Die Abwehr feindlicher und lügneriſcher Propaganda bildet auch hier nur ein 
Mittel, um dieſen Hauptzweck erreichen zu können. 


Dabei muß darauf geachtet werden, daß die Propaganda ſich auf ihr Ziel und ihre 
Aufgaben konzentriert, und damit durch ſie die Pflege der kulturellen und wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt, ſondern gefördert wird. Aber auch diefe 
Grenzziehung iſt von einer völkiſch⸗politiſchen Grundlage aus leicht zu ziehen. Denn 
nach der völkiſchen Auffaſſung iſt das kulturelle und wiſſenſchaftliche Leben auch nur 
ein Teil des völkiſchen Lebens überhaupt. And ähnliches gilt vom religiöfen Leben 
eines Volkes. Deshalb ſoll im letzten Abſchnitt dieſes Beitrages das Verhältnis 
der politiſchen Führung zur Religion und Kultur grundſätzlich behandelt werden. 

Der völkiſche Führerſtaat trägt alfo in dem Sinne demokratiſche Züge, als er er- 
kennt, daß jede politiſche Führung nur aus einer politiſchen Gefolgſchaft heraus. 
wachſen kann und daß es deshalb die zentrale politiſche Aufgabe der deutſchen 
Führerſchaft iſt, das deutſche Volk als Gefolgſchaft und damit als politiſche Größe 
zu geſtalten. Ein iſoliertes Führertum ohne Gefolgſchaft, in der es wurzelt, gibt es 
nicht. Ein folder „Führer“ finkt dann zum bloßen Diktator, zum „Cäſar“ herab und 
wird damit zum Typus des „politiſchen Raubtiers”, das Oswald Spengler von 
ſeiner avölkiſchen Poſition aus als den politiſchen Typus unſerer Zeit erklärt hat. 
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7. Die ſtaatsrechtliche Formung des Dolkes im deutſchen Führerſtaat 

Die völkiſche Demokratie bedarf aber anderer politiſcher Formen als die liberale 
Demokratie. Die liberale Demokratie iſt in der modernen Staatenwelt parla- 
mentariſche Demokratie geweſen. Auch dieſe politiſche Form hat ihre fruchtbare 
Seit gehabt. In Ländern mit ſtarker parlamentariſcher Tradition, die ſich in Deutſch⸗ 
land nie entwickeln konnte, hat fich die parlamentariſche Demokratie wenigſtens 
äußerlich zu halten vermocht. Nur hat ſie auch dort ihren Charakter weſentlich 
verändert. 


Die Entſtehung der modernen Volksvertretung und damit die Schaffung des parla⸗ 
mentariſchen Syſtems als Regierungsform ſtellte eine Reaktionserſcheinung gegen 
die Macht des abſoluten Monarchen dar. Das Bürgertum wollte ſich nicht mehr 
damit begnügen, bloßes Objekt einer perſönlichen Herrſchaſt zu fein. Wie in Eng- 
land die noch in Ober und Unterhaus ſtändiſch gegliederten Vertretungen, fo for- 
derten in Auswirkung der Franzöſiſchen Revolution die „Nationalverſammlungen“ als 
Vertretung des ſich als Nation empfindenden Bürgertums ihren Anteil an der 
Staatsmacht. Das war nur in der Form politiſch möglich, daß man die bisher un- 
umſchränkte Gewalt des Herrſchers rechtlich einſchränkte, dadurch, daß man der 
Volksvertretung ein Mitbeſtimmungsrecht in der Geſetzgebung gab. Aus dieſer 
politiſchen Situation heraus iſt der liberale Verfaſſungsſtaat des 19. Jahrhunderts 
„Geſetzesſtaat“ geweſen. Denn das pofitive Geſetz war eben das politiſche Mittel, 
durch das das Parlament ſeinen Anteil an der Staatsgewalt ausüben konnte. 


Es iſt eine allgemeine Erſcheinung des politiſchen Lebens, daß neu entſtandene 
Machtzentren ihren Machtbereich auf Koſten alter bisher beſtehender Machtzentren 
auszudehnen verſuchen. And ſo griff das Parlament in der liberalen Demokratie 
über ſeinen Anteil an der Geſetzesbefugnis heraus und erſtrebte die völlige politiſche 
Kontrolle der Regierung. So entſtand das politiſche Grundprinzip des parla- 
mentariſchen Syſtems, daß die Regierung des Vertrauens des Parlaments, d. h. 
ſeiner oe bedürfe und zurücktreten müſſe, wenn fie dieſes Vertrauen nicht 
mehr beſitzt. 


Auch dieſes eigentliche parlamentariſche Syſtem hat ſich in den Staaten des Weſtens 
dadurch politiſch lebensfähig erwieſen, daß man es nicht überſpannt hat. 


Das gilt vor allem von England. Das Vorhandenſein der beiden großen politiſchen 
Parteien in dem klaſſiſchen Zweiparteienſyſtem des engliſchen Parlamentarismus 
garantierte zunächſt, daß ſtets ein politiſcher Führer vorhanden war, dem durch die 
Krone die Regierungsführung übertragen werden konnte. Die Entſcheidung darüber, 
ob eine Regierung in England das Vertrauen des Parlaments beſitzt, iſt aber ſchon 
vor dem Kriege auf das Volk übergegangen. Nicht ein politiſch zerfplittertes Par⸗ 
lament ſtürzt dort die Regierung, ſondern die Regierung führt durch Auflöſung des 
Parlaments und Neuwahlen in politiſchen Kriſenzeiten ſelbſt eine Entſcheidung 
darüber herbei, ob ſie noch das Vertrauen des Landes und Volkes beſitzt oder nicht. 
Dieſe Entſcheidung iſt alſo keine parlamentariſche Entſcheidung mehr, ſondern ſie iſt 
eine plebiſzitäre Entſcheidung, d. h. ſie wird vom Volke als Wählerſchaft gefällt und 
dabei iſt wieder das Entſcheidende, daß es ſich hierbei nicht um eine kollegiale Re⸗ 
gierung, ſondern um einen Führer und die von ihm vertretenen politiſchen Ideen 
handelt. Die Neuwahl in England bedeutet alſo die Beſtätigung des bisherigen 
Erſtminiſters als Führer oder ſeine Verwerfung. Die politiſche Verbindung des 
Führers mit der Mehrheit des Volkes iſt damit das Entſcheidende. And in dieſem 
Sinne iſt in England in äußeren parlamentariſchen Formen ein Führerſtaat ent. 
ſtanden. Daß dieſe äußeren parlamentariſchen Formen bis heute faſt unverändert 
beibehalten worden ſind, liegt an dem ſtarken Traditionsgefühl, das der Engländer 
ſeinen bisher bewährten politiſchen Einrichtungen entgegenbringt. Ob freilich auch 
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dieſe äußeren parlamentariſchen Formen in England beibehalten werden können, iſt 
eine Frage, deren Beantwortung noch offenſteht. Der entſcheidende Wandel hat 
ſich jedenfalls dort ſchon dahin vollzogen, daß nicht mehr das Parlament, ſondern 
Regierung und Volk ſich als entſcheidende politiſche Größen in einem Polaritäts- 
verhältnis und damit aber auch in einem Bindungs verhältnis einander gegenüber 
ſtehen. 

In Frankreich find die Verhältniſſe wieder anders gelagert. Dort haben wir zwar 
ſehr viele kleine Parteigruppen, aber bisher noch eine homogene, bürgerliche, poli- 
tiſche Wählerſchaft, die im weſentlichen dem Typus des franzöſiſchen Nentners ent- 
ſpricht. Für ihn iſt „Sicherheit“ in jeder Beziehung das höchſte Gebot, und er folgt 
der Führung, die ihm dieſe Sicherheit zu gewähren ſcheint. Auch hier tritt alfo das 
plebiſzitäre Element neuerdings ſtark in Erſcheinung, während das Anſehen des 
Parlaments und des Parlamentariers ſelbſt offenbar ſtark im Sinken begriffen iſt. 
Auch im franzöfiſchen Parlamentarismus tritt das entſcheidende Problem einer 
ſtabilen, von den Schwankungen des parlamentariſchen Lebens unabhängigen Füh⸗ 
rung immer ſtärker hervor. In dieſer Richtung bewegen ſich heute auch die Ver⸗ 
ſuche, durch eine Verfaſſungsreform die Stellung des Staatspräſidenten und der 
Regierung zu feſtigen und vom Parlament unabhängiger zu geſtalten. 


Hat beſonders in England, aber auch in Frankreich der Parlamentarismus feſten 
Boden zu faſſen gewußt, ſo daß man in dieſen Ländern von einer parlamentariſchen 
Tradition ſprechen kann, ſo iſt das in Deutſchland nicht der Fall geweſen. Ein 
weſentlicher Grund hierfür lag in der dynaſtiſchen Aufſpaltung und dem dadurch ber- 
beigeſührten Serfallen Deutſchlands in „Eigenſtaatlichkeiten“, d. h. in eine Fülle 
politiſcher Machtzentren. Schon aus dieſer Situation konnte ſich wenigſtens in den 
deutſchen Ländern kein in ſich gefeſtigter Parlamentarismus entwickeln, der der Tra- 
dition der Dynaſtien, des Beamtentums und des Heeres gegenüber ſich wirkſam 
hätte durchfetzen können. Es iſt kein Zufall, daß im Weimarer Parteienſtaate gerade 
der Länderparlamentarismus in den kleinen und mittleren Ländern zuerſt in einen 
politiſchen Zerſetzungszuſtand verfiel. Denn es war einfach keine politiſche Schicht 
vorhanden, die imſtande geweſen wäre, das Funktionieren eines parlamentariſchen 
Syſtems ſicherzuſtellen. 


Aber auch im Reiche ſelbſt vermochte der Parlamentarismus ſich nicht zu behaupten, 
weil er von Anfang an keine Wurzeln im Volke hatte. Die Formen der unmittel- 
baren Demokratie, wie fle die Weimarer Verfaſſung im Volksbegehren und Volks⸗ 
entſcheid geſchaffen hatte, wirkten ſich nicht als politiſch feſtigend für das politiſche 
Syſtem der liberalen Demokratie aus, fondern fie wirkten im Gegenteil als Spreng- 
pulver. Volksbegehren und Volksentſcheid find immer nur von der antiparlamen- 
tariſchen Oppoſition von links oder rechts als taktiſches Mittel benutzt worden, um 
gegen das herrſchende politiſche Syſtem als ſolches angehen zu können. Das Weimarer 
Syſtem hat nicht vermocht, Führung und Volk in eine wirkliche politiſche, d. h. 
Gemeinſchaftsverbindung zu bringen. And weil es das nicht vermocht hat, mußte 
dieſes Syſtem zerbrechen. 


Dieſes Problem der politiſchen Verbindung von Führung und Volk hat erſt der 
Nationalſozialismus gelöſt, aber nicht in den Formen des liberalen Machtſtaates, 
ſondern in denen des völkiſchen Führerſtaates. 


Das Parlament als politiſches Machtzentrum hat der völkiſche Führerſtaat beſeitigt. 
Die Länderparlamente wurden durch Art. 1 des Neuaufbaugeſetzes vom 20. Januar 
1934 aufgehoben. Der Reichstag iſt beſtehen geblieben, aber nicht mehr als poli⸗ 
tiſches Machtzentrum, ſondern als ein „Forum, vor dem der Führer und Reichs- 
kanzler die großen außen und innenpolitiſchen Schickſalsfragen der Nation zur Er⸗ 
örterung und Entſcheidung ſtellt, ſoweit er fie nicht unmittelbar dem deutſchen Volke 
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unterbreitet“. (Reichsinnenminiſter Dr. Frick in einem Interview vom 9. Januar 
1935.) Da die Zuſammenſetzung des Reichstags durch die Partei beſtimmt wird, fo 
ift er zweifellos kein Entſcheidungsorgan, ſondern nur eine Verſammlung, die den 
Beſchlüſſen der Führung durch ihre Zuſtimmung ein beſonderes Gewicht nach innen 
und außen verleihen ſoll. 


Daß der Reichstag als ſolcher beſtehen bleibt, zeigt das Geſetz über die Vertretung 
des Saarlandes im Reichstag vom 30. Januar 1935. Danach treten 8 Abgeordnete 
des Saarlandes in den Reichstag ein, die vom Führer auf Vorſchlag des Reichs- 
kommiſſars für die Rüdgliederung des Saarlandes aus der Zahl der Reichstags⸗ 
wähler im Saarland beſtimmt werden. 


Von ſehr viel größerer Bedeutung iſt die Volksabſtimmung im deutſchen Führer. 
ſtaate. Inſofern hat ſich das Verhältnis umgedreht. Während in der Weimarer 
Verfaſſung der Reichstag durchaus im Vordergrunde ſtand und — wie ſchon er⸗ 
wähnt — Volksbegehren und Volksentſcheid ſich gar nicht pofitiv auswirken konnten, 
iſt die Bedeutung des Geſetzes über die Volksabſtimmung vom 14. Juli 1933 eine große 
und unterſtreicht die Wichtigkeit des plebiſzitären Elements in der organiſchen Auf⸗ 
faſſung des Nationalſozialismus auch für den heutigen Staat. 


Dem Weſen des Führerſtaates entſprechend, in dem die Führung immer die poli. 
tiſche Entſcheidung trägt, entſpricht es, daß das Volksbegehren der Weimarer Ver- 
faſſung beſeitigt worden iſt. Die Erfahrung zeigte ja auch, daß Volksbegehren nicht 
vom Volke als politiſcher Einheit getragen wurden. 


Die Volksabſtimmung im Führerſtaat kann deshalb nur von der Führung veranlaßt 
werden. So kann nach 8 1 des Geſetzes vom 14. Juli 1933 nur die „Reichsregierung 
das Volk befragen, ob es einer von der Reichsregierung beabſichtigten Maßnahme 
zuſtimmt oder nicht“. Nicht das Volk im liberalen Sinn, d. h. nicht einzelne Par⸗ 
teien können von ſich aus eine ſolche Volksbefragung anregen und damit die Ab⸗ 
fichten der Führung durchkreuzen, ſondern im deutſchen Führerſtaate kann nur die 
Führung das Volk ſelbſt befragen. Der Sinn einer ſolchen Volksbefragung iſt, daß 
das Vertrauensverhältnis des Führers zum Volke als Gefolgſchaſt dadurch ſicht⸗ 
baren ſtaatsrechtlichen Ausdruck erhält. 


Bei einer ſolchen Volksabſtimmung gibt es techniſch gar keine andere Möglichkeit, 
als die Mehrheit feſtzuſtellen. Deshalb beſtimmt 8 2 des Geſetzes: „Bei der Volks- 
abſtimmung entſcheidet die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Dies gilt 
auch dann, wenn die Abſtimmung ein Geſetz betrifft, das verfaſſungsändernde Vor⸗ 
ſchriften enthält.“ Dieſer letztere Satz erklärt ſich daraus, daß es Verfaſſungs⸗ 
änderungen im Sinne der Weimarer Verfaſſung heute nicht mehr gibt. 


Bei der Volksabſtimmung im nationalſozialiſtiſchen Staate geht es aber dem Sinne 
nach gar nicht um die Gewinnung einer Mehrheit im parlamentariſchen Sinne, 
ſondern um die Gewinnung des ganzen Volkes. Dieſem Gedanken hat auch der 
Führer wiederholt Ausdruck gegeben, ſo, wenn er auf dem Reichsparteitag 1934 es 
als wichtigſte politiſche Aufgabe bezeichnete, auch die „Neinſager“ des 19. Auguſt 
1934 für Volk und Reich zu gewinnen. 


Soweit es ſich bei der Maßnahme, über die das Volk befragt wird, um ein Geſetz im 
formellen Sinne handelt, wird man von einer beſonderen Art neuer Volksgeſetzgebung 
ſprechen können. 

Die Zuſtimmung zu einer Maßnahme oder einem Geſetz wird nach 8 3 des Geſetzes 
im Reichsgeſetzblatt verkündet. 

Sowohl die Volksabſtimmung vom 12. November 1933 wie die vom 19. Auguſt 1934 
ſtützten ſich auf das Geſetz vom 14. Juli 1933 und find in Ausführung des 84 dieſes 
Geſetzes durch Verordnungen des Reichsminiſters des Innern durchgeführt worden. 
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V. Die Mittel der Führung 


1. Politifcher Typus und Führerjchaft 

Jeder Führerſtaat entwickelt eine politifh tragende Schicht, eine „Führerſchaſt“, die 
unter dem Führer Mitträger der politiſchen Geſtaltung iſt. Da Führung ohne Ge⸗ 
folgfchaft nicht denkbar iſt, fällt der politiſchen Führerſchaft die wichtige Aufgabe zu, 
einerſeits in der Gefolgſchaft zu wurzeln und ihren aktiv politiſchen Teil zu erfaſſen, 
andererſeits dem Führer als abſolut zuverläſſiges Mittel ſeiner Führung zu dienen. 
Die Formung der politiſchen Führerſchaft eines Staates iſt zu verſchiedenen Zeiten 
eine verſchiedene geweſen. Dieſe Verſchiedenheit wird bedingt durch den ver⸗ 
ſchiedenen Charakter der natürlichen Gegebenheiten eines Staatsweſens, wie ſie in 
Raum und Volk gegeben find. 


Was zunächſt die räumlichen Bedingungen eines Staates für die Geſtaltung der 
Führerſchaft anlangt, fo ergeben ſich in Groß- und Kleinſtaaten ganz verſchiedene 
Vorausſetzungen für die Geſtaltung der politiſchen Führerſchaft. 


Hier liegt auch das Problem der ſogenannten unmittelbaren Demokratie und ihr 
Verſagen im modernen Großſtaate. Als die Väter der Weimarer Verfaſſung die 
Formen der unmittelbaren Demokratie in Volksbegehren und Volksentſcheid in die 
Verfaſſung einzubauen verſuchten, berief man ſich dafür als Vorbild weitgehend auf 
die Durchführung des Neferendums in der Schweiz. Aber man überſah dabei, daß 
in einem kleinen Schweizer Kanton oder auch in einer kleinen Gemeinde es allenfalls 
möglich iſt, die politiſche Führerſchaft aus der Geſamtheit der Volksgenoſſen be⸗ 
ſtehen zu laſſen, wenn ein ſtarkes Gemeinſchaftsgefühl und eine ſtarke Tradition für 
eine organiſche Demokratie vorhanden iſt. So war es möglich, daß in den kleineren 
Kantonen der Schweiz die Landesgemeinde, d. h. die Geſamtheit der politiſch be- 
rechtigten Volksgenoſſen, gleichzeitig als Organ politiſcher Führerſchaſt handelte und 
die politiſch entſcheidenden Entſchlüſſe faßte. 


Eine wirkſame politiſche Führung in dieſen Formen iſt aber heute nicht mehr möglich. 
Denn der Typus des heutigen modernen Staates iſt der Groß- und Flächenſtaat. 
And über den einzelnen Großſtaat hinaus geſtalten ſich mehr und mehr politiſche 
Mächtebildungen. Dieſe räumlich großen und völkiſch oft ſtark differenzierten poli⸗ 
tiſchen Gebilde bedürfen heute eines anderen Typus der Führung und einer anderen 
Technik der Führung. Letzteres ſchon deshalb, weil auch die ganze Technik des poli- 
tiſchen Weltbildes ſich grundlegend verändert hat. Die Kenntnis der wichtigen 
politiſchen Ereigniſſe iſt durch den Rundfunk heute eine allgemeine und gleichzeitige 
auf dem ganzen Erdball. 


Mit dieſen Tatſachen muß heute eine politiſche Führung rechnen. And ſchon daraus 
ergibt ſich, daß der führende politiſche Typus heute andere Weſenszüge tragen muß 
als der Typus des bürgerlichen Parlamentariers, deſſen politiſche Haltung auf der 
Aberzeugung aufbaute, daß es möglich ſei, den politiſchen Gegner im Parlament 
durch Beweisgründe zu Überzeugen und dadurch eine politiſche Gemeinſchaft herbei⸗ 
zuführen. 

Der Typus des heutigen politiſchen Menſchen bewährt ſich nicht mehr im Parlament, 
ſondern kann und muß ſich im Volk als politiſche Größe herausgeſtalten. Des- 
halb liegt auch in dem Weſen des neuen politiſchen Typus der Anterſchied zwiſchen 
dem abſoluten Fürſtenſtaat und dem heutigen völkiſchen Führerſtaat. 

Im abſoluten Fürſtenſtaate und in feinen Ausläufern, die in monarchiſchen Formen 
noch heute politiſch bedeutſam find, beſtand die Führerſchaft aus Monarch und der 
Adelsſchicht. Das oben (S. 16) geſchilderte Weſen der Monarchie beſtimmte alſo 
auch den politiſchen Typus dieſer Zeit. 
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Dieſer politiſche Typus wurde dann nach dem Sieg des liberal ⸗demokratiſchen Welt⸗ 
bildes durch den Typus des bürgerlichen Politikers abgelöft. 


Dabei hat es die engliſche politiſche Entwicklung in beſonders hohem Maße ver- 
ſtanden, beide politiſche Typen weitgehend miteinander zu verſchmelzen und damit 
die Exiſtenz einer engliſchen Führerſchicht bis heute zu gewährleiſten. Nach dem 
Recht des engliſchen hohen Adels iſt immer nur der älteſte Sohn der Träger des 
Adelstitels und des damit verknüpften Vermögens zur Erhaltung der ſozialen und 
damit auch der politiſchen Situation in der „Society“. Die übrigen Söhne und die 
Töchter des hohen Adels find nicht Träger des Titels, ſondern treten in das Bürger. 
tum zurück. Aber auch ſie ſind Mitglieder der „Society“. Die „Society“ iſt ein 
ausgeſprochen politiſcher Begriff und ihr Weſen wird deshalb mit dem deutſchen 
Worte „Geſellſchaft“ nicht zutreffend wiedergegeben. Man kann ſagen, daß die 
engliſche „Society“ die politiſche Führerſchaft des engliſchen Volkes in anonymen 
Formen darſtellt. In anonymen Formen deshalb, weil ſehr viele politiſche Führer 
nicht zur „Society“ gehören. Aber ſie hat ihre Vertreter in allen politiſchen 
Schichten, auch in der Arbeiterpartei. Solange das Beſtehen der „Society“ und die 
Lebensführung ihrer Mitglieder von der großen Maſſe des engliſchen Volkes an- 
erkannt und mit Intereſſe verfolgt wird, wird fie ein entſcheidender Faktor des poli- 
tiſchen Lebens in England bleiben. Sie bildet auch die beſte Stütze der engliſchen 
Krone. Denn die „Society“ erfüllt die oben geſchilderte Eigenſchaft einer politiſchen 
Führerſchaft im heutigen Staate dadurch, daß ſie die politiſche Verbindung zwiſchen 
Volk und Führung ſicherſtellt. Es kann dabei hier dahingeſtellt bleiben, ob die poli- 
tiſchen Vorausſetzungen für dieſe Führerſchaft der „Society“ in England auch 
weiterhin gegeben ſein werden. _ 

In Frankreich bildet noch heute der Typus des bürgerlichen Politikers die Führer⸗ 
ſchaft. Er wird geſtützt von dem franzöſiſchen „Rentner“, der in dieſem Typus die 
beſte Garantie politiſcher Sicherheit erblickt. Er ſteht in engſter Verbindung mit 
den Wirtſchaftsmächten und der Wehrmacht. Denn vor allem die militäriſche Vor⸗ 
herrſchaft bietet die Möglichkeit einer imperialiſtiſchen Politik und damit der Er- 
haltung dieſes politiſchen Typus eines liberalen Machtſtaates. 

Auch der politiſche Typus des Faſchismus weiſt manche Uhnlichkeiten mit dem eben 
geſchilderten Typus in Frankreich auf. Auch der ſaſchiſtiſche Typus iſt ein avölkiſcher 
politiſcher Typus, wie denn auch der Faſchismus den Staat und nicht das Volk als 
entſcheidende politiſche Größe kennt. 


Demgegenüber wird der politiſche Typus des Nationalfozialismus ausgeſprochen 
durch feinen völkiſchen Charakter beſtimmt. Wenn man ihn als den Typus des 
„politiſchen Soldaten“ bezeichnet hat, fo ſoll damit nicht zum Ausdruck kommen, daß 
dieſer politiſche Typus in ſeiner Geſamtheit auch der Waffenträger des deutſchen 
Volkes ſei. Denn den Waffenträger des deutſchen Volkes bildet, wie noch zu zeigen 
iſt, allein die Wehrmacht als Mittel der Führung. Als ſolcher Waffenträger hat ſie 
ganz ſpezielle Aufgaben, die nicht allgemeinpolitiſcher Art ſind. 

Wenn man vom „politiſchen Soldaten“ als dem politiſchen Typus des deutſchen 
Führerſtaates ſpricht, ſo meint man damit den aktiv politiſchen Menſchen der 
Bewegung. Man verſteht darunter alſo den völkiſchen Menſchen, der ſich bewußt in 
die völkiſche Gemeinſchaft hereinſtellt und die Fähigkeit beſitzt, in ihr politiſch geſtaltend 
zu wirken und ſich in ihr zu bewähren. Aus dieſem Typus kann allein die Führerſchaſt 
des deutſchen Volkes herauswachſen, und es iſt eine Lebensfrage für den deutſchen 
Führerſtaat, daß er imſtande iſt, dieſen Typus zu entwickeln und ohne Rückſicht auf 
die Herkunft der einzelnen zur Führerſchaft heranzuziehen. Die politiſche Tradition, 
die ſich auch in der deutſchen Führerſchaft bilden muß, kann alſo nur in dem Nach⸗ 
weis dieſer völkiſch⸗-politiſchen Bewährung liegen. 

Deshalb müſſen im deutſchen Führerſtaat alle Mittel der Führung dieſem Typus 
entſprechen. Die reinſte Verkörperung dieſes Typus iſt der aus dem Volke heraus- 
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gewachfene Führer, der die Bewegung entfacht und zur entſcheidenden politiſchen 
Größe im deutſchen Volke gemacht hat. Alle Mittel der Führung müſſen deshalb 
dieſen völkiſchen Charakter tragen. 


Der deutſche Führerſtaat kennt aus ſeiner politiſchen Entwicklung heraus drei Mittel 
der Führung, die heute in der deutſchen Führerſchaft zu einer untrennbaren poli⸗ 
tiſchen Einheit verbunden ſind: die Partei (Bewegung), das Verufsbeamtentum 
aller Schichten als traditionelles ſtaatliches Mittel der Führung und die Wehrmacht 
als Waffenträger des deutſchen Volkes und Schützer feiner politiſchen Lebensform 
nach außen. 

Dieſe drei Mittel der Führung haben verſchiedene Aufgaben, die im folgenden ein ⸗ 
zeln und getrennt zu behandeln ſind. Aber in einem völkiſchen Staate, der das Volk 
als entſcheidende politiſche Größe anerkennt, bilden dieſe drei Mittel der Führung 
wieder eine untrennbar politiſche Einheit in der deutſchen Führerſchaft. Macht⸗ 
kämpfe innerhalb dieſer Führerſchaft kann es nicht geben. Der Führer weiſt den 
Mitteln feiner Führung ihre Aufgaben zu und verkörpert in feiner Perſon die Ein- 
heitlichkeit der politiſchen Führung. Dieſe Einheitlichkeit findet ihre gemeinſame 
Grundlage darin, daß die völkiſchen Grundprinzipien des neuen Staates einheitlich in 
der deutſchen Führerſchaft zum Durchbruch gelangt find. 


Das gilt vor allem in der Durchführung des völkiſchen Prinzips. Erſter und 
früheſter Träger dieſer Idee war die Bewegung. Es iſt deshalb ſelbſtverſtändlich, 
daß Mitglieder der Bewegung und ihrer Gliederungen nur Volksgenoſſen fein 
können, die den Anforderungen in raſſiſcher Beziehung entſprechen. Dabei ftellen 
einzelne Gliederungen wie die politiſche Organiſation der Partei und die SS in 
dieſer Hinſicht geſteigerte Anforderungen, um die Durchführung des raſſiſchen 
Prinzips zu gewährleiſten. 

Es entſprach nur dieſen Grundprinzipien, daß nach der Machtübernahme durch die 
Bewegung eines der erſten und wichtigſten Geſetze das Geſetz zur Wiederherſtellung 
des Verufsbeamtentums vom 7. April 1933 war, das vor allem in feinem „Arier 
paragraphen“ (8 3) die Reinigung des Verufsbeamtentums von raſſefremden Ele- 
menten durchſetzte. Dies war in Deutſchland in beſonders hohem Maße notwendig. 
Zwar hatte die frühere dynaſtiſche Führung das Heer von raſſiſcher — und dabei 
handelt es fi natürlich in erſter Linie um jüdiſche — Aberfremdung freizuhalten ge- 
ſucht. Aber dadurch, daß man dabei im weſentlichen auf das konfeſſionelle Element, 
nicht auf das raſſiſche abhob, leiſtete man doch der Aberfremdung weithin Vorſchub. 
So drang die jüdiſche Verſippung auch in den deutſchen Adel und die Offizierskreiſe 
ein. Im Berufsbeamtentum, nicht zuletzt in der Wiſſenſchaft, griff die raſſiſche Aber. 
fremdung ſchon damals in ſtarkem Maße um fidh. 


Die politiſchen Machthaber der Novemberrepublik, unter denen ſich von vornherein 
ſehr viel raſſefremde Elemente befanden, hatten ſelbſtverſtändlich für dieſes Problem 
erſt recht kein Verſtändnis. Die raſſiſche Aberfremdung in der politiſchen und wirt. 
ſchaſtlichen Führung wurde immer ſtärker, wozu die falſche Einbürgerungspolitil 
(Oſtjuden) ſehr erheblich beitrug (vgl. darüber Band I, Gruppe 2, Beitrag 13, 
Ziffer 10 und 13). Aber die Einzelheiten der Reinigung des Berufsbeamtentums 
vol. Band II, Gruppe 1, Beitrag 28. 


Dieſelben Beſtimmungen mußten dann natürlich auch bei dem dritten Mittel der 
Führung, der Wehrmacht, Anwendung finden. 


Die geſetzgeberiſche Löſung des Judenproblems im nationalſozialiſtiſchen Staate 
war nötig, um die Bildung einer völkiſchen deutſchen Führerſchaft ſicherzuſtellen. 
Denn dieſe Führerſchaft ſoll und muß Träger der politiſchen Grundwerte des Natio- 
nalſozialismus fein. Es entſpricht deshalb dem Weſen und den politiſchen Not⸗ 
wendigkeiten des völkiſchen Führerſtaates, daß gerade ſeine Führerſchaft das völkiſche 
Prinzip in feiner Reinheit verkörpert. 
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2. Die führende Partei | 

Das Weſen und die Entwicklung der Partei als der entſcheidenden deutſchen 
politiſchen Bewegung wurden ſchon oben geſchildert (vgl. S. 19). 

In den Zeiten des Kampfes um die Macht wurde die Bewegung immer mehr 
zu einer politiſchen Größe, um deren politiſche Anterdrückung ſich die Machthaber des 
früheren Syſtems krampfhaft bemühten. Rechtlich lebte die Partei damals nur in 
privatrechtlichen Formen. Sie war nur ein bürgerlicher Verein. And nicht ohne Humor 
lieſt man heute die Satzungen dieſes „Vereins“, der doch die große deutſche politiſche 
Volksbewegung in ſich ſchloß. Da hieß es z. B. in § 2 der „Satzung des national- 
ſozialiſtiſchen deutſchen Arbeitervereins e. V., Sitz München“, Zweck des Vereins 
ſei „alle ehrlich ſchaffenden Kreiſe unſeres Volkes, gleich, ob körperlich oder geiſtige 
Arbeiter, zuſammenzuſchließen, um in gemeinſamer Arbeit unſerem Volke die Vor⸗ 
bedingungen zur Erringung ſeiner politiſchen Freiheit und ſeiner wirtſchaftlichen 
Selbſtändigkeit zu ſchaffen. Laut Vereinsprogramm hat dies zu geſchehen durch 
Pflege der ſittlichen Kräfte und körperliche Ertüchtigung des einzelnen wie der Ge⸗ 
ſamtheit. 


Vereinsprogramm iſt das am 24. Februar 1924 zu München herausgegebene grund- 
ſätzliche Programm der NSDAP. Dieſes Programm iſt unabänderlich. Es findet 
ſeine Erledigung nur durch ſeine Erfüllung.“ 


Schon dieſe Probe zeigt, daß politiſche Ziele umwälzendſter Art, die ſich Hitler und 
feine Bewegung geſteckt hatten, in die Formen einer privaten Vereinsſatzung ein- 
gezwängt werden mußten. 


Heute hat die Partei ihre ſtaatsrechtliche Form gefunden in dem wichtigen Geſetz 
„Zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. Dezember 1933“ in der 
Faſſung, die der 8 2 dieſes Geſetzes als Folge der Röhmrevolte vom 30. Juni 1934 in 
dem Underungsgeſetz vom 3. Juli 1934 erhalten hat. 


Die Partei ift das politiſche Mittel der Führung. Sie tft das Mittel, das ſich Hitler 
geſchaffen und im harten politiſchen Kampf geformt hat, um der nationalen Wieder. 
geburt des deutſchen Volkes und der endgültigen Sicherung ſeiner politiſchen Einheit 
zum Sieg zu verhelfen. In der NSDAP entwickelte der Frontſoldat Adolf Hitler die 
bewußt politiſche Gegenbewegung gegen das bisherige liberale Syſtem aus dem 
Gemeinſchaftsgeiſt des Frontkämpfertums heraus. Die Partei ſollte eine enge in ſich 
geſchloſſene Gemeinſchaft der politiſch aktiven Kräfte des neuen Volks. und Staats- 
lebens fein. Als ſolche iſt ſie der Träger des nationalſozialiſtiſchen Ideenguts. Da 
dieſe Grundideen völkiſche ſind, ſo iſt der Grad der Volksverbundenheit der Partei 
entſcheidend für das Maß ihrer politiſchen Wirkungsmöglichkeit und für die Möglich- 
keit, die ihr vom Führer geſtellten Aufgaben zu erfüllen. Die Partei muß deshalb in 
ganz beſonderem Maße die engſte Fühlung mit dem Volk bewahren. Sie muß für das 
Volk und mit dem Volk leben und ihre Wurzeln immer wieder im Volk ſuchen. 
Innerhalb des Volkes ſpielt ſie die Rolle der politiſchen Elite, der durch den Führer 
eine erhöhte politiſche Verantwortlichkeit und erhöhte politiſche Pflichten auferlegt 
ſind. Am ihre Stoßkraft als politiſches Mittel der Führung zu erhalten, kann deshalb 
auch nicht daran gedacht werden, Volk und Partei einfach ineinander auſgehen zu 
laſſen. Die Partei muß im Gegenteil ihre ſtrenge politiſche Geſchloſſenheit bewahren 
und darf auch zahlenmäßig nicht ins Angemeſſene wachſen. Die Verbindung mit dem 
Volk, ſoweit die Volksgenoſſen nicht als Parteigenoſſen in der Partei ſelbſt ſtehen, 
wird durch die Gliederungen der Partei und der „angeſchloſſenen Verbände“ herbei⸗ 
geführt (vgl. oben S. 20). 


3. Das Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat 


Das politiſche Weſen der Partei als politiſches Mittel der Führung hat in dem 
Geſetz vom 1. Dezember 1933 ſeinen ſtaatsrechtlichen Ausdruck gefunden. Deshalb 
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kann man dieſes Gefetz mit Recht als eines der wichtigſten Grundgeſetze des national- 
ſozialiſtiſchen Staates bezeichnen. 


Nach der Erringung der Staatsmacht mußte die Partei mit dem Staat in 
engſte Verbindung gebracht werden. Das erſte äußerliche Symbol für dieſe Ver 
bindung war der Flaggenerlaß des Reichspräſidenten vom 12. März 1933, in 
dem angeordnet wurde, daß bis zur endgültigen Regelung die Reichsflagge 
„Schwarz-weiß rot“ und die Hakenkreuzflagge gemeinſam zu hiſſen find. Jetzt be⸗ 
ſtimmt das Reichsflaggengeſetz vom 15. September 1935 als Reichsfarben Schwarz⸗ 
weiß-rot und als Reichs und Nationalflagge die Hakenkreuzſlagge, die zugleich 
Handelsflagge iſt. 


Der 8 1 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 bringt die Stellung der Partei als 
politiſches Mittel der Führung in dem oben erwähnten Sinne dadurch zum Ausdruck, 
daß er die NS DA als „die Trägerin des deutſchen Staatsgedankens“ bezeichnet. 


Als folche iſt ſie, wie das Geſetz weiter ſagt, „mit dem Staat unlöslich verbunden“. 
Die Art dieſer Verbindung mit dem Staate und damit die Geſtaltung des politiſchen 
und ſtaatsrechtlichen Verhältniſſes von Partei und Staat iſt eines der wichtigſten 
Probleme des nationalſozialiſtiſchen Staatsaufbaus. 


Am zu einer richtigen Anſchauung darüber zu gelangen, muß man ſich zunächſt darüber 
klar ſein, was unter Staat im Verhältnis zur Partei eigentlich verſtanden wird. Ver⸗ 
ſteht man unter Staat die politiſche und ſtaatsrechtliche Lebensform des Volkes (vgl. 
Bd. J, Gruppe 2, Beitrag 16, Ziff. 2), fo iſt es klar, daß auch die Partei in dieſe Lebens-. 
form politiſch und ſtaatsrechtlich eingegliedert fein muß. Denn der Staat iſt, wie auch 
von dem Reichsminiſter des Innern Dr. Frick herausgehoben worden iſt (vgl. den 
Vortrag des Reichsminiſters Dr. Frick vom 15. November 1934 „Der Neuauſbau des 
Dritten Reichs“), „nach der Eingliederung der Partei in den Staat mehr als nur die 
Behördenorganiſation. Zum Staat gehört vielmehr auch die geſamte Bewegung.“ 


Dieſer Einbau der Partei in den Staatsorganismus, alſo in den Staat als politiſche 
und rechtliche Formung des völkiſchen Lebens, zeigt ſich vor allem auch darin, daß nach 
dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 die NSDAP eine Körperſchaſt des öffentlichen 
Rechts iſt. Das Weſen jeder Körperſchaft des öffentlichen Rechts prägt ſich darin 
aus, daß fie lebenswichtige organiſche Bindungen zwiſchen Volk und Staat zum Aus. 
druck bringt. Offentliche Körperſchaften haben deshalb nur Sinn und Wert, wenn ſie 
einem Bedürfnis des Volkslebens entſprechen und aus ihm herauswachſen. Jede 
öffentliche Körperſchaft betreut eine Sphäre des politiſchen und damit des öffentlichen 
Lebens, ohne daß der Staatsapparat ſelbſt unmittelbar in diefe Regelung eingreift. 
In dieſer Auffafiung wurzelt auch das Problem der Selbſtverwaltung im völkiſchen 
Staate. 


Die einzigartige Stellung der NSDAP als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
kommt dadurch zum Ausdruck, daß nicht der Staatsapparat oder das formelle Staats- 
geſetz ihre Satzung beſtimmen, ſondern nach dem letzten Satz des 81 des Geſetzes vom 
1. Dezember 1933 der Führer. Hitler als Führer der Bewegung geſtaltet auch allein 
die Formen und den Aufbau der Bewegung ſowie der Gliederungen der Bewegung 
und der ihr angeſchloſſenen Verbände. 


In dieſem Sinne beſtimmt 81 der Durchführungsverordnung vom 29. März 1935, 
daß der Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterverein e. V. und der Verein Hitler- 
Qugend-Bewegung im Vereinsregiſter zu löſchen find. Die Vermögen dieſer Vereine 
ſind ohne Liquidation Vermögen der NSDAP als Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts geworden. Bis zum Erlaß der Satzung der NSDAP findet die bisherige 
Satzung des Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeitervereins e. V. auf die NOD- 
AP als Körperſchaft des öffentlichen Rechts ſinngemäß Anwendung. 
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Die „Gliederungen der NSDAP“ (ſiehe oben S. 20) beſitzen nach 8 4 der Durch⸗ 
führungsverordnung keine eigene Rechtsperſönlichkeit und kein eigenes Vermögen. 
Die Partei bildet mit ihren Gliederungen als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
vermögensrechtlich eine Einheit für den Vereich der Geſamtorganiſation. General- 
berollmädtigter des Führers in allen vermögensrechtlichen Angelegenheiten der NS. 
DAP iſt der Reichsſchatzmeiſter der NSDAP. 

Die angeſchloſſenen Verbände (ſiehe oben S. 20) können keine eigene Rechtsperſön⸗ 
lichkeit beſitzen und unterſtehen der Finanzaufſicht des Reichsſchatzmeiſters der NS. 
DAD (85 der Durchführungs verordnung). 


Das Verhältnis der Partei zum Staat hat man in die Formel gebracht: „Die Partei 
befiehlt dem Staat.“ Tatſächlich hat der Führer auf dem Parteitag 1934 in Nürnberg 
geſagt: „Nicht der Staat befiehlt uns, ſondern wir befehlen dem Staat.“ Damit 
hat der Führer die Aufgabe der Bewegung als das politiſche Mittel der Führung 
klar umſchrieben. Die Partei iſt dafür verantwortlich, daß das nationalſozialiſtiſche 
Ideengut Gemeingut des ganzen Volkes wird. 

Die geſamte Führerſchaft des deutſchen Volkes, beftehend aus der Parteiführung, der 
Staatsführung und der Führung der Wehrmacht, iſt dem Führer, in deſſen Perſon 
dieſe drei Mittel der Führung zuſammenlaufen, dafür verantwortlich, daß ſich auf 
ihren verſchiedenen Aufgabengebieten die Einheitlichkeit nationalſozialiſtiſchen Denkens 
und Wollens überall durchſetzt. Die politiſche Einheitlichkeit der deutſchen Führer⸗ 
ſchaft wird durch die einheitliche politiſche Erziehung in den Mitteln der Führung, vor 
allem aber dadurch gewährleiſtet, daß die geſamte junge Generation in dieſem einheit- 
lich politiſchen Sinne erzogen wird. 


Eine mißverſtändliche Auffaſſung iſt es aber, wenn man die Mittel der Führung wert- 
mäßig gegeneinander abſchätzt. Denn ganz abgeſehen davon, daß nicht nur in der 
Perſon des Führers dieſe ganzen Aufgaben zuſammenlaufen, widerſpricht eine ſolche 
Auffaſſung dem Wefen der volksverbundenen Führung, die ſich an allen Stellen 
gleicherweiſe für das Volk einzuſetzen hat. Wer charakterlich verſagt und feinen Auf. 
gaben nicht gewachſen iſt, oder wer gar feine Pflichten verſäumt oder übertritt, der 
hat feinen Anſpruch auf Mitarbeit in der deutſchen Führerſchaft verwirkt, gleich- 
gültig, ob er in einer Parteiſtellung, in einer Staatsſtellung oder in der Wehrmacht 
tätig iſt. 

And ebenſo ſind den einzelnen Mitteln der Führung durch den Führer ihre beſonderen 
Aufgabenkreiſe zugeteilt, in die die anderen Mittel der Führung nicht einzugreifen 
haben. 

Daß die Parteiführung nur dem Führer verantwortlich iſt, iſt ſelbſtverſtändlich. Aber 
auch die Spitzen der Staatsführung, die Reichsminiſter, find für ihre Amtsführung 
nur dem Führer und Reichskanzler unmittelbar verantwortlich. Der Führer allein 
regelt die Zuſammenarbeit diefer einzelnen Stellen. Beſonders deutlich tritt das bei 
der Wehrmacht hervor, die vom Führer wiederholt als der alleinige Waffenträger des 
deutſchen Volkes bezeichnet worden iſt. 

Dieſe Auffaſſung des Verhältniſſes von Partei und Staat ſchließt nicht aus, ſondern 
erfordert es ſogar, daß der deutſche Führerſtaat aus feiner Perſönlichkeits⸗ und 
Gemeinſchaftsauffaſſung die Perſönlichkeiten beſonders ehrt und auszeichnet, dir 
in ſchwerſten Zeiten und unter ſchwerſten Opfern und Bedingungen dem deutſchen 
Volke gedient und das völkiſche und nationale Ideal vertreten haben. Deshalb ſtehen 
der echte Frontkämpfer und der alte Kämpfer der Bewegung nebeneinander als die 
politiſchen Typen, in denen nationalſozialiſtiſcher Geiſt und nationalſozialiſtiſches 
Wollen beſonders lebendig find. Das kommt zum Ausdruck in der Ehrung der Kriegs- 
teilnehmer, beſonders der Frontſoldaten durch die Stiftung des Ehrenkreuzes (Ver- 
ordnung vom 13. Juli 1934). And ebenſo ehrt die Partei ihre alten Kämpfer durch 
Verleihung von Ehrenzeichen, die wie die ſtaatlich anerkannten Orden und Ehren- 
zeichen behandelt werden (Geſetz vom 15. Mai 1934). 
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83 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 gewährt den Mitgliedern der Partei und 
der SA leinſchließlich der ihr unterſtellten Gliederungen) keine beſonderen Rechte, 
ſondern legt ihnen nur beſondere Pflichten auf. Wegen Verletzung dieſer Pflichten 
unterfteben die Mitglieder der Partei bzw. der SA einer beſonderen Partei - und SA. 
Gerichtsbarkeit. Nach 8 4 des Geſetzes „gilt als Pflichtverletzung jede Handlung oder 
Anterlaſſung, die den Beſtand, die Organiſation, die Tätigkeit oder das Anſehen der 
NSDAP angreift oder gefährdet, bei Mitgliedern der SA (einſchließlich der ihr 
unterſtellten Gliederungen) insbeſondere jeder Verſtoß gegen Zucht und Ordnung“. 


Nach 8 8 des Geſetzes erläßt der Reichskanzler als Führer der Partei die Durch- 
ſührungsverordnungen, insbeſondere über Aufbau und Verfahren der Parteigerichts · 
barkeit. Am 17. Februar 1934 hat der Führer „Richtlinien für die Parteigerichte“ 
erlafien. Den Parteirichtern liegt deshalb heute eine beſonders wichtige und verant⸗ 
wortungsvolle Aufgabe ob. In welcher Richtung „Ziel und Aufgaben der Partei- 
gerichtsbarkeit“ liegen, iſt durch Neichsleiter Buch in einem gleichnamigen Aufſatz 
klargeſtellt worden, ebenſo in dem Geleitwort, das er dem amtlichen Mitteilungsblatt 
des oberſten Parteigerichts der NSDAP vorangeſchickt hat.“) Buch ſagt da: „Was 
draußen auf den Schlachtfeldern in Feindesland, was in der Heimat im Kampf für 
die Gemeinſchaft des deutſchen Volkes als vorbildlich galt, das ſind die gleichen 
Werte, die heute in der NSDAP gepflegt und in ihr verbreitet werden mülſſen. 
Wie draußen vom Mann Tapferkeit und Kameradſchaftlichkeit, Treue und Gehorſam, 
wie draußen und in der Heimat Genügſamkeit und Opferbereitſchaft von jedem ver⸗ 
langt wurden, und wie dort der Feige und Aberhebliche, der Treuloſe und Angehor⸗ 
ſame, wie hier der Hamſterer und Schieber, der Eigen und Genußfüchtige verurteilt, 
vom Kameraden und Volksgenoſſen verachtet wurde, ſo hat auch heute in der 
Bewegung der gleiche Maßſtab zur Beurteilung der Parteigenoſſen Geltung.“ 


And weiter führt Buch in feinem Aufſatz aus, daß der Führer dadurch, daß er alte 
Offiziere an die Spitze des Parteigerichts berufen habe, „die bewährte Rechts. und 
Ehrauffaſſung des deutſchen Heeres für ſeine Bewegung als Grundlage geſichert 
wiſſen wollte“. 


Damit iſt der Typus des politiſchen Soldaten als geiſtige Haltung des Nationale 
ſozialiſten von dem oberſten Parteirichter klar herausgeſtellt worden. Die Bewegung 
iſt — wie Buch in ſeinem Geleitwort fagt — „geboren aus dem ungeheuren Erleben 
des Weltkriegs“. Sie fußt alfo auf der geiſtigen Haltung echten Frontſoldatentums, 
das erſter und urſprünglichſter Nationalſozialismus geweſen iſt. 


Darüber hinaus erwies es ſich aber auch als nötige, die einheitliche Führung des 
deutſchen Volkes zu ſchützen und ihre Antergrabungen zu verhindern. Das geſchieht 
in umfaſſender Weiſe durch das Geſetz „gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und 
Partei und zum Schutz der Parteiuniformen“ vom 20. Dezember 1934. 


Die im 81 des Geſetzes vom 1. Dezember 1933 betonte unlösliche Verbundenheit der 
NSDAP mit dem deutſchen Staat tritt in dem neuen Geſetz klar heraus. Nach Urt. 1 
8 1 des Geſetzes wird beftraft, „wer vorſätzlich eine unwahre oder gröblich entſtellte 
Behauptung tatſächlicher Art aufftellt oder verbreitet, die geeignet iſt, das Wohl des 
Reichs oder das Unfehen der Reichsregierung oder das der nationalſozialiſtiſchen 
deutſchen Arbeiterpartei oder ihrer Gliederungen ſchwer zu ſchädigen“. And 8 2 
beitraft denjenigen, „der öffentlich gehäſſige, hetzeriſche oder von niedriger Geſinnung 
zeugende Außerungen über leitende Perſönlichkeiten des Staates oder der NSDAP, 
über ihre Anordnungen oder die von ihnen geſchaſfenen Einrichtungen macht, die geeignet 
find, das Vertrauen des Volkes zur politiſchen Führung zu untergraben“. Ferner iſt 
bezeichnend für die einheitliche Zuſammenarbeit der deutſchen Führerſchaft in Partei 
und Staat, daß die immer nur auf Anordnung des Reichsminiſters der Juſtiz zu ver⸗ 


9 Zei, „De „Der Parteirichter, amtliches Mitteilungsblatt des oberſten Parteigerichts der 
SDA P, Folge 1 vom 10. Juli 1934 und Folge 3 vom 20. September 1934. 
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folgende Tat des §2 im Einvernehmen des Reichsminiſters der Juſtiz mit dem Gtell- 
vertreter des Führers dann verfolgt wird, wenn ſich die Tat gegen eine leitende Per⸗ 
ſönlichkeit der NS DDA richtet. 


Die ſtaatsrechtliche Verbindung von Partei und Staat geht in erſter Linie über die 
Perſon des Führers. Aber darüber hinaus beſtellt der 8 2 des Geſetzes vom 1. Dezem⸗ 
ber 1933 in der nach der NRöhmrevolte erfolgten Faſſung vom 3. Juli 1934 „zur 
Gewährleiſtung engſter Zuſammenarbeit der Dienſtſtellen der Partei mit den öffent. 
lichen Behörden den Stellvertreter des Führers zum Mitglied der Reichsregierung“. 
Als Reichsminiſter iſt der Stellvertreter des Führers Miniſter ohne Geſchäftsbereich, 
denn ſeine eigentliche politiſche Aufgabe liegt in der Erhaltung und Geſtaltung 
der Partei. Er hat dafür zu ſorgen, daß die Partei als das politiſche In⸗ 
ſtrument des Führers ſchlagkräftig bleibt und ihre Hauptaufgabe der Durch- 
dringung des Volkes mit dem nationalſozialiſtiſchen Ideengut erfüllen kann. Aus 
dieſem Grunde muß der Stellvertreter des Führers vor allem über alle rechtspolitiſchen 
Aufgaben ſtets auf dem laufenden gehalten werden. Denn die Partei kann ihre 
Hauptaufgabe nur erfüllen, wenn die Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates 
in ihrem Geiſte geſtaltet wird. 


Deshalb beſtimmt die wichtige Verfügung des Führers vom 27. Juli 1934: „Der 
Führer hat in ſeiner Eigenſchaft als Reichskanzler zur weiteren Vereinheitlichung von 
Partei und Staat angeordnet, daß die Partei mehr noch als bisher dadurch zur geſetz⸗ 
geberiſchen Arbeit herangezogen wird, daß der Stellvertreter des Führers, Reichs- 
miniſter Rudolf Heß, oder von ihm beſtimmte Referenten das Recht erhalten, an der 
Bearbeitung von Geſetzentwürfen ſämtlicher Reichsreſſorts teilzunehmen.“ Nach 
einem neuen Erlaß des Führers und Reichskanzlers iſt der Stellvertreter des Führers 
auch bei dem Erlaß von Ausführungsbeſtimmungen und Durchführungsvorſchriften, 
ſoweit fie im Reichsgeſetzblatt veröffentlicht werden, zu beteiligen. 


Dem Stabe des Stellvertreters des Führers erwachſen dadurch eine Reihe wichtigſter 
Aufgaben für den Aufbau des deutſchen Führerſtaates. So iſt es von beſonderer 
Bedeutung, daß auch der Ausbau und Neuaufbau der deutſchen Hochſchulen im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſt in das Arbeitsgebiet des Stellvertreters des Führers ſällt, 
weil der richtige Einſatz der deutſchen Wiſſenſchaft und die politiſche wiſſenſchaftliche 
Erziehung des deutſchen Studenten für den Veſtand des deutſchen Führerſtaates von 
entſcheidender Bedeutung ſind. 


Darüber hinaus wird ſich aber zur Feſtigung der Verbindung von Partei und Staat 
auch weiterhin in den oberſten Führerſtellen die Notwendigkeit einer Perſonalunion 
von Partei- und Staatsführerſtellen weitgehend als nötig erweiſen. Vor allem in den 
Reichsgauen wird eine ſolche Verbindung ſtatthaben müſſen, um auch innerhalb der 
territorialen Gliederung des Reichs die reibungsloſe Verbindung von Partei und 
Staat zu gewährleiſten. 


4. Das Berufsbeamtentum als Mittel der Führung 


Die ſtaatsrechtliche Stellung des Beruſsbeamtentums wird an anderer Stelle 
behandelt (Bd. II, Gruppe 1, Beitrag 28). 


Die nationalſozialiſtiſche Revolution brachte wieder die politiſchen Werte und Ein- 
richtungen zu Ehren, die Deutſchland und ſeine Stellung in der Welt groß gemacht 
und geſtärkt haben. VBeſte deutſche Tradition war aber das unbeſtechliche pflichttreue 
deutſche Berufsbeamtentum, das beim deutſchen Volk wie im Ausland im höchſten 
Anſehen ſtand. In Deutſchland ſind ſeit der Entſtehung des modernen Staates Staat 
und Berufsbeamtentum ſtets untrennbar miteinander verknüpft geweſen. Das Weſen 
des Staates und die herrſchenden Staatsideen prägen immer dem Berufsbeamtentum 
feinen Stempel auf. Das deutſche Verufsbeamtentum ſtand deshalb im abſoluten 
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Fürftenftaat in einem perſönlichen Zreueverhältnis zum Fürſten. In dieſem Sinn iſt 
das damalige Berufsbeamtentum ſicher Fürſtendienertum geweſen. So haben 
Beamtentum und Heer, jedes in ſeinem Aufgabenkreis, unter der genialen Führung 
Friedrichs des Großen den preußiſchen Großſtaat mitaufbauen helfen. Die Größe 
dieſer Aufgabe machte gerade das preußiſche Beamtentum und ſeine Organiſation zum 
Muſter für das deutſche Berufsbeamtentum überhaupt. Denn in den beſchränkten 
Möglichkeiten der Mittel- und vor allem der Kleinſtaaten lagen viel engere Voraus- 
ſetzungen für den Aufbau eines großzügigen deutſchen Berufsbeamtentums. Daraus 
erklärt es ſich, daß ſich der Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Einheitsſtaates auch in 
dieſer Beziehung weitgehend an dem preußiſchen Beiſpiel orientiert. 


Das deutſche Berufsbeamtentum iſt deshalb in den Seiten feiner Bewährung immer 
mehr als bloßer Staatsapparat geweſen. Der einzelne Beamte war nicht bloßer 
Funktionär, ſondern er war Mitträger einer Staatsidee und war ſich deſſen auch voll 
bewußt. 


Erft der Liberalismus, beſonders in feiner radikalen Form, hat den Sinn des Berufs- 
beamtentums als Mittel der Führung zerſtört. Im liberalen Staat war der Beamte 
bloß Funktionär des Staatsapparates mit beſtimmten Rechten und Pflichten. In der 
liberalen Demokratie als Typus des ſührerloſen Staates verband den Beamten auch 
keine perſönliche Beziehung mehr zu einer Führerperſönlichkeit. Er leiſtete den 
Beamteneid auf die Verfaſſung. Seine Pflichten und Rechte wurden vom individuali⸗ 
ſtiſchen Standpunkt aus beurteilt. 


Im Parteienſtaat ſtand es dem Beamten frei, irgendeine politiſche Meinung zu haben 
und auch zu betätigen, ſoweit dadurch die Erfüllung ſeiner Amtspflichten nicht 
behindert wurde. Allen Beamten wurde nach der Weimarer Verfaſſung die Freiheit 
ihrer politiſchen Geſinnung und die Vereinigungsfreiheit gewährleiſtet. Die Parteien 
verſuchten ihrerſeits, im Beamtentum Fuß zu faſſen. Zwar hatte die Weimarer Ver⸗ 
faſſung den Verſuch gemacht, innerhalb des Parteienſtaates den eigenen Sinn des 
Berufsbeamtentums zu wahren, wenn ſie im Art. 130 beſtimmte: die Beamten ſind 
Diener der Geſamtheit, nicht einer Partei. Aber mangels einer geſchloſſenen Führung 
vermochte auch das Berufsbeamtentum den Parteiengeiſt nicht zu überwinden. Als 
er das ganze Volks- und Staatsleben überwucherte, konnte auch das Berufsbeamten- 
tum von ihm nicht unberührt bleiben, ſchon weil feine Angehörigen zum Teil berufs- 
mäßig in dauernde Beziehung zu den Parteien treten mußten. Vergebens verſuchten 
demgegenüber die Beamtenvertretungen, ſich möglichſt auf die Sicherung der Beamten⸗ 
rechte gegenüber dieſer Vielheit der Parteien zurückzuziehen und eine überparteiliche 
Poſition zu gewinnen. Als der liberale Staat den Kampf gegen die Oppoſition von 
rechts und links gleichzeitig aufnehmen mußte und ſich in dieſem Kampf aufrieb, wollte 
er das Berufsbeamtentum an das parlamentariſche Syſtem binden und verbot den 
Beamten die Zugehörigkeit nicht nur zur kommuniſtiſchen Partei, ſondern auch zur 
nationalſozialiſtiſchen Bewegung. 


Erſt der Sieg des Nationalſozialismus und der Aufbau des deutſchen Führerſtaates 
hat dem Beruſsbeamtentum wieder feinen alten traditionellen Sinn zurückgegeben und 
es wiederum zu einem ſtarken Mittel der Staatsführung gemacht. Als Mittel der 
Führung hat das Berufsbeamtentum im deutſchen Führerſtaat auf dem Gebiet der 
Rechtsverwirklichung und der öffentlichen Verwaltung wichtige Aufgaben zu erfüllen. 
Man kann das VBerufsbeamtentum geradezu als Repräſentanten des Rechtswerts im 
nationalſozialiſtiſchen Staate betrachten (vgl. Bd. 1 Gruppe 2, Beitrag 16, Ziff. 19). 


Der deutſche Führerſtaat baut nicht auf dem Wert der Mehrheit, ſondern auf dem der 
Perſönlichkeit auf. Dieſe Perſönlichkeitswerte muß der Berufsbeamte im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat ſein eigen nennen. Nach Charakter wie nach Leiſtung muß er 
allen Anforderungen genügen. Nur charaktervolle und fähige Perſönlichkeiten kann 
der deutſche Führerſtaat als Beamte gebrauchen. 
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Weil im nationalſozialiſtiſchen Staat das VBerufsbeamtentum feine traditionelle Be · 
deutung als wichtiges Mittel der Führung zurückgewonnen hat, muß der national; 
ſozialiſtiſche Staat an die Beamtenſchaft erhöhte Anforderungen ftellen. Deshalb 
haben der Reichsbund der Deutſchen Beamten und feine Fortbildungsmöglichkeiten. 
wie fie in beſonders ausgeprägter Weiſe in den Verwaltungs Akademien gegeben find, 
die doppelte Aufgabe, die Beamten ſowohl zu vorbildlichen Nationalſozialiſten wie 
zu tüchtigen Fachbeamten zu erziehen und in dieſem Sinne eine dauernde Schulung 
und Fortbildung des Berufsbeamtentums vorzunehmen. 

Dadurch wird es möglich fein, das Berufsbeamtentum als Mittel der Führung ſtets 
auf der Höhe ſeiner Leiſtungsfähigkeit zu halten. 


5. Die Wehrmacht als Mittel der Führung 

Auch die deutſche Wehrmacht blickt als Mittel der Führung auf eine ſtarke Tradition 
zurück. Vor allem das ruhmreiche preußiſche Heer hat entſcheidenden Anteil an dem 
Aufbau des preußiſchen Großſtaates gehabt. And als die Schöpfung Friedrichs 
des Großen unter dem revolutionären Anſturm des militäriſchen Genies Napoleon 
zuſammenbrach, da waren es gerade völlifh und national empfindende Soldaten wie 
Scharnhorſt, Gneiſenau und Clauſewitz, die neben Männern wie dem Freiherrn 
vom Stein die geiſtig⸗politiſchen Vorausſetzungen für den Wiederaufſtieg Preußens 
ſchufen. 

In jedem geſunden Volke iſt die Wehrmacht kein Fremdkörper, ſondern wurzelt im 
völkiſchen Boden. Denn jedes Volk, das ſich als politiſche Gemeinſchaft empfindet, 
iſt auch von dem Willen durchdrungen, dieſe Lebensgemeinſchaft gegen fremde An⸗ 
griffe zu ſchützen. In dieſem Sinne muß der Wehrwille vom ganzen Volke als Vor⸗ 
ausſetzung feiner politiſchen Exiſtenz erhalten und gepflegt werden. 

Dieſen völkiſchen Wurzeln der Wehrmacht gegenüber war in der liberalen Staats- 
rechtslehre für die Stellung der Wehrmacht überhaupt kein rechter Platz. Für den 
individualiſtiſchen Liberalismus bildet die Wehrmacht einen Fremdkörper in Voll 
und Staat. Sie wird zu einem bloßen Machtinſtrument erniedrigt, das die Poſition 
der jeweils Herrſchenden nach außen, aber auch im Innern ſchützen ſoll. Für eine 
Staatsauffaſſung, die das Volk als politiſche Größe nicht kennt, wird die Wehrmacht 
höchſtens zum notwendigen Abel. 

Im völkiſchen Staat iſt dagegen die Wehrmacht der Waffenträger des Volkes, der ſich 
aus dem Volke ergänzt. 

So hängt die Auffaſſung vom Weſen der Aufgaben der Wehrmacht ganz weſentlich 
von den politiſchen Grundwerten Volk und Staat und ihrer Anerkennung ab. 

In Deutſchland war die Wehrmacht in noch ſtärkerem Maße als das Berufs. 
beamtentum der Territorialgewalten mit der Perſon des Monarchen verknüpft. Der 
Monarch war immer oberſter Befehlshaber und oberſter Kriegsherr der Wehrmacht. 
Die Wehrmacht der alten deutſchen Staaten war „königstreu“ und konnte es ihrem 
Weſen nach gar nicht anders ſein. 

Deshalb wurde die Stellung der deutſchen Wehrmacht durch den Wegfall der 
Dynaſtien auf das tiefſte beeinſlußt, weil das perſönliche Band, das ſie mit dem 
Herrſcherhaus verband, dadurch zerriſſen wurde. Die Abſchaſfung der allgemeinen 
Wehrpflicht unter dem außenpolitiſchen Druck des Verſailler Diktats verbunden mit 
der Verringerung der Wehrmacht auf 100 000 Mann, drohte auch die völkiſchen Vin⸗ 
dungen der Wehrmacht zu lockern. 

Beiden Gefahren iſt die deutſche Wehrmacht aber entgangen. 

Die Wehrmacht hatte ſchon im Weimarer Staat die Möglichkeit, ſich durch ihre un- 
mittelbare Anterſtellung unter den Oberbefehl des Reichspräſidenten und durch ihren 
mehr außenpolitiſch eingeſtellten Aufgabenkreis weitgehend aus dem parlamentariſchen 
Chaos heraushalten zu können. Auf der anderen Seite waren gerade die drückenden 


Der Aufbau des deutſchen Führerſtaates 43 


Beſtimmungen des Verſailler Diktats für die Leitung der Wehrmacht ein Unfporn, 
aus dem kleinen Heer im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten ein wirkſames Ver⸗ 
teidigungsinſtrument zu ſchaffen. 


So ſehr die Wehrmacht als Waffenträger des deutſchen Volkes bemüht war, ſich aus 
den innerpolitiſchen Konflikten herauszuhalten, fo war es doch klar, daß die Ange ⸗ 
hörigen der Wehrmacht ihrer ganzen ſoldatiſchen Haltung entſprechend auf die Dauer 
einer Bewegung nicht gleichgültig gegenüberſtehen konnten, die die Verwirklichung der 
alten ſoldatiſchen Tugenden: Kameradſchaft, Diſziplin und Treue auch im politiſchen 
Leben auf ihre Fahnen geſchrieben hatte. Denn der von der Bewegung geſchaffene 
Typus des politiſchen Soldaten beſteht ja nicht darin, daß dieſer politiſche Soldat 
nun in militäriſchen Dingen dilettieren fol. Er ſoll eine geiſtig⸗politiſche Haltung 
haben und betätigen, die ihn befähigt, das völkiſche Gemeinſchaftsleben wirklich zu 
fördern. Dieſe Haltung kann aber nicht eine individualiſtiſche, und in dieſe m 
Sinne liberal⸗ bürgerliche fein, ſondern muß die Haltung eines völkiſchen Menſchen 
ſein. 


Nach der Abernahme der politiſchen Macht durch den Nationalſozialismus konnte ſich 
deshalb die deutſche Wehrmacht reibungslos in den neuen deutſchen Volksſtaat ein- 
fügen. And gerade der Führer hat der deutſchen Wehrmacht immer wieder die Auf⸗ 
gabe zugewieſen, als alleiniger Waffenträger des deutſchen Volles das äußerſte 
Mittel der politiſchen Führung im völkiſchen Staat zu ſein. 


Die Wehrmacht dient dem Volke. In ihr erfüllen die Söhne dieſes Volkes ihre 
höchſte Gemeinſchaftspflicht, die ſich in der Verteidigung der völkiſchen Einheit bis 
zur ſelbſtverſtändlichen Aufopferung des eigenen Lebens ſteigern kann. Deshalb iſt 
die Wehrmacht und der Dienſt in ihr ſchon im alten Staat immer die beſte Charakter. 
ſchule für den Volksgenoſſen geweſen. Preußiſche Haltung und preußiſcher Geiſt 
haben im preußiſchen Heer ihre klarſte Verkörperung gefunden. Schon für die 
Friedensarbeit des Heeres, dann aber vor allem für die Bewährung in der Front war 
der Typus des echten Führers entſcheidend. Gerade der einfache Soldat in der Front 
hatte ein untrügliches Gefühl dafür, wem er als Führer wirklich trauen konnte, 
nämlich dem, der mit ihm aus derſelben Gemeinſchaft herauswuchs. Das Gefühl für 
Führerſchaft iſt deshalb im Gegenſatz zum politiſchen Leben in der Wehrmacht ſtets 
lebendig geblieben. Das Zweite Reich und das Weimarer Zwiſchenreich find daran 
zugrunde gegangen, daß die politiſche Führung keine echte Führung mehr war und 
dadurch der Staat „führerlos“ werden mußte. 


Adolf Hitler und ſeine Bewegung haben dieſen entſcheidenden Mangel erkannt. 
Deshalb wurde in der Partei, und in ihr wieder vor allem in der SA, der Typus des 
politiſchen Menſchen geſchaffen, der nach Bewährung in der Gemeinſchaftsarbeit 
wirklich zur politiſchen Führung befähigt iſt. 


Daß ein Pſeudoführertum in der Röhmrevolte des Sommers 1934 aus reinem 
Machthunger heraus glaubte, über dieſe wichtigen Aufgaben hinaus auch in das 
Gebiet militäriſcher Aufgaben hinübergreifen zu müſſen, hat zu einer politiſchen 
Kriſe geführt, deren raſche Beendigung die klare Scheidung der Auſgabenkreiſe inner. 
halb der Mittel der Führung eindeutig feſtgeſtellt und damit zugleich die Voraus⸗ 
ſetzungen für die Einheit der deutſchen Führerſchaft unter dem Führer geſchaffen hat. 


Vor allem Hitlerjugend, SA und Arbeitsdienſt ſind berufen, eine wichtige Vorſchule 
und ein wichtiges Bindeglied zwiſchen politiſcher Gemeinſchaftsbeziehung und mili⸗ 
täriſcher Erziehung zu ſein. Der mit Erfolg durch dieſe Schulung gegangene junge 
Deutſche bringt für die Erfüllung ſeiner militäriſchen Pflichten eine Haltung mit, die 
die erſte Vorausſetzung für die Entfaltung ſoldatiſcher Tugenden iſt. Denn neben 
der ſpezifiſch militäriſchen Ausbildung iſt es die Aufgabe der Wehrmacht, ihre innere 
Verbundenheit mit dem Volkskörper ſtets lebendig zu erhalten. 
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Wie ſchon oben erwähnt, war die ftaatsrechtliche Stellung der Wehrmacht im 
Weimarer Staat durch den perſönlichen Oberbefehl des Reichspräſidenten charakte- 
riſiert. Aber dadurch, daß alle Anordnungen und Verfügungen des Reichspräſidenten 
— auch ſolche auf dem Gebiet der Wehrmacht — der Gegenzeichnung bedurften, wurde 
auch die Wehrmacht in das parlamentariſche Syſtem einbezogen. 

Der Reichspräſident als Träger der oberſten militäriſchen Kommandogewalt und der 
aus ihr folgenden Befugniſſe hatte die Abertragung der Ausübung des Oberbefehls 
auf den Reichswehrminifter ſchon durch Verordnung vom 20. Auguſt 1919 ausge- 
ſprochen, ſich aber hierbei das Recht vorbehalten, „unmittelbare Befehle“ zu erteilen. 
8 8 Ubf. 2 des Reichswehrgeſetzes ſetzt das ſtaatsrechtliche Verhältnis zwiſchen 
Reichspräſident und den Befehlshabern der Wehrmacht folgendermaßen feſt: „Der 
Reichspräſident iſt oberſter Befehlshaber der geſamten Wehrmacht. Unter ihm übt 
der Reichswehrminiſter Befehlsgewalt über die geſamte Wehrmacht aus. An der 
Spitze des Reichsheeres ſteht ein General als Chef der Heeresleitung, an der Spitze 
der Reichsmarine ein Admiral als Chef der Marineleitung.“ 


An dieſer ſtaatsrechtlichen Stellung der Wehrmacht hat ſich auch durch das Geſetz über 
das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reichs vom 1. Auguſt 1934 nichts geändert. Anter 
den bisherigen Befugniſſen des Reichspräſidenten, die nach dem § 1 dieſes Geſetzes 
auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler übergingen, iſt ſicher der Oberbefehl 
über die Wehrmacht beſonders bedeutſam. Vor allem hat die deutſche Wehrmacht 
im Führer wieder eine perſönliche Spitze erhalten. 


Wie die anderen Mittel der Führung, die Partei und das Berufsbeamtentum, ſo 
wurde auch die Wehrmacht auf die Perſon des Führers und Reichskanzlers neu ver⸗ 
eidigt. Der Angehörige der deutſchen Wehrmacht ſchwört, daß er „dem Führer des 
Deutſchen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem Oberbefehlshaber der Wehrmacht, 
unbedingten Gehorſam leiſten und als tapferer Soldat bereit ſein will, jederzeit für 
dieſen Eid ſein Leben einzuſetzen“. 

Die wichtige Stellung der Wehrmacht und die Notwendigkeit ihrer abſoluten Volks. 
verbundenheit im nationalſozialiſtiſchen Staat macht es nötig, daß alle Angehörigen 
der Wehrmacht mit dem Inhalt des nationalſozialiſtiſchen Ideenguts vertraut gemacht 
werden. Deshalb ſpielt neben der Schulung des Soldaten in ſeinen militäriſchen 
Aufgaben auch die nationalſozialiſtiſche Erziehung in der Wehrmacht eine große Rolle. 
Auch durch ihre äußeren Abzeichen kennzeichnet ſich die deutſche Wehrmacht ſowohl 
als Träger einer ruhmreichen, alten Tradition wie als Träger nationalſozialiſtiſchen 
Geiſtes. Einer der erſten Akte des Reichspräſidenten nach der national ſozialiſtiſchen 
Revolution war die Einführung der alten Reichskriegsflagge und der ſchwarz⸗ 
weiß⸗roten Kokarde durch Erlaß vom 4. März 1933. Durch Verordnung des 
Reichspräſidenten vom Februar 1934 wurde dann weiter beſtimmt, daß die Ange⸗ 
hörigen der Wehrmacht künftig auch das Hoheitszeichen der NSDAP an der Uniform 
tragen. So bringt die deutſche Wehrmacht auch äußerlich die Verknüpfung zwiſchen 
der Tradition des Bismarckſchen Reichs und dem jungen nationalſozialiſtiſchen Staat 
zum Ausdruck. 

Im übrigen kommt die politiſche Gleichrichtung der Wehrmacht als dem militäriſchen 
Mittel der Führung mit der SA und der SS als politiſchen Mitteln der Führung 
auch in der angeordneten gegenſeitigen Grußpflicht zum Ausdruck. Denn dieſe 
wichtigen Säulen, die die politiſche Führung im nationalſozialiſtiſchen Staat tragen, 
ſollen auch in ihrer äußerlichen Haltung ihre gegenſeitige Verbundenheit in der 
deutſchen Führerſchaft zum Ausdruck bringen. 

Die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung hat ferner auch durch die Wiedereinführung 
der Militärgerichtsbarkeit durch Geſetz vom 15. Mai 1933 der beſonderen Stellung 
der Wehrmacht im Staat wieder Rechnung getragen. Danach werden grundſätzlich 
alle von Angehörigen der Wehrmacht begangenen Straftaten vor beſonderen Militär- 
gerihten abgeurteilt. Dieſe neue Regelung verläßt auch auf dieſem Gebiet das 
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formale Gleichheitsprinzip der Weimarer Verfaſſung, das im Art. 106 zur Aufhebung 
der Militärgerichtsbarkeit geführt hatte. Die Wiedereinführung der Militärgerichts⸗ 
barkeit dient der Aufrechterhaltung und Förderung der ſoldatiſchen Diſziplin und 
entſpricht dem Geiſt und den Aufgaben der Wehrmacht im deutſchen Volksſtaat. 

Die Schaffung des nationalſozialiſtiſchen deutſchen Vollsſtaates als Einheitsſtaat 
mußte auch notwendig zur Auſhebung der ſogenannten landsmannſchaftlichen Beſtim⸗ 
mungen des Wehrgeſetzes durch das Geſetz vom 20. Juli 1933 führen. Damit iſt das 
Reich heute unbedingt der Träger der alleinigen Wehrhoheit. 

Der nationalſozialiſtiſche Staat hatte von Anbeginn an den Kampf um die Gleich 
berechtigung Deutſchlands mit aller Energie aufgenommen. Sein Ziel war die Be⸗ 
freiung der deutſchen Wehrmacht von den Feſſeln des Verſailler Diktats, die für ein 
ehrliebendes Volk, das ſeine politiſche Exiſtenz ſchützen muß, nicht erträglich 
waren. Der Lebenswille der deutſchen Nation will ſich nur im friedlichen Aufbau be⸗ 
tätigen, aber will dabei die unbedingte Gleichſtellung Deutſchlands unter den Völkern 
wahren. Die Volksverbundenheit der Wehrmacht im deutſchen Führerſtaat iſt der 
beſte Ausdruck des echten Friedenswillens des deutſchen Volkes und ſeines Führers. 
Das Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 1935 gibt der deutſchen 
Wehrmacht ihre endgültige Stellung im nationalſozialiſtiſchen Staate. Nach §! dieſes 
Geſetzes „erfolgt der Dienſt in der Wehrmacht auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht“. Das weitere regelt das Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935. Damit hat die 
Reichsführung die Gleichberechtigung für den Schutz der deutſchen Volksgemeinſchaft, 
die Deutſchland immer wieder verweigert worden war, von ſich aus hergeſtellt und da- 
mit ſerner den Punkt 22 des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms verwirklicht, 
der im deutſchen Volksſtaate die Bildung eines deutſchen Volksheeres forderte. 


Aber die Stellung der Wehrmacht im Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Staates 
im einzelnen vgl. Band II, Beitrag 28. 


VI. Die formen der führung 


I. Führung und Rechtsſtaat 


Das Führerproblem, d. h. die Frage der Geſtaltung und der Formen der Führung, iſt 
ſo alt wie das politiſche Leben als Gemeinſchaftsleben überhaupt. Die Formen der 
Führung ſollen die richtige Gemeinſchaftsgeſtaltung ſichern. 

Deshalb find dieſe Formen kein Eigenwert, ſondern paſſen ſich an die politiſche Wirk. 
lichkeit an. Ein Führerſtaat iſt deshalb in verſchiedenen politiſchen Formen möglich. 
In ſeinem Weſen liegt es gerade, daß nicht die Form, ſondern die politiſche Subſtanz 
und ihre organiſche Entwicklung das Entſcheidende iſt. 

So iſt der engliſche Führerſtaat in der Form des klaſſiſchen engliſchen Parla- 
mentarismus und des Zweiparteienſyſtems langſam politiſch gewachſen. Man ließ 
die überlieferte Form der Krone beſtehen und wies ihr nur eine andere politiſche 
Rolle zu. Dem gefunden politifhen Sinn des Engländers fiel es bis heute niemals 
ein, für dieſe neuen politiſchen Geſtaltungen neue Rechtskonſtruktionen und eine neue 
ſtaats rechtliche Dogmatik zu erfinden. 

Das Weſentliche für die Entſtehung und das Beſtehen eines Führerſtaats iſt alſo, daß 
er die Einheit politiſcher Geſtaltung durchſetzt. Deshalb ſpielt im Führerſtaat die 
Frage des Primats von Innen- und Außenpolitik keine Rolle. „Wirkliche Politik 
iſt ſtets nur innere und äußere Politik zuſammen“ (vgl. Band I, Gruppe 2, 
Beitrag 13, S. 27). 

Dieſer politiſchen einheitlichen Geſtaltung muß aber auch eine einheitliche Rechts⸗ 
geſtaltung entſprechen. Daß dieſer einheitliche Rechtsaufbau erfolgt, iſt für den 
Führerſtaat von größter Bedeutung. 
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Aus den bisherigen Ausführungen ergab ſich, daß Führung und Gefolgſchaft zu⸗ 
ſammengehören. Im Gegenſatz zum „Pſeudoführer“, dem es nur auf die Erhaltung 
ſeiner eigenen Machtpoſition mit allen Mitteln ankommt, erwächſt die Stellung des 
Führers aus der Gefolgſchaft heraus und wird von ihrem Vertrauen getragen. 


Am dieſes Vertrauen zu ſichern, müſſen die Mittel der Führung innerhalb ihres Auf ⸗ 
gabenkreiſes „in Form“ gehalten werden. Das Volk und der einzelne Volksgenoſſe 
müſſen das abſolute Vertrauen haben, daß die vom Führer felbft autoritär be⸗ 
ftimmten Formen der Führung auch innegehalten werden. 


Deshalb bilden der völkiſche Führerſtaat und der national ſozialiſtiſche Rechtsſtaat 
eine Einheit. Sie ſind der Ausdruck derſelben politiſchen Wirklichkeit. Alles, was 
deshalb oben über den nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat geſagt wurde (Band l, 
Gruppe 2, Beitrag 16), hat vollſte Bedeutung für die Formung des deutſchen Führer⸗ 
ſtaates. Das Volk als Gefolgſchaft empfindet ſich gleichzeitig als Rechtsgemeinſchaft 
und reagiert empfindlich gegen Verletzungen ſeines Rechtsgefühls. 

Die politiſche Lebensform des Führerſtaates und ſeine Rechtsordnung bilden deshalb 
eine Einheit. Sie verwirklichen eine Ordnung, die im Rechtsſtaat in Geltung 
ſtehen muß und Rechtsbrüche verhindert und ahndet. Deshalb iſt das Gefühl der 
Rechtsſicherheit gerade auch für den Beſtand des Führerſtaates von größter Be ; 
deutung. Es iſt ein grundlegender Fehler, anzunehmen, für eine wirkliche Gemein⸗ 
ſchaft erübrige ſich die Rechtsſicherheit. Gerade das Gegenteil iſt richtig. Das 
Gefühl der Rechtsſicherheit, das im völkiſchen Staat ſich vor allem auch darauf richtet, 
daß der Schutz der Ehre des einzelnen Vollsgenoſſen wirklich gewährleiſtet iſt, iſt 
deshalb eine der wichtigſten Stützen des Führerſtaats überhaupt. Denn das Ver⸗ 
trauen in die politiſche Führung äußert ſich auf dem Gebiet der poſitiven, rechtlichen 
Geſtaltung in dem Gefühl der Rechtsſicherheit. 

Immer find es aber die politiſchen Grundideen, die allen Konſtruktionen und Zor- 
mulierungen erſt ihren Sinn verleihen. Daraus ergibt ſich, daß politiſche Theorien, 
die bis in die jüngſte Zeit für den ſtaatsrechtlichen Aufbau von entſcheidender Be. 
deutung geweſen ſind, im Führerſtaat ihren Sinn verloren haben, weil deſſen Aufbau 
auf einer anderen politiſchen Weltanſchauung fußt. Das gilt vor allem für die 
politiſche Theorie der Gewaltentrennung, die in der Gedankenwelt der franzöſiſchen 
Revolution entſtanden, den . Aufbau des liberalen Rechtsſtaats maß⸗ 
gebend beſtimmt hat. 


2. Die Gewaltentrennung 

Der liberale Rechtsſtaat iſt deshalb Gewaltentrennungsſtaat geweſen, weil in ihm 
die Gewaltentrennung in der Form, die fie durch die Montesquieuſche Theorie in 
Auswirkung der franzöſiſchen Revolution erhalten hatte, als beherrſchendes politiſches 
Prinzip galt. Die Dreiteilung der Gewalten war eine Reaktionserſcheinung gegen 
die Ideen der abſoluten Fürſtenherrſchaft und diente dem Schutz der individuellen 
Freiheitsſphäre. Deshalb lag der Nachdruck und das Neue bei dieſer Theorie einmal 
in der Schaffung eines vom Monarchen unterſchiedenen „Geſetzgebers“ und zweitens 
in der Durchführung der richterlichen Anabhängigkeit. Dieſe richterliche Gewalt hat 
Montesquieu ſelbſt als gewiſſermaßen nicht vorhanden, d. h. als „unpolitiſch“ be- 
zeichnet. Der Richter follte ſelbſt kein drittes politiſches Machtzentrum darſtellen, 
ſondern er war an das Geſetz gebunden. 

In der Geſetzgebung lag alſo nach der Theorie der Gewaltentrennung die eigentliche 
neue politiſche Gewalt. Der neue Geſetzgeber ſollte die Nation bzw. ihre Repräfen- 
tation, die Nationalverſammlung ſein. Dieſe Nationalverſammlungen, die in der ver⸗ 
faſſungsgeſchichtlichen Entwicklung des Staates des 19. Jahrhunderts immer wieder- 
kehren, fühlten ſich als Träger der verfaſſunggebenden Gewalt. Inſoweit der liberale 
Rechtsſtaat dieſe Funktion der Geſetzgebung von der Regierungsgewalt loslöſt und 
als eigene Gewalt beſonders betont, iſt er „Geſetzgebungsſtaat“. Er ſteht unter der 
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Herrſchaft des Geſetzes und damit weithin unter der Herrſchaft des Parlaments, das 
der Geſetzgeber im liberalen Rechtsſtaat war. 


Indem man dieſe Schranke zwiſchen Geſetzgebungsgewalt und Regierungsgewalt 
immer deutlicher ausprägte, zerriß man im liberalen Rechtsſtaat die organiſchen Zu⸗ 
ſammenhänge zwiſchen Staat und Recht, die allein die Grundlage jedes echten Nechts⸗ 
ſtaats bilden können (vgl. darüber Band I, Gruppe 2, Beitrag 16). Man glaubte, 
dadurch den Staat „entpolitiſieren“ und „verrechtlichen“ zu können, während man 
dadurch tatſächlich nur die Führerloſigkeit zum Prinzip erhob. 


Da aber jeder echte Staat einer Staatsführung bedarf, ſo ließ ſich das Prinzip der 
Gewaltentrennung politiſch immer nur in beſchränktem Maße durchführen. Denn ein 
wirkliches „Gleichgewicht der Gewalten“ iſt innerhalb eines Staates auf die Dauer 
nicht denkbar, weil eine Staatsführung und damit ein entſcheidendes politiſches 
Machtzentrum vorhanden fein muß. Iſt ein folches nicht mehr vorhanden, fo gerät 
das politiſche Leben notwendig in eine Kriſe. 


Deshalb ſehen wir, daß auch im liberalen RNechtsſtaat, ſoweit er politiſch funktions⸗ 
fähig war, ſich doch immer wieder ein entſcheidendes politiſches Machtzentrum ge⸗ 
bildet hat. Es iſt kein Zufall, daß es immer wieder die Regierung iſt und fein muß, 
die dieſes Machtzentrum bildet, es ſei denn, daß der äußerſte Fall einer Militär- 
diktatur an ihre Stelle tritt. 


So hat in England die Entwicklung des parlamentariſchen Syſtems zur Führerſchaft 
des Kabinetts und vor allem des engliſchen Erſtminiſters geführt. In den Ver⸗ 
einigten Staaten, die immer neben Frankreich als der klaſſiſche Gewaltentrennungs⸗ 
ſtaat gegolten haben, verlagert ſich die politiſche Macht heute in zunehmendem Maße 
auf den Präfidenten. In den deutſchen Einzelſtaaten bildete der konſtitutionelle 
Monarch, der immer gleichzeitig auch über das Heer gebot, das eigentliche politiſche 
Machtzentrum, demgegenüber die Landtage nur eine untergeordnete Rolle ſpielten. 


Nur in Frankreich haben ſich das Parlament bzw. die es beherrſchenden wirtſchaft. 
lichen Gruppen als eigentliches politiſches Machtzentrum erhalten. Dabei darf aber 
nicht überſehen werden, daß gerade in Frankreich ein ſtarkes Heer dieſes ganze 
Syſtem trägt. 


Für den Führerſtaat iſt das Montesquieuſche Syſtem der Dreiteilung der Gewalten 
ſinnlos geworden. 


Zundchſt gibt es für den Führerſtaat keine politiſche Trennung von Geſetzgebung und 
Regierung bzw. Verwaltung mehr. Denn beide ſind nur Formen der Führung, die 
um der Einheitlichkeit der Führung willen ungetrennt in der Hand des Führers 
liegen müfjen. 


Die Vollsvertretung, die im Staat des 19. Jahrhunderts das neuentſtandene politiſche 
Machtzentrum war, hat für den Staat des 20. Jahrhunderts deshalb ihre bisherige 
Bedeutung vollkommen eingebüßt. Die organiſche Demokratie des völkiſchen Führer⸗ 
ſtaats geht andere, aus dem Weſen der Führung abgeleitete Wege, um die Volks- 
verbundenheit der Führung zu ſichern und zum Ausdruck zu bringen. Sie ſind oben 
(S. 27 ff.) ſchon geſchildert worden. 


Die Gliederung des Volkskörpers ſucht der völkiſche Staat des 20. Jahrhunderts auf 
andere Weife zu erreichen. Er verbindet das Prinzip der politiſchen Einheit, deſſen 
Träger die Partei als das politiſche Mittel der Führung iſt, mit dem Grundfatz einer 
organiſchen Gliederung in Volksgruppen durch einen territorialen und ftändiſchen 
Aufbau, der dem Aufbau des Volkskörpers Rechnung trägt und eine Selbſtverwaltung 
dieſer Volksgruppen nötig und notwendig macht. Der politiſche Sinn des ſtändiſchen 
Auſbaus im Führerſtaat liegt gerade darin, daß durch ihn die durch die Gewalten⸗ 
trennung aufgerichteten künſtlichen Schranken niedergeriſſen und durch wirkliche 
Lebensformen erſetzt werden. 
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Deshalb kennt auch die politiſche Führung die ſtarre Trennung im Sinne der Drei ⸗ 
teilungslehre nicht mehr. Das Gewaltenzentrum der Exekutive zerfiel ja wieder in 
eine Anzahl verſchiedener Funktionszentren, deren politiſcher Sinn ein ganz ver- 
ſchiedener war. 

Die liberale Staats- und Verwaltungsrechtslehre ſah in der öffentlichen Verwaltung 
eine mehr oder minder rein techniſche Funktion, die auf dem Boden der „geleß- 
mäßigen Verwaltung“ ablief. Erſt eine völkiſche Betrachtung eröffnet aber den Blick 
für die Vielgeſtaltigkeit des Volkslebens und damit auch für die Vielgeſtaltigkeit 
ſeiner politiſchen Formungen im Staat. 


Das gilt vor allem von dem Gebiet der Erziehung. In einem kleinen Staatsweſen, 
in dem wirklich ein politiſcher Aufbau auf rein „nachbarlichen Beziehungen“ möglich 
iſt, bedarf es keiner beſonderen politiſchen Erziehung, weil der einzelne Volksgenoſſe 
unbewußt und organiſch in das politiſche Leben hineinwächſt. Es iſt aber eine 
romantiſche Auffaſſung, die z. B. auch dem jungdeutſchen Manifeſt des Jungdeutſchen 
Ordens zugrunde lag, wenn man glaubt, die politiſche Einheit des Volkes im 
modernen Maſſen⸗ und Großſtaat auf dieſem Wege allein ſicherſtellen zu können. 
Deshalb bilden im modernen Staat die politiſche Propaganda und die Maßnahmen 
der politiſchen Erziehung ein unentbehrliches und äußerſt wichtiges Mittel der 
Führung, das als ſolches in der liberalen Gewaltentrennungstheorie überhaupt keinen 
Platz hatte, oder höchſtens unter „Verwaltung“ untergebracht war. 

And ebenſo bilden das Verhältnis von Staat und Kirche und damit die Frage, wie 
der moderne Staat ſich zu den überlieferten religiöſen Werten zu ſtellen hat, ſowie 
die ganze Kulturpflege politiſche Probleme größten Ausmaßes, die von der alten 
Gewaltenteilungslehre finnvoll gar nicht mehr erfaßt werden können. 

Sind fomit die alte Gewaltentrennungstheorie und mit ihr der liberale Rechtsſtaat 
als Gewaltentrennungsſtaat heute tot, ſo erweiſt ſich auf der anderen Seite gerade 
aus den Bedürfniſſen des heutigen Groß- und Maſſenſtaats heraus eine organi ; 
ſatoriſch⸗techniſche Trennung der Mittel und Formen der Führung als 
notwendig. Es iſt ſchon bei der Schilderung des Rechtsſtaats als Ordnungsſtaat 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, S. 7 ff.) betont worden, daß die Rechtsſicher⸗ 
heit ein wichtiger politiſcher Wert des völkiſchen Lebens iſt, und ganz beſonders 
zur Feſtigung der politiſchen Einheit beiträgt. Aus dieſem Grunde ſpielen die 
Formen der einzelnen Akte der Führung auch heute noch eine wichtige Rolle. Es iſt 
nicht gleichgültig, in welchen Formen die Rechtsſetzung erfolgt, ſowenig es bedeu- 
tungslos iſt, wie ſich die öffentliche Verwaltung und die Rechtspflege im Führer- 
ſtaat abſpielen. Deshalb ſollen dieſe Formen in ihrer politiſchen Bedeutung im 
folgenden kurz behandelt werden. Den Abſchluß hätte dann eine Betrachtung der- 
jenigen völkiſchen Werte zu geben, deren Behandlung für die politiſche Führung 
heute beſonders wichtig und beſonders heikel iſt. Es ſind das die religiöſen und 
kulturellen völkiſchen Werte. 


3. Die Rechtsſetzung im Führerftaat 


Die Formen der normalen Rechtsſetzung in Geſetz und Verordnung wurden ſchon 
oben behandelt. And ebenſo wurde in anderem Zuſammenhang auf die Bedeutung 
der poſitiven Rechtsordnung für den Rechtsſtaat als Ordnungsſtaat hingewieſen 
(vgl. Band J, Gruppe 2, Beitrag 16, S. 6 ff.). 

Deutſcher Führerſtaat und nationalſozialiſtiſcher Rechtsſtaat find aber eins. And 
deshalb geht im deutſchen Führerſtaat die normale Rechtsſetzung nach beftimmten 
Formen vor ſich. Dieſe Formen müſſen nun aber dem politiſchen Sinn des Führer⸗ 
ſtaats entſprechen. 

Die normale Form der Geſetzgebung im deutſchen Führerſtaat iſt das Regierungs- 
geſetz, d. h. das gemäß Art. 1 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und Reich 
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vom 24. März 1933 durch die Reichsregierung beſchloſſene Reichsgeſetz. Daß es fich 
dabei ſelbſtverſtändlich um einen Akt der Führung handelt, und in welcher Weiſe die 
Reichsregierung daran beteiligt iſt, wurde ſchon oben (S. 23) ausgeführt. 

In dieſem Zuſammenhang iſt nur feſtzuſtellen, daß der umſtändliche Geſetzgebungsweg 
der Weimarer Verfaſſung nach Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 auf die 
normale Geſetzgebung im Führerſtaat keine Anwendung mehr findet. 


Dagegen ift durch denſelben Artikel das Erfordernis der Ausfertigung und Ver- 
kündung der Regierungsgeſetze durch den Führer und Reichskanzler ausdrücklich über⸗ 
nommen worden. Denn Ausfertigung und Verkündung der Geſetze haben auch im 
deutſchen Führerſtaat als nationalſozialiſtiſchem RNechtsſtaat einen politiſchen Sinn. 


Ein Geſetz ausfertigen bedeutet heute, daß die Echtheit und Richtigkeit des be⸗ 
ſchloſſenen Geſetzes durch die volksverbundene Führung der Volksgeſamtheit gegen- 
über verbindlich feſtgeſtellt wird. Die Führung bekundet durch die Ausfertigung der 
Geſamtheit der Volksgenoſſen gegenüber ihren Willen geſetzgeberiſcher Bindung. 
Ausfertigung iſt alſo ein bewußter Akt der volksverbundenen Führung. 


Dagegen iſt die weitere Funktion, die die Ausfertigung im liberalen Staat hatte, 
nämlich die in Form der Ausfertigung vorgenommene Prüfung auf die Verfaſſungs⸗ 
mäßigkeit des Geſetzes, heute ſinnlos geworden (vgl. darüber Band 1, Gruppe 2, 
Beitrag 17, Ziff. 4: Das Weſen der Verfaſſung). Denn es gibt nicht — wie im 
liberalen Staat — ſtaatsrechtliche Gegenkräfte der Führung, deren geſetzgeberiſche 
Tätigkeit einer Nachprüfung bedürſte. 


And noch weniger beſteht für den Richter heute die Möglichkeit, die geſetzgeberiſchen 
Akte der Führung auf ihre „Verfaſſungsmäßigkeit“ nachzuprüfen und ihnen im Falle 
des Nichtbeſtehens der Prüfung die Anwendung zu verſagen. Den geſetzgeberiſchen 
Akten der Führung gegenüber hat der Richter im nationalſozialiſtiſchen Rechtsſtaat 
nur noch zwei Befugniſſe: er muß ſich einmal davon überzeugen, daß das von ihm 
anzuwendende Geſetz ordnungsgemäß verkündet iſt. And er hat weiter auch heute 
noch das Recht und die Pflicht, die Innehaltung der geſetzgeberiſchen Delegation für 
Verordnungen zu überwachen, ſofern es ſich nicht um die Ausübung eines unab- 
hängigen, alſo von einer ſolchen Ermächtigung befreiten Verordnungsrechts des 
Führers handelt. 


Mit der Ausfertigung iſt auch im Führerſtaat die Verkündung des Geſetzes organiſch 
verbunden. Auch Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 hat aus wohlerwogenen 
Gründen der Rechtsſicherheit, deren Innehaltung in normalen Zeiten gerade im 
modernen Maſſenſtaat beſonders notwendig erſcheint, an der Verkündung der Re- 
gierungsgeſetze im Reichsgeſetzblatt feſtgehalten. Das bedeutet, daß die von der 
Reichsregierung beſchloſſenen und vom Reichskanzler ausgefertigten Geſetze als ſolche 
nur im Reichsgeſetzblatt rechtswirkſam verkündet werden können. Die Verbindlichkeit 
eines ſolchen geſetzgeberiſchen Führungsaktes für die Gefolgſchaft, d. h. für die Ge⸗ 
ſamtheit der Volksgenoſſen, iſt alſo auch im Führerſtaat an die Veröffentlichung des 
Geſetzes im Reichsgeſetzblatt geknüpft. Art. 3 des Geſetzes vom 24. März 1933 
beſtimmt in dieſem Sinne ausdrücklich, daß die Regierungsgeſetze „ſoweit fie nichts 
anderes beſtimmen, mit dem auf die Verkündung folgenden Tag in Kraft treten“. 


Dieſe Vorſchrift bezieht ſich auch nach dem Ermächtigungsgeſetz nur auf die „formellen“ 
Regierungsgeſetze, nicht dagegen auf Rechtsverordnungen. Rechtsverordnungen des 
Reichs bedürfen, wie früher, ſo auch heute zu ihrer Verbindlichkeit der Verkündung 
im Reichsgeſetzblatt an ſich nicht, wohl aber müſſen auch Rechtsverordnungen, weil 
auch ſie für die Geſamtheit der Volksgenoſſen in einem beſtimmten Amfang und auf 
beſtimmten Gebieten Recht ſetzen, verkündet werden. Für Rechtsverordnungen des 
Reichs ſteht deshalb das Geſetz über die Verkündung von Rechtsverordnungen vom 
13. Oktober 1923, das ihre Veröffentlichung im Reichsgeſetzblatt oder im Reichs- 
miniſterialblatt oder im Deutſchen Reichsanzeiger vorſchreibt, noch heute in Geltung. 
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Ebenſo hält der Führerſtaat an der Notwendigkeit der formellen Veröffentlichung von 
Rechtsverordnungen auf den zahlreichen Lebensgebieten der Verwaltung feſt, fo 3. 3. 
an den Beſtimmungen über die Veröffentlichung von Polizeiverordnungen (vol 
darüber Band II. Gruppe 1, Beitrag 29, S. 27). 

Schließlich gilt aus denſelben Gründen die Veröffentlichungspflicht auch für die 
Satzungen der dem Staat eingegliederten Verbände, wie der Ortsſatzungen der Ge⸗ 
meinden oder der Satzungen der ſtändiſchen Selbſtverwaltungskörper. So beſtimmt 
3. B. § 3 Abſ. 3 der Deutfchen Gemeindeordnung: „Satzungen find öffentlich bekannt 
zumachen.“ 


4. Die öffentliche Derwaltung im Führerftaat 

Politiſche Führung tft politiſche Geſtaltung des Volkes. Ein wichtiges Mittel dieſer 
Geſtaltung für die Staatsführung iſt die öffentliche Verwaltung. Ihre Notwendig⸗ 
keit und ihre Bedeutung gerade im modernen Maſſenſtaat ergibt ſich ſchon daraus, daß 
fie im weiteſten Maße einer dafür beruſsmäßig vorgebildeten Schicht, dem Beruf 
beamtentum, anvertraut iſt. 

Der Gewaltentrennungsſtaat ſuchte die perſönliche Führung und die Mittel zu ihrer 
Durchführung möglichſt zurückzudrängen. „Herrſchen“ follte in ihm nur die „Norm“. 
Die Verwaltung wurde dann folgerichtig nur zur bloßen Technik der Geſetzes⸗ 
ausführung. Der politiſch geſtaltende Wille, der allein gemeinſchaftsbildend wirken 
kann, wurde in dem von individualiſtiſchen Vorſtellungen beherrſchten liberalen 
Rechtsſtaat als das „böſe Prinzip“ empfunden. And da ſich doch eine politiſche 
Führung als unentbehrlich erwies, ſo mußte ſie ſich in den anonymen Formen des 
pluraliſtiſchen Parteienſtaats in dem Gegeneinander der politiſchen Kräfte betätigen 
Der Führerſtaat hat der öffentlichen Verwaltung über die bloß rechtstechniſchen 
Handlangerdienſte hinaus ihren eigentlichen Sinn als Gemeinſchaftsgeſtaltung wieder⸗ 
gegeben, die ſich unter dem Führer und nach feinen Richtlinien auf allen Lebens. 
gebieten auswirken kann. 

Im Gegenſatz zum liberalen Staat durchflutet heute derſelbe politiſche Ideengehalt 
alle Formen und Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung. 

Die Einzelheiten dieſes Verwaltungsaufbaus und die Formen der Verwaltungs- 
tätigkeit werden in Band II, Gruppe 1, behandelt. 


5. Rechtspflege und Führung 

Das Verhältnis von Rechtspflege und Führung, das in dem Seba s des Richters 
zum Geſetz feinen entſcheidenden Ausdruck findet, iſt im Beitrag 17 dieſes Bandes 
behandelt. 

In diefem Zuſammenhang ſoll nur darauf hingewieſen werden, weshalb ſowohl die 
Rechtspflege wie auch die unten zu behandelnde (S. 62) Pflege der Wiſſenſchaft im 
Führerſtaat weſensgemäß eine beſondere Stellung einnehmen. 

Weder die Rechtspflege noch die Wiſſenſchaft ſind unmittelbar an der politiſchen 
Führung beteiligt. Darin liegt auch nicht ihre Aufgabe. Aber fie bilden einen wid- 
tigen Anterbau für die Feſtigkeit und Dauerhaftigkeit der politiſchen Führung. 

Die Rechtspflege ſpeziell iſt Dienſt an der Gerechtigkeit. Der Satz, Gerechtigleit 
erhöht ein Volk, iſt ein Grundprinzip des Führerſtaats als nationalſozialiſtiſchem 
Rechtsſtaat. 

Rechtspflege iſt — wie die wiſſenſchaftliche Betätigung — Dienſt an einer großen 
Sache und an einer großen Idee. Nur inſoweit, aber auch inſoweit ſteht der Richter 
wie der Wiſſenſchafter im politiſchen Geſchehen. Seine Tätigkeit iſt deshalb inſofern 
entſagungsvoll, als Richter wie Wiſſenſchaſter nicht unmittelbar politiſch geſtalten 
können. Nirgends iſt deshalb die Geſtalt des „Bonzen“ unmöglicher, als gerade in 
der Rechtspflege und in der Wiſſenſchaft. Weder „Richterkönigtum“ noch wifjen- 
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ſchaftliche ſchöpferiſche Geſtaltung haben mit „Bonzentum“ irgend etwas zu tun. And 
wenn einzelne Vertreter der Rechtspflege oder der Wiſſenſchaft ihm verfallen, fo ver- 
fälſchen ſie damit das Weſen ihrer Tätigkeit. 

Denn nur aus dieſem Weſen heraus ergibt ſich die Notwendigkeit der Bindung wie 
der Unabhängigkeit, die Richtern wie Wiſſenſchaftern gleicherweiſe zukommt. Beide 
find ihrem Weſen nach im beſonderen Maße an den Geiſt und die Gültigkeit der die 
Volksgemeinſchaft tragenden Ideen gebunden. Es gibt weder eine politiſch wurzel ; 
loſe Rechtspflege noch eine politiſch wurzelloſe Wiſſenſchaft. 

In dieſem tieferen Sinne iſt der Richter an die Geſetze gebunden. Er hat ſie nicht 
nur formell anzuwenden, fondern er hat fie auszulegen aus dem Ideengehalt des 
Volks. und Staatslebens heraus. 

Soweit er das aber als verantwortungsbewußte Perſönlichkeit tut, iſt er unabhängig, 
d. h. den Anweiſungen der in der unmittelbaren politiſchen Geſtaltung ſtehenden 
Führerſchaft nicht unterworfen. Die Führung iſt in unmittelbarer pol itiſcher Ge⸗ 
ſtaltung imſtande und berufen, den Geſetzen Form und Inhalt zu geben, die der Richter 
anzuwenden hat. Aber ſoweit der Richter dann auf dieſem Voden dem einzelnen 
Volksgenoſſen im konkreten Einzelfall ſein Recht gibt, iſt er bei dieſer Rechtsfindung 
unabhängig von der politiſchen Führung, deren Willen der Richter dem einzelnen 
Volksgenoſſen gegenüber verwirklicht. Weil das Volk einer ſolchen Richter. 
perſönlichkeit Vertrauen entgegenbringt, bildet ein ſolcher Richter eine feſte Stütze der 
politifhen Führung. 

Die Anmöglichkeit einer beziehungsloſen, in der Luft hängenden Gemeinſchaftsidee 
und die Notwendigkeit, den Zuſammenhang von Gemeinſchaft und Perſönlichkeit 
gerade im Führerſtaat zu erkennen, tritt bei der Nichterperſönlichkeit wie bei der 
wiſſenſchaftlichen Perſönlichkeit beſonders ſtark hervor. Ein echtes Richterkönigtum 
wie echte Wiſſenſchaft kann deshalb im völkiſchen Führerſtaat nur von völkiſchen 
Perſönlichkeiten getragen werden, die die Pflichten, die ihnen die richtig verſtandene 
Anabhängigkeit des Richters und die Freiheit der Wiſſenſchaft auferlegen, in be⸗ 
ſonders ſtarkem Maße als Perſönlichkeiten empfinden und danach handeln. 

In dieſem Sinne bilden im Gegenſatz zum abſoluten Staat ſowohl die Anabhängigkeit 
des Richters wie die Freiheit der Wiſſenſchaft den notwendigen Anterbau des 
völkiſchen Führerſtaats. Denn das Volk iſt — wie ſchon oben (S. 27) gezeigt wurde 
— in ihm nicht das bloße Objekt einer Herrſchaft, ſondern es iſt als Gefolgſchaft mit- 
geſtaltende politiſche Größe. Die Anerkennung dieſer Tatſache tritt in dem beſonderen 
Weſen der Rechtspflege und der Wiſſenfchaft und ihrer Träger im deutſchen Führer⸗ 
ſtaat beſonders heraus. 


VII. Religion und Aultur im deutfchen Führerſtaat 


I. Geſchichtliche und politiſche Grundlagen des Derhältnifjes von Staat und Arche 
Das weltanſchauliche Verhältnis des Nationalfozialismus zu Religion und Kultur 
hat Alfred Rofenberg in dem erſten Beitrag dieſes Bandes entwickelt. Wenn im 
Rahmen einer Schilderung, die den ſtaats rechtlichen Aufbau des deutſchen Führer- 
ſtaats zum Gegenſtand hat, klargelegt werden ſoll, wie der nationalſozialiſtiſche Staat 
fein Verhältnis zur Religion und Kirche regelt, fo kann das nur mit Erfolg ge- 
ſchehen, wenn man gerade auf dieſem Gebiet die geſchichtliche und politiſche Ent⸗ 
wicklung ins Auge faßt. 

Zum Anterſchied von der politiſchen Gliederung in der Antike kann der moderne Staat 
nicht mehr auf einer vollkommenen Einheit politiſcher und religiöfer Haltung im Volke 
aufbauen. Im antiken Staatsweſen zog die politiſche Verbannung gleichzeitig im 
übertragenen Sinne den Ausſchluß aus der Kirche nach ſich. Wer in die Fremde 
gehen mußte, verlor nicht nur Volk und Heimat, ſondern er verlor auch ſeine 
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Nach dem Sieg des Chriſtentums in der abendländiſchen Welt geht der das ganze 
Mittelalter durchziehende Kampf zwiſchen Papſttum und Kaifertum um die Erhaltung 
der unbedingten Einheit auf politiſchem und religiöfem Gebiet. Das Papfttum hatte 
ſich von ſeinen Anfängen an zu einem ausgeſprochenen überſtaatlichen politiſchen 
Machtzentrum entwickelt und verſuchte, im Kampfe mit dem weltlichen und deshalb 
echten politiſchen Machtzentrum des Kaiſertums dieſe Stellung zu halten. 


Ein ſolcher Kampf konnte in der damaligen Zeit durch das Papfttum nur deshalb mit 
weitgehendem Erfolg geführt werden, weil tatſächlich die damaligen politiſchen Ziel; 
richtungen noch durchgängig durch das Chriſtentum beſtimmt waren. Die chriſtliche 
abendländiſche Welt war nicht nur eine religiöſe Organiſation, ſondern ein politiſcher 
Begriff. Dieſe abendländiſche Welt ſuchte durch „Kreuzzüge“ nicht nur ihr religiöſes, 
ſondern auch ihr politiſches Geltungsgebiet zu erweitern. Auf der Baſis der chriſt⸗ 
lichen Kultur entwickelten ſich auch die völkerrechtlichen Beziehungen in der abend- 
ländiſchen Welt. 

Dieſe Situation erlitt eine grundlegende Veränderung durch die Entſtehung der euro- 
päiſchen Staatenwelt. Gerade die weſtlichen Staaten Frankreich und England waren 
es, die entweder durch das abſolute Königtum, wie in Frankreich, oder in der Form 
eines parlamentariſchen Staates wie in England, die unbedingte politiſche und 
nationale Einheit ſicherſtellten. Damit wurde das politiſche Zentrum von der bisher 
allein maßgebenden chriſtlich kirchlichen Baſis auf die neuentſtehenden nationalen 
politiſchen Grundwerte verſchoben. And zu gleicher Zeit behaupteten dieſe neuent- 
ſtandenen politiſchen Machtzentren ihre unbedingte politiſche Anabhängigkeit vom 
Papittum, gleichgültig, ob fie — wie Frankreich — der katholiſchen Kirche treu blieben 
oder, wie England, die Reformation einführten und als politiſches Machtmittel gegen 
die katholiſche Kirche benutzten. Die ſpaniſche Macht, die im Dienſte der katholiſchen 
Kirche und eines ausgeſprochen politiſchen Katholizismus dieſe Entwicklung auf⸗ 
zuhalten ſuchte, zerbrach im Kampf mit der aufſteigenden engliſchen Weltmacht. 

In England kam die Forderung einer freien, perſönlichen, religiöfen Haltung des 
einzelnen zum Durchbruch. In dem angelſächſiſchen Kulturkreis entſtand durch die 
geiſtige Haltung der Puritaner und ihres Widerftandes gegen die Staatskirche die 
Forderung religiöfer „Grundrechte“, die dann zuerſt in den amerikaniſchen „Pflanzer 
ſtaaten“ verfaſſungsrechtlichen Niederſchlag gefunden haben. 

Die geiſtige Strömung des Naturrechts mit ſeiner Hochſchätzung der individuellen 
Vernunft begünſtigte die Forderung unbedingter religiöſer Toleranz, die ſich im auf- 
geklärten Polizeiftaat immer mehr durchſetzte. Damit trat dem öffentlichen Leben 
gegenüber eine weitgehende „Privatiſierung“ der religiöſen Sphäre ein. Glaube oder 
Nichtglaube wurde jedes einzelnen eigenſte Angelegenheit. 


Daneben blieb aber vor allem die katholiſche Kirche als machtvolle Überſtaatliche 
Organiſation beſtehen, ohne ihre politiſchen Machtanſprüche aufzugeben. Auf der 
anderen Seite ſtanden die proteſtantiſchen Kirchen in Deutſchland, die geſchichtlich im 
engſten Anſchluß an die ihnen wohlgeſinnten Territorialgewalten als „Landeskirchen“ 
entſtanden, feitdem in engſter organiſatoriſcher und politiſcher Verbindung zum Staat. 
Im Gegenſatz zu den katholiſchen Mächten Frankreich, Italien und Spanien und zu 
dem überwiegend proteſtantiſchen England und den nordiſchen Staaten hatte die 
deutſche politiſche Entwicklung von vornherein mit dem Vorhandenſein der beiden 
großen chriſtlichen Konfeſſionen zu rechnen. Von ihnen war die katholiſche Kirche 
zwar zahlenmäßig ſchwächer, glich aber auf politiſchem Gebiet dieſe Schwäche durch 
ihre ſtarke einheitlich hierarchiſch geformte kirchliche Organiſation aus. Im deutſchen 
Proteſtantismus dagegen, der durch die religiöſe Form des Luthertums beherrſcht 
wurde, entſtanden überhaupt keine eigenen kirchlichen Formen, die dem Staat gegen- 
über als eigene politiſche Machtzentren in Frage kamen. Die evangeliſchen Landes- 
kirchen war in ihrem Aufbau ein politiſcher Abklatſch der deutſchen Territorial— 
gewalten und mit ihnen auf das engſte verbunden. 
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Während in England ſich die echten religiöſen und kirchlichen Bindungen auch im 
parlamentariſchen Staate weitgehend erhielten, hatte die herrſchende Schicht des 
immer mehr entarteten liberalen deutſchen Staates, wie er ſich nach dem Rücktritt 
Bismarcks herausbildete, weder ein echtes Verhältnis zum Volke noch zur Religion. 
Konnte ſich England durch ſeine Inſellage von den Einflüſſen der Franzöſiſchen 
Revolution auch gerade auf dieſem Gebiete weitgehend fernhalten, fo waren die deut ⸗ 
ſchen Territorialſtaaten bei dem Mangel eines einheitlichen nationalen Kulturgefühls 
den avölkiſchen und areligiöſen Einflüſſen ſtark ausgeſetzt. Daraus erklärt es ſich, 
daß in dieſer Zeit der politiſche Katholizismus triumphierte und ſelbſt einen e 
zwang, mit ihm zu paktieren. 

Erſt die aus dem großen, auch geiſtigpolitiſchen Ambruch des Weltkriegs entſtandene 
deutſche Bewegung konnte die Erkenntnis für die Bedeutung der religiöſen Werte 
als ſolche wiederbeleben, wenn auch nicht in konſeſſioneller und dogmatiſcher Bindung. 
Die Weltanſchauung des Nationalſozialismus führte natürlicherweiſe zu einer 
glaubensmäßigen Haltung auf dem Gebiete der neuen politiſchen Grundwerte, die 
durch die Bewegung herausgeftellt wurden. Die völkiſchen politiſchen Werte „Blut 
und Boden“ mußten für den Nationalſozialismus politiſch beſtimmend ſein. Damit 
ſtand aber durchaus im Einklang eine poſitive Haltung zu den Grundwerten des 
Chriſtentums, die in Punkt 24 des nationalſozialiſtiſchen Programms folgenden Aus- 
druck gefunden hat: „Die Partei als ſolche vertritt den Standpunkt eines poſitiven 
Chriſtentums, ohne ſich konfeſſionell an ein beſtimmtes Bekenntnis zu binden.“ Denn 
im Gegenſatz zum Faſchismus, deſſen katholiſche Orientierung auch auf politiſchem 
Gebiete das politiſch Gegebene war und ſich immer deutlicher abzeichnet, hatte die 
nationalſozialiſtiſche Bewegung und der von ihr getragene deutſche Führerſtaat von 
Anfang an mit den beiden großen chriſtlichen Konfeſſionen, ihrer ganz verſchiedenen 
Tradition und ihrem ganz verſchiedenen Auſbau als politiſche Wirklichkeit zu rechnen. 


Der Schaffung einer unbedingten politiſchen Einheit auf völkiſcher Grundlage durch 
den Nationalſozialismus entſprachen auf religiöſem und kirchlichem Gebiet nicht 
gleiche Möglichkeiten. Trotzdem mußte der Nationalſozialismus eine politiſche 
Löſung des Nebeneinanderlebens von Staat und Kirchen im deutſchen Führerſtaat 
ins Auge faſſen. Das erweiſt ſich ſchon deshalb als nötig, weil die große Mehrheit 
der Volksgenoſſen einer der beiden chriſtlichen Konfeſſionen zugehört. Dieſer poli- 
tiſchen Tatſache gegenüber fällt das Auftreten neuer religiöſer Bewegungen nach der 
heutigen Lage zunächſt nicht entſcheidend ins Gewicht. 


2. Die politiſche und ftaatsrechtliche Geftaltung des Derhältniffes von Staat und 
kirchen im deutſchen Führerftaat 


Wenn man das Verhältnis von Staat und Kirchen im deutſchen Führerſtaate 
würdigen will, ſo muß man zunächſt ſich die grundlegenden politiſchen Amwälzungen, 
die der Nationalſozialismus im deutſchen Volks. und Staatsleben gebracht hat, 
vor Augen führen. Er hat aus ſeiner völkiſchen Grundpoſition heraus den deutſchen 
Volks. und Einheitsſtaat geſchafſen. Das entſcheidende politiſche Mittel dieſes 
deutſchen Volksſtaates iſt aber die Nationalſozialiſtiſche Partei. Wenn man alſo 
im deutſchen Führerſtaat das Verhältnis von Staat und Kirchen betrachten will, 
fo muß man dabei bedenken, daß dieſer Staat, der als politiſche Größe in Verbin- 
dung mit den Kirchen ſteht, ſeinerſeits wieder durch die Partei ſeinen politiſchen 
Impuls erhält. 


Daraus erklärt es ſich, daß in den Kriſenjahren des Weimarer Staates der politiſche 
Katholizismus, der in der erſtarkenden nationalſozialiſtiſchen Bewegung feinen politi- 
ſchen Todfeind ſah, auch die katholiſche Kirche als ſolche in den Gegenſatz zum National - 
ſozialismus hereinzog. Erſt nach der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus 
unterzogen die Biſchöfe diefe Haltung einer Nachprüſung, wie ſie vor allem in dem 
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gemeinſamen Hirtenbrief der Erzbiſchöfe und Biſchöfe Deutſchlands „Anſere Ein ⸗ 
ſtellung zum neuen Reich“ zum Ausdruck kam. 


Der Führer erklärte in feiner Rede vor dem Reichstag am 23. März 1933, daß die 
nationale Regierung in den beiden chriſtlichen Konfeſſionen die wichtigſten Faktoren 
unſeres Volkstums ſähe. „Sie wird allen anderen Konfeſſionen in objektiver Ge- 
rechtigkeit gegenübertreten. Sie kann aber nicht dulden, daß die Zugehörigkeit zu 
einer beſtimmten Konfeſſion oder einer beſtimmten Raffe eine Entbindung von 
allgemeinen geſetzlichen Verpflichtungen fein könnte oder gar ein Freibrief für ftraf- 
loſe Vergehen oder Tolerierung von Verbrechen. Die Sorge der Regierung gilt dem 
aufrichtigen Zuſammenleben zwiſchen Kirche und Staat; der Kampf gegen eine 
materialiſtiſche Weltanſchauung für eine wirkliche Volksgemeinſchaft dient ebenſo den 
Intereſſen der deutſchen Nation wie dem Wohl unſeres chriſtlichen Glaubens.“ 


Auf der anderen Seite wurden auch die evangeliſchen Kirchen von dem politiſchen 
Ambruch durch den Nationalſozialismus auf das tieffte ergriffen. Für ihre orga- 
niſatoriſche Entwicklung war charakteriſtiſch, daß fie ſich auch nach dem November. 
umſturz des Jahres 1918 von der bisherigen ſtaatlichen Organiſation nicht loslöſen 
konnten. So übernahmen z. B. die evangeliſchen Landeskirchen das parlamentariſche 
Syſtem, ohne daß demſelben in der Kirche dieſelbe Bedeutung zugeſprochen werden 
konnte wie im Staat. Eines eigenen organiſatoriſchen und in dieſem Sinne poli- 
tiſchen Lebens waren die evangeliſchen Landeskirchen auch im Weimarer Zwiſchen⸗ 
reiche nicht fähig. Inſolgedeſſen zeigten ihre Vertretungen das gleiche troſtloſe 
Bild politiſcher Serfplitterung, wie es in den politiſchen Parlamenten der Länder 
in Erſcheinung trat. Die Tatſache, daß verſchiedene politiſche Parteien gerade auch 
in den evangeliſchen Kirchen Stützpunkte ſuchten und erhielten, hat nicht zur Stärkung 
der Stellung der evangeliſchen Landeskirchen gegenüber dem Staate beigetragen. 


Der Nationalſozialismus fand dieſe Situation vor. Er ſtand vor der Tatſache, 
daß der liberale Staat zwar die Trennung von Staat und Kirche proklamiert hatte, 
aber dieſe Trennung ſich nur auf eine organiſatoriſche Ausgliederung der evange- 
liſchen Kirchen aus dem Staatsapparat erſtreckte. Denn eine innere Trennung von 
Staat und Kirchen erwies ſich auch im liberalen Staate als unmöglich, ſolange die 
weit überwiegende Mehrzahl des Volkes ſich zu den beiden großen chriſtlichen Kirchen 
und ihren Organiſationen zugehörig bekannte. 


Damit erhebt ſich die Frage, ob und inwieweit die von der Weimarer Verfaſſung ge⸗ 
troffene Regelung des Verhältniſſes von Staat und Kirchen noch in Geltung iſt. Die 
Weimarer Verfaſſung hat eine grundſätzliche Regelung in doppelter Hinſicht getroffen: 


Zunächſt ſchützen die Art. 135 ff. die individuelle Glaubensfreiheit für den einzelnen. 
Das iſt gleichbedeutend mit Bekenntnisfreiheit, d. h. der Freiheit, einen beliebigen 
religiöſen Glauben zu haben, oder auch keinen zu haben. Alle ſtaatlichen Anord- 
nungen, welche den „Bewohnern des Reichs“ vorſchreiben, etwas zu glauben oder 
nicht zu glauben, ſind damit verboten und verfaſſungswidrig. Art. 136 der Weimarer 
Verfaſſung zieht dann daraus nur die notwendige Folgerung für die Vetätigung des 
einzelnen Staatsbürgers in der öffentlichen Sphäre, wenn er ausſpricht, daß „die 
bürgerlichen und ſtaatsbürgerlichen Rechte und Pflichten durch die Ausübung der 
Religionsfreiheit weder bedingt noch beſchränkt werden“. 


Daß der Grundſatz der individuellen Glaubensfreiheit auch im nationalſozialiſtiſchen 
Staat Geltung hat, beweiſt die Verfügung, die der Stellvertreter des Führers, Rudolf 
Heß, am 14. Oktober 1933 erlaſſen hat und in der es heißt: „Kein Nationalſozialiſt 
darf irgendwie benachteiligt werden, weil er ſich nicht zu einer beſtimmten Glaubens- 
richtung oder Konſeſſion, oder weil er ſich zu überhaupt keiner Konfeſſion bekennt. 
Der Glaube iſt eines jeden eigenſte Angelegenheit, die er nur vor ſeinem Gewiſſen zu 
verantworten hat. Gewiſſenszwang darf nicht ausgeübt werden.“ Wir ſehen alſo, 
daß das religiöſe Grundrecht der perſönlichen Bekenntnisfreiheit, das eine wichtige 
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Grundlage des engliſchen Führerſtaats von Anfang an bildete, auch dem deutſchen 
Führerſtaat zugrunde liegt. Inquiſitoriſcher Gewiſſenszwang und Ketzerriecherei 
widerſprechen deutſchem Weſen. 


Auf der anderen Seite hat der nationalſozialiſtiſche Staat weder die Möglichkeit noch 
die Abſicht, an der Tatſache vorbeizugehen, daß die beiden chriftlichen Konfeſſionen 
in Deutſchland noch heute entſcheidende geſchichtliche Mächte ſind, weil ihnen die weit 
überwiegende Mehrzahl der Volksgenoſſen zugehört. Inſoweit bekennt ſich der 
Nationalſozialismus programmäßig zum poſitiven Chriſtentum. Aber da er ſich der 
geſchichtlichen Situation gegenüberſieht, daß in Deutſchland die beiden chriſtlichen 
Konfeſſionen über eine ſtarke Anhängerſchaft verfügen, ſo kann der nationalſozialiſtiſche 
Staat ſich nicht konfeſſionell binden und deshalb nicht, wie der faſchiſtiſche Staat 
gegenüber dem Katholizismus, eine Konfeſſion als beherrſchend herausſtellen und 
ſich mit ihr allein verbunden fühlen. 


Staatsrechtlich hatte die Anerkennung der chriſtlichen Kirchen als geſchichtliche Mächte 
im deutſchen Volks- und Staatsleben ſchon in der Weimarer Verfaſſung dadurch 
Ausdruck gefunden, daß die Rechtsgeſtaltung der Kirchen als Körperſchaften des 
öffentlichen Nechts aus dem früheren Recht durch Art. 137 der Weimarer Verfaſſung 
übernommen wurde. Auch der nationalſozialiſtiſche Staat hat dieſe Regelung über- 
nommen. Art. 2 des Reichsgeſetzes über die Verfaſſung der deutſchen evangeliſchen 
Kirche dehnt ausdrücklich die Eigenſchaft einer Körperſchaſt des öffentlichen Rechts 
auf dieſe Neubildung aus. Daß die Kirchen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
find, beweift aber, daß fie einem Bedürfnis des Volks- und Staatslebens entſprechen 
und inſoweit politiſchen Charakter tragen. Sie find notwendig mit dem Volks und 
Staatsleben verbunden. 


Für den Staat, inſonderheit für den völkiſchen Staat, der im Volk den politiſchen 
Grundwert ſieht, iſt die Erkenntnis wichtig, daß Volkstum und Konfeſſion keinen 
Gegenſatz bedeuten. Der völkiſche Staat iſt die politiſche Lebensform des Volkes. 
Das Weſen des Politiſchen ergibt ſich daraus, daß das Volk der organiſche Träger 
der Gemeinſchaſtsbildung und damit auch der Träger der politiſchen Gemeinſchaft 
iſt. Der Sinn des Politiſchen liegt alſo in der Bezogenheit auf die völkiſche Gemein- 
ſchaft als höchſter irdiſcher Einheit. Grundſätzlich find alſo nur die irdiſchen Geftal- 
tungsmöglichkeiten in dieſer Welt „politiſcher“ Natur. 


Die religiöſe Glaubensfphäre, die es mit den überirdiſchen Werten zu tun hat, muß 
deshalb von der politiſchen Sphäre geſchieden werden. Der individuelle religiöfe 
Glaube und damit das Verhältnis des einzelnen Menſchen zu Gott liegt nicht auf poli- 
tiſchem Gebiet. And deshalb kann die individuelle Bekenntnis. und Glaubensfreiheit 
grundſätzlich, wie geſchehen, auch im nationalſozialiſtiſchen Staate anerkannt werden. 
Denn ſie unterſcheidet ſich von der politiſchen Ethik, die nach dem Weſen des Poli- 
tiſchen immer nur Gemeinſchaftsethik ſein kann. 


Dabei liegt aber trotz dieſer weſensgemäßen Verſchiedenheit von Staat und Kirche 
und der politiſchen und religiöſen Betätigung die organiſche Verbindung von Staat 
und Kirchen natürlicherweiſe im Volkstum. Gerade als geſchichtliche Mächte ſind 
auch die Kirchen notwendig mit dem Volkstum verknüpft und müſſen dieſer elemen- 
taren Tatſache Rechnung tragen. And deshalb können auch die Kirchen niemals 
von echten politiſchen Bewegungen, die immer Volksbewegungen find, ganz unbe- 
rührt bleiben. Echte politiſche Bewegungen ſteigen immer aus dem Volke auf und 
erkämpfen ſich ihr Recht auch gegen die Staatsgewalt, wenn deren Träger den 
politiſchen Sinn der Stunde nicht erkennen. Weil es aber dieſelben Menſchen ſind, 
die als der aktiv politiſche Teil um den Durchbruch neuer politiſcher Ideen kämpfen, 
die als ſolche auch Glieder einer Kirche ſind, ſo kann keine Kirche an dieſen Menſchen 
und an der von ihnen getragenen politiſchen Bewegung vorbeigehen, wenn fie ſich 
nicht in Gegenſatz zum Volke ſelbſt ſetzen will. 


— . 
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Sind alſo die großen politiſchen Bewegungen einer Zeit für die Kirchen als ge. 
ſchichtliche Mächte nicht gleichgültig, ſo kann auch umgekehrt der Staat den Kirchen 
nicht gleichgültig gegenüberſtehen. Solange dieſelben Menſchen innerhalb eines 
Volkstums gleicherweiſe Träger politiſcher und religiöſer Werte ſind, gibt es keine 
Trennung von Kirche und Staat. Der Gedanke einer ſolchen Trennung konnte nur 
aus einer ſkeptiſchen oder materialiſtiſchen Geiſteshaltung entſtehen, die für die 
irrationalen Werte des Gefühls und des Glaubens kein Verſtändnis hatte. Es iſt 
letzten Endes der wurzelloſe Intellektualismus, der das liberale Schlagwort der 
Trennung von Kirche und Staat geprägt hat. 


Freilich, die organiſatoriſche Trennung beider iſt eine geſchichtliche Tatſache, die ſich 
aus der modernen Staatsentwicklung ergibt und mit der auch weiter gerechnet 
werden muß. Daraus folgt, daß die Organiſierung des politiſchen Lebens allein Sache 
des Staates als politiſcher Lebensſorm, die Organiſierung des religiöſen Lebens 
innerhalb der einzelnen Bekenntniſſe allein Sache der Kirchen iſt. Dieſe theoretiſch 
an ſich einfache Abgrenzung führt aber im Volks und Staatsleben ganz verftändlicher- 
weiſe doch immer wieder zu Reibungen und Auseinanderſetzungen, die das ganze Ver 
hältnis von Staat und Kirche in der modernen Zeit durchzogen haben. 


In Deutſchland wird eine klare Trennung noch dadurch erſchwert, daß die kirchen ⸗ 
rechtliche Geſtaltung in der katholiſchen Kirche eine andere iſt wie in den evangeli- 
ſchen Kirchen und daß auch innerhalb der evangeliſchen Kirchen wieder ver- 
ſchiedene Auffaſſungen beſtehen. Der feſtſtehende Grundſatz, daß die Glaubensſätze 
der einzelnen Konfeſſionen von den Eingriffen politiſcher Mächte unberührt bleiben, 
wird alſo in der Praxis dadurch kompliziert, daß die politiſche Bedeutung des 
Kirchenrechts und damit auch der Kirchenbegriff in den verſchiedenen Konfeſſionen 
kein eindeutiger iſt. Der katholiſche und der evangeliſche Kirchenbegriff find weſens. 
gemäß verſchieden. 


In der katholiſchen Kirche gehört die kirchenrechtliche Geſtaltung zum Weſen dieſer 
Kirche. Das katholiſche Kirchenrecht geſtaltet die Formen einer hierarchiſchen Ord- 
nung, die eine ſeſte Stütze der katholiſchen Glaubenslehre bildet. Die katholiſche 
Kirche hat ſich ſeit ihrer Gründung als hiſtoriſche und politiſche Macht empfunden. 
Sie iſt nach ihrer Auffaſſung „Weltkirche, nicht wie die Staaten an territoriale 
Schranken und Grenzen gebunden und übernational“ (Eichmann, Lehrbuch des 
Kirchenrechts). Dieſe übernationale Stellung der katholiſchen Kirche macht ihr ein 
poſitives Verhältnis zu Volk und Nation nicht unmöglich, ſowenig die völkiſche 
Auffaſſung die völkerrechtlichen Verbindungen ausſchließt (vgl. darüber Vand J. 
Gruppe 2, Beitrag 23). Daß dem katholiſchen Volksgenoſſen das Bekenntnis zu 
Volk und Nation ein durchaus ſelbſtverſtändliches iſt, hat die Saarabſtimmung des 
13. Januar 1935 eindeutig erwieſen. 


Auf der anderen Seite iſt aber nicht zu verkennen, daß die Führung der katholiſchen 
Kirche aus ihrer übernationalen Stellung heraus und der daraus erſließenden Not ⸗ 
wendigkeit, die verſchiedenſten nationalen Belange zu berückſichtigen, eine eindeutige 
Stellungnahme zu den Belangen eines Volkstums zunächſt vermiſſen läßt. Die 
Stellung der katholiſchen Kirche als Aniverſalkirche gibt auch ihrer Organiſation dem 
Staate gegenüber eine ſtarke Stellung, vor allem in Staaten, deren nationale Geſtal⸗ 
tung nicht auch die entſprechende Stärke beſaß. Daraus erklärt ſich, daß gerade im 
Weimarer Staate die Bedeutung des politiſchen Katholizismus eine ungeheuer ſtarke 
geweſen iſt, und daß umgekehrt die nationale Bewegung zwiſchen religiöſem und poli. 
tiſchem Katholizismus unterſcheiden und den letzteren ausſchalten mußte. Der Natio. 
nalſozialismus achtet und ehrt die religiöſen Werte, die die Kirchen als geſchichtliche 
Mächte dem Volke, in dem ſie wirken, übermitteln. Aber er muß aus ſeiner völkiſchen 
Poſition heraus darauf beſtehen, daß die politiſche Erziehung des Volkes nur 
aus dem Gedankengut der Bewegung und damit auf überkonfeſſioneller Baſis 


erſolgen kann. 
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Diefe Abgrenzung der Tätigkeitsgebiete der katholiſchen Kirche von den Aufgaben 
der Bewegung und des Staates erfolgte auch im deutſchen Führerſtaat auf friedlich⸗ 
ſchiedlichem Wege durch Vertrag. Das Reichskonkordat vom 20. Juli 1933 ſtellt 
ſich nach ſeinem Vorſpruch die Aufgabe, „das Verhältnis zwiſchen der katholiſchen 
Kirche und dem Staat für den Geſamtbereich des deutſchen Reiches in einer beide 
Teile befriedigenden Weile dauernd zu regeln“. Das Reichskonkordat enthält eine 
Reihe wichtiger „politiſcher“ Klauſeln. So hat der Staat in den Formen des 
Art. 14 des Konkordats das Recht, „Bedenken allgemein politiſcher Natur“ gegen 
die Ernennung hoher geiſtlicher Amtsträger, vor allem der Erzbiſchöfe und Biſchöſe, 
durch den Papſt zu erheben. Nach Art. 16 leiſten die Biſchöſe, bevor fie von ihrer 
Diözeſe Beſitz ergreifen, einen Treueid dem Staate gegenüber. Art. 31 des Kon⸗ 
kordats ſchützt die katholiſchen Organifationen und Verbände, die aus ſchließlich 
religiöfen, rein kulturellen und karitativen Zwecken dienen, in ihren Einrichtungen 
und in ihrer Tätigkeit. Damit iſt zum Ausdruck gebracht, daß die ſtaatspolitiſche 
Erziehung völlig in die Hand der Partei und des Staates gelegt iſt. Auf dieſer 
Grundlage vollzieht ſich im deutſchen Führerſtaate die Abgrenzung der Tätigkeits- 
gebiete von Staat und katholiſcher Kirche. 

Die Entwicklung des evangeliſchen Kirchenrechts charakteriſierte ſich von Anfang an 
durch das Fehlen eines eigenen politiſchen Zentrums und dem engſten Anſchluß der 
infolge der Reformation neuentftandenen Kirchen an diejenigen Territorialgewalten, 
deren Träger ſich zu der neuen Glaubenslehre bekannten. Die damalige politiſche 
Situation erklärt alſo, daß die evangeliſchen Kirchen ſämtlich zu Landeskirchen 
wurden, die in engſter organiſatoriſcher Verbindung zum Staate ſtanden. Dieſe 
organiſatoriſche Verbindung wurde noch dadurch verſtärkt, daß die evangeliſchen 
Landeskirchen von den Einzelſtaaten finanziell unterſtützt wurden. 


Auch durch den Novemberumſturz und die Regelung der Weimarer Verfaſſung hat 
ſich an dieſem Zuſtand trotz der Proklamierung des Grundſatzes der Trennung von 
Staat und Kirche im Art. 137 der Weimarer Verfaſſung nicht viel geändert. So 
iſt es bezeichnend, daß mit der Errichtung des Weimarer Parteienſtaates auch die 
evangeliſchen Kirchen organiſatoriſch das parlamentariſche Syſtem weitgehend über- 
nahmen und infolgedeflen das Parteiweſen innerhalb der kirchlichen Organiſation 
der evangeliſchen Kirche eine große Rolle ſpielte. Trotzdem, oder man kann richtiger 
ſagen, gerade deswegen vermochten ſich evangeliſch⸗politiſche Parteien trotz aller 
Verſuche im ſtaatspolitiſchen Leben nicht durchzuſetzen. Während der politiſche Ka. 
tholizismus einen ſtarken Halt an der autoritären und hierarchiſch aufgebauten Ord- 
nung der katholiſchen Kirche hatte, konnten die evangeliſchen Kirchen in ihrer Zer⸗ 
ſplitterung und dem Mangel einer eigenen politiſchen Haltung dieſen Beſtrebungen 
keine Stütze gewähren. 


Aus dieſer Situation heraus erklärt es ſich, daß die durch den Nationalſozialismus 
ausgelöſte deutſche Einheitsbewegung auch die evangeliſchen Kirchen nicht unberührt 
laſſen konnte. Nachdem die evangeliſchen Kirchen in ihrer ganzen geſchichtlichen Ent- 
wicklung als Landeskirchen ſtets in einer ſtärkeren oder ſchwächeren organiſatoriſchen 
Verbindung zu den Ländern geſtanden hatten und damit organiſatoriſch in ihrem 
Beſtande weitgehend von der Exiſtenz der Länder abhingen, mußten ſie auch dem 
Aufbau des nationalſozialiſtiſchen Volks. und Einheitsſtaats in dieſer Beziehung 
Rechnung tragen. Dieſen Geſichtspunkt hat der Führer in einer Rundfunkanſprache 
vom 22. Juli 1933 klar herausgehoben, wenn er betonte, daß der Nationalſozialis. 
mus den Wunſch habe, ebenſo wie mit der katholiſchen Kirche, ſo auch mit der 
evangeliſchen Kirche eine klare Regelung treifen zu können. „Dies ſetzt allerdings 
voraus, daß an Stelle der Vielzahl der evangeliſchen Kirchen, wenn irgendmöglich, 
eine einige RNeichskirche tritt. Der Staat hat kein Intereſſe daran, mit 25 oder 
30 Kirchen zu verhandeln, um ſo mehr, als er überzeugt iſt, daß gegenüber den 
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gigantiſchen Aufgaben der jetzigen Zeit auch hier nur eine Zuſammenfaſſung aller 
Kräfte als wirkungsvoll angeſehen werden kann.“ 


Tatſächlich konnten ſich auch die evangeliſchen Landeskirchen der Wucht der Einheits⸗ 
bewegung, die das evangeliſche Kirchenvolk erfaßt hatte, nicht entziehen. Durch „die 
Verfaſſung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche“ vom 11. Juli 1933 wurde die organi⸗ 
ſatoriſche Einigung der evangeliſchen Landeskirchen Deutſchlands vollzogen und durch 
das Reichsgeſetz über die Verfaſſung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 
14. Juli 1933 anerkannt. 


Der Vorſpruch der Verfaſſung gibt der Parallelität der völkiſch ⸗politiſchen und der 
evangeliſch⸗kirchlichen Einigung Ausdruck, wenn dort geſagt wird: „In der Stunde, 
da Gott unſer deutſches Volk eine große geſchichtliche Wende erleben läßt, verbinden 
ſich die Deutſchen Evangeliſchen Kirchen in Fortführung und Vollendung der durch 
den Deutſchen Evangeliſchen Kirchenbund eingeleiteten Einigung zu einer einigen 
Deutſchen Evangeliſchen Kirche.“ Art. 2 des Reihhsgefehes vom 14. Juli 1933 be⸗ 
ſtimmte dazu, daß die Rechte und Pflichten des Deutſchen Evangeliſchen Kirchen⸗ 
bundes, der nur eine loſe Einigung der evangeliſchen Landeskirchen dargeſtellt hatte, 
auf die Deutſche Evangeliſche Kirche als Körperſchaft des öffentlichen Rechts übergehen. 
Art. 2 der evangeliſchen Kirchenverfaſſung beſtimmt, daß die Deutſche Evangeliſche 
Kirche ſich in Kirchen (Landeskirchen) gliedert. Die Regelung des deutſchen gefamt- 
kirchlichen Rechtslebens ſteht nach Art. 3 der Reichskirche ebenſo zu wie die Ordnung 
des Verhältniſſes von Staat und Kirche und der Stellung der evangeliſchen Kirche zu 
fremden Religionsgeſellſchaften. Im übrigen iſt der organiſatoriſche Ausbau der 
evangeliſchen Reichskirche noch im Fluſſe. 

Die Fragen des Glaubens, der Dogmatik und der Kirchenlehre ſind von der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Führung ſtets als innerkirchliche Angelegenheiten betrachtet worden. 
Es iſt ja auch klar, daß ein moderner Staat wie der nationalſozialiſtiſche Staat ſchon 
aus grundſätzlichen Erwägungen heraus, aber auch im Hinblick auf die befenntnis- 
mäßige Zerſpaltung des deutſchen Volkes die Frage des religiöſen Vekenntniſſes nicht 
zu einer ſtaatspolitiſchen Frage machen darf. Der Staat muß nur ſicherſtellen, daß 
das geiſtige Ringen um religiöſe und Bekenntnisfragen ſich in Formen abſpielt, die 
die neu errungene politiſche Einheit des deutſchen Volkes nicht gefährden. Der 
deutſche Führerſtaat muß mit der Tatſache rechnen, daß der politiſchen Einheit des 
deutſchen Volkes nicht eine Bekenntniseinheit entſpricht. Am fo mehr muß er darüber 
wachen, daß die von der nationalſozialiſtiſchen Bewegung geſchaffene politiſche Ein⸗ 
heit des deutſchen Volkes nicht durch Bekenntniskämpfe innerhalb einer Kirche oder 
zwiſchen den Kirchen oder zwiſchen ihnen und anderen außerhalb der Kirche ſtehenden 
Bekenntnisgemeinſchaften gefährdet wird. Hier die Staatsautorität zu wahren und 
doch der Freiheit des Bekenntniſſes gerecht zu werden, iſt die ſchwierige Aufgabe der 
Führung in dem Verhältnis zu Staat und Kirchen. 

Zur Bearbeitung und Löſung dieſer Fragen iſt durch Erlaß vom 16. Juli 1935 das 
Reichskirchenminiſterium unter Neichsminiſter Kerrl gebildet worden. 


3. Meinungsfreiheit und Aultur 


Der Zuſtand der Führerloſigkeit im Weimarer Zwiſchenreich war auf dem Gebiet des 
kulturellen Lebens beſonders groß. Es fehlte abſolut an der politiſchen Erkenntnis, 
daß jeder echte Staat von einer einheitlichen geiſtigen Haltung eines beſtimmten poli⸗ 
tiſchen Typus durchzogen fein muß.. 

Gerade in dieſer Beziehung war der Typus des Gentleman in England immer ein 
politiſcher Typus. Er iſt deshalb auch in den alten traditionellen Schulen und Hoch— 
ſchulen Englands immer bewußt herangezüchtet worden. And wie ſich dieſer politiſche 
Typus des Gentleman ganz bewußt in die Bindungen des nationalen Lebens hinein— 
ſtellt, ſo dachte der engliſche Führerſtaat auch niemals daran, eine völlig bindungsloſe 
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liberale Meinungsfreiheit zu gewähren. Bücher. und Theaterzenſur find in England 
ſtets ausgeübt worden. Der engliſche Führerſtaat erkannte nie ein „Recht“ auf die 
Zerſetzung des nationalen und kulturellen Lebens an. 


Demgegenüber hat der bindungsloſe und damit entartete deutſche Liberalismus vor 
allem in der Nachkriegszeit „mit deutſcher Gründlichkeit“ alle Schranken der freien 
Meinungsäußerung beſeitigt. Die deutſche liberale Staatsrechtslehre wollte den der 
religiöſen Bekenntnisfreiheit zugrunde liegenden Nechtsgedanken auch auf das Recht 
der freien Meinungsäußerung übertragen und proklamierte damit das abſolute Recht, 
jeder irgendwie gearteten freien Meinungsäußerung im Rahmen der allgemeinen 
Staatsgeſetze.“) Geſetze gegen eine beſtimmte politiſche Meinung, „beiſpielsweiſe ein 
Geſetz, das die Verbreitung kommuniſtiſcher oder faſchiſtiſcher oder atheiſtiſcher oder 
bibelwidriger Lehrmeinungen verbietet“ (Anſchütz), wurden als verfaſſungswidrig 
erachtet. Gerade das von Anſchütz angeführte Beiſpiel zeigt aber deutlich, daß ſich die 
liberale Staatslehre des Weſens und der Grenzen des „Politiſchen“ nicht klar be⸗ 
wußt war. Denn eine Außerung „bibelwidriger Lehrmeinungen“, ſoweit fie ſich nicht 
in Formen bewegt, die die Geſühle Andersgläubiger verletzen, kann von einem Staate, 
in dem religiöſe Toleranz herrſcht, nicht unterbunden werden. Dagegen hat jeder 
Führerſtaat nicht nur das Recht, ſondern auch die Pflicht, politiſche Lehren, die die 
Geſtaltung und den VBeſtand feiner politiſchen Einheit bedrohen, zu unterdrücken. 


Der auf kulturellem Gebiet „ypluraliſtiſche“ liberale Staat ſah alſo der geiſtig 
politiſchen und kulturellen Zerſetzung des deutſchen Volkes ohnmächtig zu. Art. 118 
der Weimarer Verfaſſung erklärte ausdrücklich, daß eine Zenſur nicht ſtattfinde. Die 
Ausnahmen, die derſelbe Artikel unter dem Druck der politiſchen Wirklichkeit für Licht. 
ſpiele und zur Bekämpfung der Schund. und Schmutzliteratur ſowie zum Schutze der 
Jugend auf kulturellem Gebiete machte, waren ſchon deshalb ungenügend, weil ſie ſich 
auf rein negative, vorbeugend polizeiliche Maßnahmen beſchränkten. Eine poſitive 
Kulturförderung konnte der auf einer relativiſtiſchen und ſkeptiziſtiſchen Welt⸗ 
anſchauung beruhende entartete liberale Staat überhaupt nicht treiben. 


Demgegenüber hat der auf dem Boden einer feſten politiſchen Weltanſchauung 
ſtehende nationalſozialiſtiſche Staat von vornherein einen grundſätzlichen Kurswandel 
vollzogen. Das äußere Merkmal dafür war die Errichtung des Reichsminiſteriums 
für Volksaufklärung und Propaganda durch Erlaß des Reichspräſidenten vom 
13. März 1933. Durch Verordnung des Reichskanzlers vom 30. Juni 1933 wurde 
der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda als zuftändig erklärt, „für 
alle Aufgaben der geiſtigen Einwirkung auf die Nation, der Werbung für Staat, 
Kultur und Wirtſchaft, der Anterrichtung der in- und ausländiſchen Offentlichleit 
über ſie und der Verwaltung aller dieſem Zwecke dienenden Einrichtungen“. Damit 
war gerade dieſem Miniſterium die poſitive Förderung der deutſchen Kultur und ihre 
geiftige Ausrichtung am deutſchen Volks- und Staatsleben zur Aufgabe geſtellt. 


Den äußeren organiſatoriſchen Rahmen für die Erfüllung dieſer großen Aufgabe ſchuf 
das Reichskulturkammergeſetz vom 22. September 1933. In der amtlichen Begrün- 
dung dieſes Geſetzes wird hervorgehoben, es ſei „nicht die Abſicht des national 
ſozialiſtiſchen Staates, eine Kultur von oben zu ſchaffen, vielmehr wächſt die Kultur 
aus dem Volke heraus. Aufgabe des Staates iſt es, innerhalb der Kultur ſchädliche 
Kräfte zu bekämpfen und wertvolle zu fördern, und zwar nach dem Maßſtabe des Ver 
antwortungsbewußtſeins für die nationale Gemeinſchaſt. 


Am deutſche Kulturpolitik zu treiben, iſt es notwendig, die Schaffenden auf allen ihren 
Gebieten unter der Führung des Reichs zu einer einheitlichen Willensgeſtaltung zu- 


ſammenzufaſſen. Das Reich hat nicht nur die geiſtige Richtung zu beſtimmen, ſondern 
muß auch die Verufe organiſatoriſch leiten und zuſammenfaſſen“. 


) Vgl. dazu Art. 118 der Weimarer Ser lung und die Kommentierung dieſes Artikels in 
der 4. Bearbeitung des Kommentars von Anſchütz. 


60 Koellreutter 


Danach wurden die auf den einzelnen Kulturgebieten Tätigen je nach ihrem Aufgaben. 
kreis in einer Reichsſchrifttumskammer, einer Reichspreſſekammer, einer Neichs⸗ 
theaterkammer, einer Neichsmuſikkammer und einer Neichskammer für bildende Künſte 
zuſammengefaßt. Dieſe Körperſchaften, die als ſolche Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts find, werden gemeinſam mit der ſchon früher errichteten Neichsfilmkammer zur 
Reichskulturkammer vereinigt. Die Reichskulturkammer „ſtellt den Zuſammenſchluß 
aller Schaffenden in einer geiſtigen Kultureinheit dar“ (fo Reichsminiſter Dr. 
Goebbels in feiner Rede zur Eröffnung der Neichskulturkammer am 15. September 
1933). Die Reichskulturkammer iſt eine Geſamtkörperſchaft des öffentlichen Rechts. 
Sie hat „die Aufgabe, durch Zuſammenwirken der Angehörigen aller von ihr umfaßten 
Tätigkeitszweige unter der Führung des NReihsminifters für Volksaufklärung und 
Propaganda die deutſche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich zu fördern, 
die wirtſchaftlichen und ſozialen Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und 
zwiſchen allen Beſtrebungen der ihr angehörenden Gruppen einen Ausgleich zu be⸗ 
wirken“ ($ 3 der 1. Verordnung zur Durchführung des Reichskulturkammergeſetzes 
vom 1. November 1933). 


Aber dieſe organiſatoriſche Zuſammenfaſſung hinaus mußte aber die liberale Geſetz ⸗ 
gebung auf dem Gebiete der „Meinungsfreiheit“ beſeitigt werden. Es iſt zunächſt 
ſelbſtverſtändlich, daß es eine abſolute bindungsloſe Meinungsfreiheit im Sinne des 
Art. 118 der Weimarer Verfaſſung im deutſchen Führerſtaat nicht gibt und deshalb 
dieſe Beſtimmung ihren bisherigen Sinn verloren hat. 


Ein wichtiger Teil dieſer liberalen Meinungsfreiheit war die Preſſefreiheit. Der 
Begriff der abſoluten Preſſefreiheit war ein ausgeſprochen liberaler und damit auch 
das geltende Preſſerecht liberal. So beſtimmte § 1 des Preſſegeſetzes vom 7. Mai 
1874, daß „die Freiheit der Preſſe nur denjenigen Beſchränkungen unterliegt, welche 
durch das gegenwärtige Geſetz vorgeſchrieben oder zugelaſſen ſind“. In dieſem Sinne 
beſchränkte ſich das Preſſegeſetz auf den Erlaß ſtrafrechtlicher und polizeirechtlicher 
Beſtimmungen, um eine gewiſſe Ordnung der Preſſe zu ſchaffen und Gefährdungen 
der Staatsordnung durch die Preſſe hintanzuhalten. | 


Der grundlegende neue Gedanke, den demgegenüber das Schriftleitergeſetz vom 4. Of- 
tober 1933 bringt, iſt der, daß die Preſſe und die in ihr verantwortlich Tätigen nicht 
mehr im individualiſtiſchen Sinne tätig find, ſondern daß fie Träger öffentlicher Auf- 
gaben ſind. Wie der Rundfunk, deſſen politiſche Bedeutung ſchon im liberalen Staate 
erkannt wurde, ſo iſt auch die Preſſe als eines der wichtigſten Mittel der geiſtigen 
Einwirkung auf die Nation notwendig eine öffentliche Einrichtung, und muß deshalb 
in die politiſche Lebensform des Volkes, den Staat, eingegliedert werden. 


In dieſem Sinne bezeichnet der § 1 des Schriftleitergeſetzes „die im Hauptberuf oder 
auf Grund der Beſtellung zum Hauptſchriftleiter ausgeübte Mitwirkung an der Ge ⸗ 
ſtaltung des geiſtigen Inhalts der im Reichsgebiet herausgegebenen Zeitungen und 
politiſchen Zeitſchriften durch Wort, Nachricht oder Bild als eine in ihren beruflichen 
Pflichten und Rechten vom Staat durch dieſes Geſetz geregelte öfſentliche Auſgabe“. 
Infolgedeſſen knüpft das Geſetz die Zulaſſung zum Schriftleitertum an die Erfüllung 
einer Reihe von Erforderniſſen, die die Eignung des Betreffenden zur Erfüllung 
dieſer wichtigen Aufgabe ſicherſtellen fol. Die Schriftleiter haben nach dem Geſen 
„die Aufgabe, die Gegenſtände, die ſie behandeln, wahrhaft darzuſtellen und nach ihrem 
beiten Wiſſen zu beurteilen“. Darüber hinaus find fie aber gehalten, aus den Zei- 
tungen nach der näheren Vorſchrift des 8 14 alles den nationalen Belangen Schädliche 
fernzuhalten. 


Auch das Theater wurde durch das Theatergeſetz vom 15. Mai 1934 aus einer „pri. 
vaten Kunſtanſtalt“ in einen Träger öffentlicher Aufgaben umgewandelt. Dieſe Auf- 
gabe „iſt nicht nur äſthetiſcher, ſondern auch ſittlicher Art, und das öffentliche Inter. 
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eſſe an ihr beſchränkt ſich nicht auf die Notwendigkeit einer polizeilichen Aber wachung, 
ſondern auf ihre Führung“ (aus der Begründung des Theatergeſetzes). Vor allem 
wird das Theater nicht mehr, wie bisher, als eine gewerbliche Erwerbsanſtalt be- 
trachtet und wird deshalb auch aus der Gewerbeordnung herausgenommen. 


8 1 des Theatergeſetzes unterſtellt „die im Reichsgebiet unterhaltenen Theater hin ⸗ 
ſichtlich der Erfüllung ihrer Kulturaufgaben der Führung des Reichsminiſters für 
Volksaufklärung und Propaganda als zuſtändigem Miniſter“. Das Geſetz regelt 
weiter die richtige Auswahl der Veranſtalter und der künſtleriſchen Leiter und gibt im 
8 5 dem zuſtändigen Miniſter das Recht der Spielplangeſtaltung. Während früher 
alle das Volks. und Staatsleben zerſetzenden Stücke, wenn fie nicht unmittelbar die 
Staatsordnung bedrohten, ungehemmt aufgeführt werden konnten, kann der zuſtändige 
Miniſter jetzt die Aufführung beſtimmter Stücke im allgemeinen oder einzelnen Falle 
unterſagen und darüber hinaus unter beſtimmten Vorausſetzungen auch die Auf. 
führung beſtimmter Stücke verlangen. 


Schließlich bringt das Lichtſpielgeſetz vom 16. Februar 1934 auch auf dieſem Gebiete 
grundſätzliche Anderungen. Zwar beſtand auch ſchon im Weimarer Staate eine Film⸗ 
zenſur im Rahmen des Art. 118 der Weimarer Verfaſſung Abſ. 2 und des Lichtſpiel ⸗ 
geſetzes vom 12. Mai 1920. Die nach dieſem Geſetz geübte Präventivzenſur durch die 
Filmprüfſtellen erfolgte aber nur nach rein polizeilichen Geſichtspunkten. Danach 
war die Zulaſſung eines Vildſtreiſens zu verſagen, „wenn die Prüfung ergibt, daß 
die Vorführung des Bildſtreifens geeignet iſt, lebenswichtige Intereſſen des Staates 
oder die öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu gefährden, das religiöſe Empfinden 
zu verletzen, verrohend oder entſittlichend zu wirken, das deutſche Anſehen oder die 
Beziehungen Deutſchlands zu auswärtigen Staaten zu gefährden“ (§ 1 des Geſetzes 
vom 12. Mai 1920). Im übrigen durfte die Zulaſſung „wegen einer politiſchen, 
ſozialen, religiöſen, ethiſchen oder Weltanſchauungstendenz als ſolcher nicht verſagt 
werden“. Demgegenüber ſchützt 8 7 des neuen Lichtſpielgeſetzes darüber hinaus die 
Verletzung des „national ſozialiſtiſchen, religiöſen, ſittlichen oder künſtleriſchen 
Empfindens“. Damit iſt der Filmzenſur heute die Möglichkeit gegeben, nicht nur 
polizeilich vorbeugend zu wirken, ſondern durch das Verbot entfittlichender, kitſchiger 
und Schundfilme auch die Entwicklung des ſittlichen und künſtleriſchen Empfindens 
poſitiv zu fördern. 


4. Erziehung und Wiſfenſchaft 


Im liberalen Staate ſah man die Aufgaben der Erziehung in der Erziehung zum 
„freien Staatsbürger“. Da in der Weltanſchauung der liberalen Demokratie die 
Bindungen des einzelnen an die Volksgemeinſchaft keine bewußte poſitive Nolle 
ſpielten, ſo ſah ſich der liberale Staat genötigt, zur Aufrechterhaltung der äußeren 
Ordnung des Staatslebens, das an ſich von dem Ideal der Führerloſigkeit und der 
Autoritätsloſigkeit beherrſcht wurde, an den „freien“ Willen des Individuums zu 
appellieren. Dabei war man ängſtlich bedacht, ſchon die „ſouveräne Individualität“ 
des Kindes zu ſchützen, um ſeine freie Entwicklung ja nicht zu hemmen. Die Folge 
davon war ein Chaos auf dem Gebiet der liberalen Erziehungswiſſenſchaft, die 
richtungslos und politiſch ſteuerlos dahintrieb. 


Im deutſchen Führerſtaat kann es nur eine Erziehung zu Volk und Staat und in 
engſter Verbindung mit allen pofitiven Kräften des Volks. und Staatslebens geben. 
Das bedeutet vor allem, daß die Jugend bewußt in die Bindung an Volk und Staat 
hineingeſtellt und damit von vornherein zu verantwortungsbewußter politiſcher Mit. 
arbeit herangezogen wird. 


Führer können — wie ſchon oben ausgeführt wurde — nicht künſtlich geſchafſen 
werden. Aber der politiſche Boden für eine wirkſame Führung kann und muß im 
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Führerſtaat dadurch geſchaffen werden, daß der Jugend der Gedanke der Volksgemein⸗ 
ſchuft und ihrer politiſchen Führung in Fleiſch und Blut übergeht. Nur dann kann 
ſich der ſchon oben als notwendig bezeichnete politiſche Typus herausbilden, der den 
deutſchen Führerſtaat tragen muß. 


Selbſtverſtändlich muß dieſe politiſche Erziehung über eine bloße Aniformierung der 
geiſtigen und körperlichen Haltung hinaus die bewußte Charakterbildung und die Er⸗ 
ziehung hoher körperlicher und geiſtiger Leiſtungen als Ziel ins Auge faſſen. Vor 
allem müſſen die körperliche und geiſtige Schulung in einen gefunden Ausgleich zuein⸗ 
ander gebracht werden. „Der völkiſche Staat muß dabei von der Vorausſetzung aus ⸗ 
gehen, daß ein zwar wiſſenſchaftlich wenig gebildeter, aber körperlich geſunder Menſch 
mit gutem feſtem Charakter, erfüllt von Entſchlußfreudigkeit und Willenskraft für die 
Volksgemeinſchaft wertvoller iſt als ein geiſtreicher Schwächling“ (Adolf Hitler). 


Bei dieſer Erziehung zu Volk und Staat fällt nun der Partei als dem politiſchen 
Mittel der Führung eine wichtige Aufgabe zu. Aufgabe der „Reichsjugendführung“ 
iſt es, im Einvernehmen mit Elternhaus und Schule in politiſcher Erziehung eine 
Volks- und Staatsjugend ins Leben zu rufen, deren beſte Mitglieder imſtande find, 
an der Führung der Nation in ſpäterem Alter verantwortlich teilzunehmen. „Denn 
von der Güte der Anterführer und ihrer geiſtigen Fähigkeit, eine ſtetige bewußte und 
vertrauensvolle Fühlung mit dem Volke nicht durch bloßes Kommandieren, ſondern 
durch das perſönliche Beiſpiel, die eigene Haltung und die eigenen Leiftungen zu er⸗ 
halten, hängt die Feſtigkeit und Anerſchütterlichkeit des Führerſtaates ab“ (Koell⸗ 
reutter, Allgemeine Staatslehre, S. 257). 


Von großer Bedeutung für die Zuſammenarbeit von Partei und Staat auch auf 
dieſem Gebiete iſt die im Juni 1934 getroffene Vereinbarung des Reihsjugend- 
führers mit dem Reichsminiſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung. Da. 
nach ſoll grundſätzlich der Sonntag dem Elternhauſe vorbehalten bleiben, während der 
Sonnabend der Heranbildung einer deutſchen Staatsjugend im Rahmen der Hitler. 
jugend zur Verfügung geſtellt wird. Die übrigen Tage verbleiben uneingeſchränkt der 
Schule zur Erfüllung ihrer Aufgaben. 


Die Durchführung einer ſolchen Vereinbarung erwies ſich nur dadurch als möglich, 
daß der bisherigen ſtaatlichen Zerſplitterung des Erziehungsweſens in Deutſchland 
durch die Errichtung des Reichsminiſteriums für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks. 
bildung ein Ende gemacht wurde. Damit war für den Aufbau eines einheitlichen 
Schul. und Erziehungsweſens von der Volksſchule bis zur Hochſchule der Weg frei⸗ 
gemacht. Während es fich im Weimarer Staate unmöglich erwies, ein Reichsſchul⸗ 
geſetz zuſtande zu bringen, wurden durch den Erlaß vom 21. Januar 1935 auch die 
Hochſchulen einheitlichen Richtlinien durch das Reich unterſtellt. And ebenſo regelt 
das Reich durch Kirchenverträge einheitlich den Anteil, den die Kirchen an der Schul- 
bildung nehmen können. 


Dieſe Maßnahmen berühren aber die richtig verſtandene „Freiheit der Wiſſenſchaft“ 
in keiner Weiſe. Denn aus allem Bisherigen ſolgt die notwendige Erkenntnis, daß 
es eine vorausſetzungsloſe und bindungsloſe Wiſſenſchaft im Sinne eines entarteten 
Liberalismus nicht geben kann. Ein unter dieſer Maske ſich breitmachender In— 
tellektualismus führte nicht zur wiſſenſchaftlichen Stärkung, ſondern nur zur Zerſetzung 
der geiſtigen Kräfte eines Volkes. 


Muß ſich alſo vor allem auch die deutſche Wiſſenſchaft der organiſchen Bindungen mit 
dem Volks. und Staatsleben ſtets bewußt fein, muß fie in dieſem Sinne echte poli- 
tiſche Wiſſenſchaft fein, ſo muß und wird ihr im deutſchen Führerſtaat die Freiheit 
ihrer Forſchung und der objektiven Haltung in dieſem Rahmen erhalten bleiben. Die 
Objektivität der Wiſſenſchaft beſteht nicht in Beziehungsloſigkeit zur politiſchen 
Wirklichkeit, ſondern in Gerichtetheit und ſchöpferiſcher Hingabe an ihren Gegenſtand 
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Deshalb läßt ſich die „Erzeugung“ von Wiſſenſchaft niemals kommandieren. Träger 
der Wiſſenſchaft können vielmehr nur Perſönlichkeiten fein, die ſowohl ſchöpferiſch 
geftalten können als auch charakterlich fih der Verantwortung, die fie Volk und 
Staat gegenüber tragen, bewußt find. Nur ſolche im echten Sinne völkiſche “Perfön- 
lichkeiten können auch an der wiſſenſchaftlichen Schulung des deutſchen Beamtentums 
mit Erfolg mitarbeiten. In dieſem Sinne erfolgt auch die Sichtung und Heram 
5 deutſchen Wiſſenſchaft zur Mitarbeit in den deutſchen Verwaltungs · 
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